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Beginn der Sitzung: 9.03 Uhr.

Prasident Bernd Busemann:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir mdchten beginnen. Ich darf Sie hier
im neuen Plenarsaal zur zweiten Plenarsitzungs-
woche ganz herzlich begrifZen. Gemeinsam mit
den Schriftfihrerinnen wiinsche ich lhnen einen
guten Morgen!

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Prasident!)

Ich eroffne die 47. Sitzung im 18. Tagungsab-
schnitt des Landtages der 17. Wabhlperiode.

Tagesordnungspunkt 1:
Mitteilungen des Prasidenten

Die Beteiligung ist a priori hervorragend. Wir kon-
nen deshalb bereits jetzt die Beschlussfahigkeit
des Hauses feststellen.

Zur Tagesordnung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Die Einladung fur diesen Tagungsabschnitt
sowie die Tagesordnung einschlie3lich des Nach-
trags und der Informationen zu den von den Frak-
tionen umverteilten Redezeiten liegt Ihnen vor. -
Ich stelle das Einverstandnis des Hauses mit die-
sen geanderten Redezeiten fest. Die heutige Sit-
zung soll demnach gegen 19 Uhr enden.

Nachdem die meisten von lhnen nun seit mehr als
einem Monat Erfahrungen im Umgang mit Tablet-
computer und Token sammeln konnten, bietet der
IT-Service der Landtagsverwaltung lhnen auch am
Rande des heutigen Sitzungstages noch einmal im
Rahmen eines Informationsstandes die Gelegen-
heit, Fragen im Umgang mit der Technik sowie zu
den papierlosen Beratungen zu klaren. Der Infor-
mationsstand ist bis 17 Uhr besetzt und befindet
sich in der ersten Etage im Besprechungsraum
hinter der Cafeteria. Daneben haben Sie die M6g-
lichkeit, den IT-Service unter der Durchwahl 2381
oder der E-Mail-Adresse it-service@It.nieder-
sachsen.de in Anspruch zu nehmen. Auf diesen
Wegen kdnnen Sie bei Bedarf auch einen Termin
fur eine Beratung am Informationsstand vereinba-
ren.

AuRerdem weise ich noch auf eine Ausstellung hin,
liebe Kolleginnen und Kollegen: Ab dem kommen-
den Montag ist bis zum 20. November in den
R&aumen der Bibliothek die Ausstellung ,Der
9. November in der deutschen Geschichte® zu
sehen. Die Ereignisse am 9. November der Jahre

1848, 1918, 1923, 1938 und 1989 werden dort an-
hand der in der Bibliothek vorhandenen - teils his-
torischen - Biicher und Dokumente dargestellt.

Wenn das Wetter es zulasst, wollen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Landesarbeitsgemein-
schaft Soziokultur Sie heute und morgen im Rah-
men einer Kreativaktion in der Pfortnerloge - im
Bereich des Fahrstuhles und des Zugangs zum
Verwaltungsgang - zu den Leitmotiven lhres Han-
delns und lhres politischen Engagements befragen
und lhre Aussagen dann durch Kaligrafinnen mit
Kreide auf das Pflaster des Marktkirchenplatzes
schreiben und fotografisch fir Sie festhalten las-
sen. Die Landesarbeitsgemeinschaft Soziokultur
wirde sich Uber lhre Beteiligung sehr freuen.
Gleichwohl mochte ich darauf hinweisen, dass
angesichts der Wetterlage das Projekt im Moment
noch nicht starten kann.

Fur die Initiative ,Schulen in Niedersachsen online®
werden in den kommenden Tagen Schilerinnen
und Schuler der Oberschule aus Wathlingen mit
einer Onlineredaktion live aus dem Landtag berich-
ten. Die Patenschaft dafiir hat der Abgeordnete
Maximilian Schmidt ibernommen.

(Beifall)

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt
Ihnen nunmehr die Schriftfihrerin Frau Rakow mit.

Schriftfihrerin Sigrid Rakow:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es haben sich
entschuldigt: von der Landesregierung Herr Fi-
nanzminister Peter-Jirgen Schneider ab 15 Uhr,
von der Fraktion der CDU Herr Ansgar Focke bis
ca. 13 Uhr und Herr Lothar Koch, von der Fraktion
der SPD Herr Hans-Dieter Haase, niemand von
der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen und von der
Fraktion der FDP Frau Almuth von Below-Neufeldt
und Herr Jérg Bode bis ca. 11 Uhr.

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Rakow. - Meine Damen und
Herren, wir wenden uns jetzt dem néchsten Punkt
zu, namlich dem

Tagesordnungspunkt 2:

Feststellung eines Sitzverlustes gemaf Arti-
kel 11 Abs.2 Satz2 der Niedersachsischen
Verfassung i. V. m. mit § 8 Abs. 2 des Nieder-
sachsischen Landeswahlgesetzes - Antrag des
Prasidenten des Niedersachsischen Landtages -
Drs. 17/2173

4271
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Mit dieser Drucksache liegt Ihnen der Antrag vor,
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen
den Mandatsverlust von Herrn Jirgen Krogmann
festzustellen.

Uber einen solchen Tagesordnungspunkt wird tra-
ditionell ohne Besprechung abgestimmt. - Ich hére
keinen Widerspruch und lasse daher gleich ab-
stimmen:

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Das ist einstimmig so beschlossen.
Der Abgeordnete Jurgen Krogmann ist damit aus
dem Landtag ausgeschieden.

Herr Krogmann, wir haben nichts dagegen, wenn
Sie einige Worte an uns richten.

Juargen Krogmann:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Erst einmal herzlichen
Dank dafur, dass ich mich hier trotz verschnupfter
Stimme - das héangt nicht mit dem Abschied zu-
sammen, sondern das sind Nachwirkungen des
Wahlkampfes - von Ihnen noch gebiihrend verab-
schieden und fir sieben interessante Jahre hier im
Niederséachsischen Landtag bedanken darf! Diese
sieben Jahre haben mir sehr viel Erfahrung ge-
bracht, die ich in die neue Aufgabe einbringen
kann.

Ganz besonders moéchte ich mich auch bei den
Mitarbeitern der Landtagsverwaltung bedanken,
und bei allen, die hier sonst mithelfen, namlich bei
den Mitarbeitern der Fraktionen und bei der Pres-
se, die uns hier oben immer sehr kritisch beobach-
tet hat.

Ich méchte mich bei meinen innenpolitischen Kol-
legen bedanken, auch bei der CDU, die sich sehr
gefreut hat, dass ich mit 47 % in die Stichwahl
musste - das habe ich wohl wahrgenommen -

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

und bei den Vertretern der Hafenpolitik, die mir in
den letzten Jahren sehr ans Herz gewachsen ist.

Ihnen allen wiinsche ich weiterhin ein glickliches
Héandchen bei der Weiterentwicklung unseres Lan-
des Niedersachsen! Wenn Sie mal als Arbeitskreis,
als Fraktion oder in welchem Rahmen auch immer
in Oldenburg sind, dann lassen Sie mich das wis-
sen. Ich wirde mich sehr freuen, Sie dort im Rat-
haus zu begriR3en.

4272

Ansonsten bleibt mir dem Land Niedersachsen nur
zu wischen: Immer eine Handbreit Wasser unterm
Kiel'! Schénen Dank, auf Wiedersehen, wir sehen
uns!

Danke.

(Lang anhaltender, nicht enden wol-
lender Beifall)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Krogmann. - Dieser freundliche
Applaus belegt es, glaube ich: Sie waren uns stets
ein kompetenter, ein angenehmer, ein guter Kolle-
ge. In gewisser Weise werden wir Sie vermissen.

(Heiterkeit)

Auf der anderen Seite winschen wir Ihnen eine
gluckliche Hand im neuen Amt. Wir achten natir-
lich auf all das, was in Oldenburg passiert: Geht es
Oldenburg gut, geht es auch Niedersachsen gut. In
diesem Sinne: alles Gute!

(Beifall und Zurufe)
- Dazu kann sich jeder etwas denken, nicht?

Meine Damen und Herren, gemaf § 38 Abs. 2 in
Verbindung mit Absatz 5 Satz 2 des Landeswahl-
gesetzes hat die Landeswabhlleiterin inzwischen
festgestellt, dass der soeben frei gewordene Sitz
auf Frau Luzia Moldenhauer Ubergeht. Frau Mol-
denhauer hat ihre Bereitschaft erklart, das Land-
tagsmandat als Nachriickerin anzunehmen.

Frau Moldenhauer - wo ist sie? -, ich begrifRe Sie
in unserer Mitte und winsche Ihnen ein erfolgrei-
ches Wirken zum Wohl unseres Landes. Herzlich
willkommen!

(Beifall - Johanne Modder [SPD] tber-
reicht Luzia Moldenhauer [SPD] einen
BlumenstrauR)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wir kdnnen jetzt in die weitere Tagesord-
nung eintreten.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 3:
Aktuelle Stunde

Wir beginnen mit
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a) Vom Absteigerland endlich wieder zum Auf-
steigerland werden: Aktionsplan ,Wachstum
fur Niedersachsen“ umsetzen! - Antrag der Frak-
tion der FDP - Drs. 17/2195

Zur Begrindung des Antrags hat sich Herr Christi-
an Dirr gemeldet. Bitte sehr, Herr Dirr, Sie haben
das Wort.

Christian Dirr (FDP):

Herr Prasident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Niedersachsens Konjunktur triibt sich merk-
lich ein. Das Niedersachsische Institut fur Wirt-
schaftsforschung sagt fir 2014 ein Wachstum von
nur noch 0,9 % voraus. Das ist deutlich unter Bun-
desdurchschnitt. Nur zum Vergleich: In den Jahren
2007 bis 2012 lag Niedersachsen beim Wachstum
mit 5,7 % noch klar uber dem deutschen Durch-
schnitt von damals 3,7 %. Wir lagen damals vor
Bayern und fast allen anderen deutschen Bundes-
landern. Gleichzeitig plant die Landesregierung,
die Investitionsquote zugunsten des Konsums bis
zum Jahr 2018 um 10 % zu senken. Weniger Wirt-
schaftswachstum, geringere Investitionsquote,
Ruckschritt im Bundesvergleich!

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, wir
haben zehn Jahre lang hart daran gearbeitet, die-
ses Land zu einem Aufsteigerland zu machen, und
jetzt gerat Niedersachsen in Deutschland immer
mehr ins Hintertreffen. Auch wenn es nicht der
Ehrgeiz der Landesregierung ist, durfen wir uns mit
einem Platz weit im unteren Tabellendrittel nicht
zufriedengeben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Herr Well, ich will das deutlich sagen: Das ist kein
Wunder angesichts der Leistung lhrer Kabinetts-
mitglieder. Schauen wir uns die Land- und Ernah-
rungswirtschaft an! Das ist der zweitgrof3te Wirt-
schaftszweig im Land, und zwar genau der, der
uns so gut durch die Krise gebracht hat. Das ist
Mittelstand, der daflir gesorgt hat, dass wir oben-
auf sind. Die werden jetzt vom Minister als Tier-
gualer diffamiert.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: So
ist es! - Zuruf von der SPD: Wo hat er
das denn gesagt?)

- Das ist genau das, was das Landvolk Ihnen um
die Ohren gehauen hat. Genau darum ging es,
meine Damen und Herren.

Moorschutzplan, Jagdzeitverordnung, immer neue
Auflagen, die Ubrigens dazu fiihren, dass Fami-
lienbetriebe nach und nach aufgeben und sich der
GroRRlandwirt durchsetzt, wie das der Chef des
Jungbauernverbandes vor Kurzem zu Recht ge-
sagt hat.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Genau das
Gegenteil ist der Falll Keine Ahnung!)

Das bilrokratische Vergabegesetz von Herrn Lies
kostet die Unternehmen und den Staat 100 Millio-
nen Euro und ist handwerklich so schlecht ge-
macht, dass es europarechtswidrig ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Forderpolitik ist so verquast, dass noch nicht
einmal die Européische Kommission versteht, wo-
rum es gehen soll.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, es
wird nichts getan, um das Land voranzubringen.

Und dann der Grinen-Parteitag vom Wochenende:
kein Autobahnbau, kein Import von Frackingpro-
dukten - ich bin gespannt, wie Sie das durchsetzen
wollen -, das faktische Verbot der Erdgasforde-
rung. 95 % des deutschen Erdgases werden hier
in Niedersachsen gewonnen. Wir haben an der
Stelle eine nationale Verantwortung. Ohne Erdgas
wird die Energiewende wirtschaftlich definitiv nicht
gelingen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das merkt jetzt auch Herr Lies. Die Nordwest-
Zeitung hat gestern getitelt: ,Lies warnt: Grine
geféahrden Arbeitsplatze®. Ich habe mich gefragt,
warum man solche Selbstverstandlichkeiten ei-
gentlich noch sagen muss. Ich wundere mich. Wie
wollen Sie mit denen denn wieder auf Wachstums-
kurs kommen, Herr Minister? - Ich frage das Ubri-
gens auch die Gruinen. Sie haben einen stellvertre-
tenden Ministerprasidenten, der als zustandiger
Fachminister nicht einmal in der Lage ist, seine
eigene Partei beim Thema Erdgasférderung zu
Uberzeugen.

Und der Autobahnausbau: Wie wollen Sie sich an
den Koalitionsvertrag halten, ohne dabei gleichzei-
tig gegen lhre eigene Partei zu arbeiten?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Herr Lies, wir héren jetzt seit anderthalb Jahren,
dass Meinungsunterschiede zwischen Rot und
Grin ganz normal sind. Ja, man kann unterschied-
licher Meinung sein. Am Ende muss man aber
gemeinsam regieren kénnen.
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(Petra Tiemann [SPD]: Tun wir auch!
Und gut!)

Diese Landesregierung ist wegen inhaltlicher Diffe-
renzen in den wichtigsten Politikfeldern, bei denen
es um Wirtschaft und Wachstum geht, schlicht und
einfach handlungsunfahig geworden, meine sehr
verehrten Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Viele Unternehmer, viele Menschen sind doch
genau deshalb so sauer, weil es eben nicht ein-
fach nur um irgendeinen Arbeitskreis geht und weil
man nicht einfach sagen kann, wie das die Kolle-
ginnen Modder und Piel regelmafRig tun: Lasst uns
doch alle nett zueinander sein! - Es ist Schluss mit
nett, liebe Kollegen!

(Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN

Es geht darum, ob diese Landesregierung in einer
Konjunkturkrise tUberhaupt handlungsfahig ist. Es
geht um das Land, es geht um (ber 300 000 Be-
triebe, Uber 3 Millionen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und 8 Millionen Menschen in Nieder-
sachsen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Und der Herr Ministerprasident? - Er sieht einfach
zu und unternimmt nichts. Dabei steht Niedersach-
sen jetzt am Scheideweg. Was jetzt wichtig ist, ist
eine Politik, die Niedersachsen das Rustzeug fir
konjunkturell schwierige Zeiten gibt. Dazu gehéren
ein schlankes Vergabegesetz - dabei geht es um
100 Millionen Euro -, keine Erhéhung der Wasser-
entnahmegebihr - 20 Millionen Euro -, weg mit der
kalten Progression Uber den Bundesrat - 800 Milli-
onen Euro fur die Arbeithehmer im Land -, Innova-
tionsfelder, wie beispielsweise die CFK-Technolo-
gie in Stade, mussen endlich wieder gestarkt wer-
den. Dazu gehort auch eine Landwirtschaftspolitik
mit und nicht gegen die Landwirte.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Und vor allem missen die wichtigen Infrastruktur-
projekte A 39 und A 20 so schnell wie mdglich auf
den Weg gebracht werden.

Herr Ministerprasident, die aktuellen Wirtschafts-
zahlen sprechen glasklar gegen Sie. Aber Sie ha-
ben die Richtlinienkompetenz. Ich fordere Sie auf:
Fangen Sie endlich an, genau diese zu nutzen!

Herzlichen Dank.
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(Starker Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Diirr. - Als N&chster hat
sich fur die Fraktion der CDU Kollege Toepffer
gemeldet. Bitte sehr, ich erteile lhnen das Wort.

Dirk Toepffer (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die
Analyse des Kollegen Dirr entspricht leider den
Tatsachen. Niedersachsen bewegt sich vom Auf-
steiger- zum Absteigerland. Aber Niedersachsen
braucht keinen Aktionsplan. Das, was Niedersach-
sen braucht, ist schlichtweg eine andere Regie-
rung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Richtig ist der dargestellte Zusammenhang zwi-
schen Wirtschaftspolitik und Psychologie. Ohne
vertrauensbildende Politik gibt es kein investitions-
freudiges Klima. Vertrauen schaffen kdnnen nur
Personen und hier in der Landespolitik vor allen
anderen der Wirtschaftsminister und der Minister-
prasident.

Was unseren Wirtschaftsminister angeht, gebe ich
zu: Herr Lies versucht mit dem ihm eigenen
Charme zur Vertrauensbildung beizutragen. Aber
all sein Charme kann Uber eines nicht hinwegtau-
schen: Der wirtschaftspolitische Klimawandel ist in
Niedersachsen kaum noch aufzuhalten. Und das
hat seine Ursachen - die Wirtschaft erkennt es
mehr und mehr-: Niedersachsens charmanter
Wirtschaftsminister ist wie ein zahnloser Léwe -
ganz nett anzuschauen, aber wehe, er macht den
Mund auf; dann wird deutlich, dass er nicht beiRen
kann.

Die wiederum personifizierte BeiBhemmung des
Ministers sitzt in der linken Mitte dieses Hauses.
Das konnte das Land am vergangenen Wochen-
ende wieder einmal deutlich bei der Landesdele-
giertenkonferenz der Grinen mitverfolgen. Das,
was Sie dort zum Thema Fracking beschlossen
haben, ist nicht nur wirtschaftspolitisch klimaschad-
lich, es zeigt auch die vdllige Ohnmacht dieses
Wirtschaftsministers und der ganzen Landesregie-
rung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Natirlich muss man die vom Fracking ausgehen-
den Risiken ernst nehmen, nattirlich muss man die
Hintergriinde von Erkrankungen und Erderschutte-
rungen untersuchen, und natirlich muss diese
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Technologie genauestens kontrolliert werden. Aber
bei aller gebotenen Vorsicht: Wer selbst das kon-
ventionelle Fracking nach 60 Jahren seiner Erpro-
bung voéllig verbieten will, wer sich jeglicher Erfor-
schung neuer Fordertechnologien verweigert, wer
sogar den Handel mit gefrackten Energietragern
verbieten will, der zeigt vor allem eines: dass ihm
der Wirtschaftsstandort Niedersachsen vdllig egal
ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Man kdnnte nun einwenden, das alles sei nicht so
gravierend, weil die eigentlichen Entscheidungen
zum Fracking in der Bundespolitik getroffen wer-
den und weil niemand weil3, wie man den Handel
mit gefrackten Energietradgern Uberhaupt verbieten
soll. Aber gerade weil das so ist, muss man sich
doch fragen, warum ein solcher Beschluss Uber-
haupt gefasst worden ist.

Die Antwort ist einfach: Bei diesem Beschluss geht
es nicht nur um 400 Millionen Euro Forderabgabe,
bei diesem Beschluss geht es nicht nur um Ver-
sorgungssicherheit, und bei diesem Beschluss
geht es nicht nur um Tausende Arbeitsplatze, bei
diesem Beschluss geht es vor allem um eins, nam-
lich um Symbolik.

Der Landesvorsitzende der Griinen hat es offen
gesagt: Nach seiner Meinung ist die SPD zu wirt-
schaftsfreundlich. Deshalb bedarf es dieser Sym-
bolik, und deshalb bedarf es der Demontage des
Wirtschaftsministers und des Koalitionspartners,
damit deutlich wird: Mag Minister Lies noch so viel
Uber neue Technologien, Innovationen und positi-
ves Wirtschaftsklima reden. Wir Griine wollen das
nicht!

Das Schlimme ist: Diese Symbolik zeigt Wirkung.
Es geht doch gar nicht mehr um ein Mehr oder
Weniger an Fracking. Entscheidend ist, dass wir
hier in Niedersachsen moderne Technologien er-
forschen, die Uberall gefragt sind.

In Celle und Umgebung entwickeln selbst ameri-
kanische Unternehmen Bohrtechnik, die in der
ganzen Welt verkauft wird.

Und nun kommt ihre Symbolik. Wer glaubt denn
noch, dass irgendein Unternehmen angesichts
solcher Beschlisse in diese niederséchsische In-
dustrie investiert?

Diese Art der Diskussion - nicht die Diskussion
Uber Fracking an sich - schafft kein Vertrauen, sie
zerstort Vertrauen, und sie wird gezielt so gefihrt,

um einen ganzen Industriezweig aus Deutschland
zu vertreiben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es wird nicht der erste
Industriezweig sein, der vertrieben wird. Am
16. Oktober dieses Jahres fand sich in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung ein Artikel mit der Uber-
schrift ,Deutschland verliert griine Gentechnik®.
Dort heildt es - ich zitiere -:

,Das letzte Unternehmen, das in Deutsch-
land an gentechnisch veranderten Pflanzen
forscht, tut dies kinftig in den Vereinigten
Staaten. Es ist die KWS Saat AG aus Ein-
beck in Niedersachsen.”

Deutsche Wissenschaftler forschen nun mit deut-
schem Geld in den USA. Die Sommertour des
Ministerprasidenten, die ihn auch zu KWS gefihrt
hat, konnte es nicht verhindern. Offensichtlich war
man bei KWS die Diskussion auch in diesem Hau-
se leid.

So wie man die grine Gentechnik aus Nieder-
sachsen vertrieben hat und so wie man dabei ist,
die Erdgas- und Erdolférderindustrie aus Nieder-
sachsen zu vertreiben, genauso kénnte es noch
weiteren Branchen gehen. Die Erndhrungswirt-
schaft lasst gruRen.

Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Toepffer. - Es folgt jetzt
fur die Fraktion Bindnis 90/Die Griunen Kollegin
Westphely. Bitte sehr, ich erteile lhnen das Wort.

Maaret Westphely (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Es wird Sie nicht wundern, dass wir
der Analyse der FDP zu den Ursachen des einge-
tribten Wirtschaftswachstums in Deutschland und
auch in Niedersachsen nicht zustimmen. Die Ana-
lysen sind falsch, und genauso falsch sind auch
die Rezepte, die die FDP uns hier auftischen will.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Unruhe)

Seit Jahren wissen und kritisieren wir, dass das
Spardiktat von Kanzlerin Merkel eine volkswirt-
schaftliche Katastrophe flrr viele unserer européi-
schen Nachbarn ist. Wenn Staaten in der Rezessi-
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on sparen muissen, kdnnen Unternehmen kaum
Umséatze machen und schon gar keine Gewinne.
Ein Staat, der keine Einnahmen macht, blutet aus.

(Christian Durr [FDP]: Es geht nicht
um den  Konjunktureinbruch in
Deutschland! Niedersachsen geht es
schlechter!)

Die Folgen kénnen wir in vielen L&ndern beobach-
ten: hohe Arbeitslosigkeit, umfassende Perspektiv-
losigkeit der Jugend und Volkswirtschaften kurz
vor der Insolvenz.

(UIf Thiele [CDU]: Sind die Deutschen
schuld?)

Es ist auch klar, dass es eine Frage der Zeit war,
bis dieses Spardiktat uns selbst treffen wiirde.

Niedersachsen ist besonders betroffen,
(Jorg Hillmer [CDU]: Warum denn?)

weil Niedersachsen stérker als andere Bundeslan-
der vom Export abhéngig ist. Dieser Rickgang ist
nicht hausgemacht, wie Sie es zu Unrecht behaup-
ten.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Christian Durr [FDP]: Er ist ein-
deutig hausgemacht!)

Sie sollten vielleicht besser einmal die Quellen
lesen, die Sie in lhrem Aktionsplan nennen - das
Niederséachsische Institut fur Wirtschaftsforschung,
das NIW - und die Sie fur lhre Irrungen hier heran-
ziehen. Dort steht ausdricklich:

,Die niedersachsische Wirtschaft ist auf-
grund ihrer Struktur starker von der schwa-
chen Auslandsnachfrage insbesondere aus
der Eurozone belastet als Gesamtdeutsch-
land.”

(Christian Durr [FDP]: Warum lief es
Zu unserer Regierungszeit besser,
und warum lauft es jetzt schlechter?)

Das namlich ist das globale Koordinatenkreuz, in
dem wir uns aktuell befinden. Ein Blick Uber den
Tellerrand hétte Ihrer Arbeit sicherlich nicht ge-
schadet. Opposition zu sein, liebe FDP, ist schliel3-
lich kein Selbstzweck.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Unruhe)

Immer wieder spricht die FDP von Vertrauen und
Verlasslichkeit, den Rahmenbedingungen fir die
wirtschaftliche Entwicklung. - Ja, es ist richtig: Ver-
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trauen und Verlasslichkeit sind wichtig; denn sie
schaffen die Sicherheit, die Unternehmen brau-
chen, um zu investieren. Aber hat die FDP diesen
Grundsatz auch in ihrer Regierungsverantwortung
befolgt?

(Helge Limburg [GRUNE]: Nein!)

Ich erinnere dazu nur an das Desaster im Jahr
2011, als der Landesrechnungshof zahlreiche Fal-
le nicht nachvollziehbarer Férderungen in Millio-
nenhéhe aufgedeckt hat.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Miriam Staudte [GRUNE]: Sehr
richtig!)

Die Félle bezogen sich allesamt auf die Amtszeit
von FDP-Ministern. Die Affare zog sich Uber Mona-
te hin. Am Ende musste die damalige Landesregie-
rung viele dieser Mittel von den Unternehmen zu-
rickverlangen. Das war auf3erst peinlich, und es
erschitterte das Vertrauen der Unternehmen in
eine faire Wirtschaftsférderung.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Verlasslichkeit haben wir und die KMU im Lande
auch vermisst, als ein FDP-Minister mit den GRW-
Mitteln auf Schlingerkurs ging. Mal gingen die For-
derquoten hoch auf 30 %, dann gingen sie wieder
runter auf 15 %. Der damalige Minister Bode gab
die GRW-Mittel mit vollen Handen aus, bis die
Kassen lange vor Jahresende leer waren.

Viele Unternehmen nahmen damals Kontakt mit
uns auf, weil sie sich nach der Totalabsage im
Regen stehen gelassen flhlten. - Zu Recht! Auch
der Arbeitgeberverband der Unternehmen kritisier-
te offentlich die fehlende Verlasslichkeit der dama-
ligen niederséachsischen FDP-Wirtschaftspolitik. Es
gibt weitere Beispiele fur Falle, in denen die FDP
Niedersachsen gezielt geschadet hat - z. B. als ein
niedersachsischer Bundeswirtschaftsminister Ros-
ler gefordert hat, eine ganze Wirtschaftsbranche -
die der erneuerbaren Energieerzeugung - auf Eis
zu legen und sogar rickwirkend Solarforderséatze
drastisch gekirzt hat, auch mit der Folge von In-
solvenzen in Niedersachsen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Helge Limburg [GRUNE]: Rich-
tig! - Zurufe von der FDP und von der
CDU - Unruhe)

Ich glaube, zum Thema Verlasslichkeit muss ich
an der Stelle Uberhaupt nichts mehr sagen. Von
dieser FDP lassen wir uns definitiv keine Lehrstun-
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de fur eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung er-
teilen. Das ist nicht lhr Gebiet! Das kdnnen wir
besser!

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN
und bei der SPD)

Wir wissen, wie man mit Energiepolitik Dynamik fur
wirtschaftliche Zukunftsbranchen erzeugen kann.
Bei der EEG-Reform haben wir, unser Ministerpra-
sident und unser Umweltminister, wichtige Positio-
nen durchsetzen kdénnen, um die Verlasslichkeit
und die Planungssicherheit bei der Energiewende
zu ermdglichen, damit sie wieder Fahrt aufnehmen
kann.

Durch eine sanfte Agrarwende wollen wir Nieder-
sachsens Agrarwirtschaft zukunftsfahig machen.
Vollkommen absurd ist die These, dass das neue
Tariftreue- und Vergabegesetz schuld am schwa-
chen Wirtschaftswachstum sei. Ausgerechnet das
Baugewerbe, bescheinigt das NIW, ist bislang und
zuklnftig Wirtschafstreiber fir die Konjunktur der
niedersachsischen Wirtschaft.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Liebe FDP, eine Sache zum Schluss: Wirtschafts-
wachstum ist kein Selbstzweck! Ein anderes Ver-
sténdnis von Wohlstand muss o6kologische und
soziale Kriterien berlicksichtigen. Meine Beispiele
zeigen, dass wir das fur Niedersachsen bei der
wirtschaftlichen Entwicklung mit berlicksichtigen.

Danke fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN
und bei der SPD - Helge Limburg
[GRUNE]: Sehr gut!)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Westphely. - Liebe Kolleginnen
und Kollegen, es ist eine gewisse Gerduschkulisse
im Plenarsaal, die ein bisschen oberhalb des Zu-
lassigen liegen dirfte. Auch was Zwischenrufe
anbelangt, bitte ich um eine gewisse Zuriickhal-
tung. - Es folgt jetzt fir die Fraktion der SPD der
Kollege Tanke. Bitte sehr, ich erteile lhnen das
Wort.

Detlef Tanke (SPD):

Herr Préasident! Meine Damen und Herren! Mit
verquasten Vergleichen und Statistiken kann man
alles Mogliche belegen. Wenn man sich aber die
Istzahlen in Niedersachsen anguckt, kann man
feststellen, dass das Bruttoinlandsprodukt 2012

um 0,4 % gewachsen ist. 2013 waren es 0 %, und
2014 werden 1 % Wachstum erwartet. Das, meine
Damen und Herren, macht deutlich: Es gibt keinen
Abstieg in Niedersachsen!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Christian Grascha [FDP]J:
Da haben Sie aber lange nach den
Zahlen gesucht!)

Da fragt man sich naturlich: Wie kommen Sie ei-
gentlich zu einer solchen Uberschrift: ,Vom Abstei-
gerland endlich wieder zum Aufsteigerland wer-
den“? - Wenn etwas nichts mit der Realitéat zu tun
hat, hilft in solchen Fallen meistens Sigmund
Freud, meine Damen und Herren. Der hat in seiner
Psychoanalyse den Begriff der Projektion einge-
fuhrt. Das bedeutet, dass man eigene Gefiihle und
Winsche auf andere Menschen oder auf Gegen-
stande Ubertragt.

(Christian Durr [FDP]: Jetzt verstehe
ich den Parteitag!)

Projektion ist das Verfolgen eigener Winsche bei
anderen.

Jetzt, Herr Kollege Dirr, erschliefl3t sich mir auch,
dass Sie lhren eigenen politischen Abstieg im
Land Niedersachsen verarbeiten wollen. Aber ver-
schonen Sie uns bitte mit Ihrer Selbsttherapie!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir haben in Niedersachsen sehr fahige Manage-
rinnen und Manager, gut ausgebildete Arbeitneh-
merinnen und Arbeithehmer und viele innovative
Unternehmerinnen und Unternehmer. Sie sind die
Grundlage fir eine erfolgreiche wirtschaftliche Ent-
wicklung in Niedersachsen. lhnen geben wir die
notwendigen Rahmenbedingungen und die Unter-
stutzung, die sie brauchen, damit Niedersachsen
erfolgreich sein kann. Seien Sie versichert: Bei der
rot-griinen Landesregierung und dem Bundeswirt-
schaftsminister ist die Verantwortung gut aufgeho-
ben.

In Niedersachsen kimmern wir uns vor allen Din-
gen um Arbeit und Bildung. Wir sind stolz auf das
neue niedersachsische Vergaberecht. Mit dem
Tariftreue- und Vergabegesetz werden Arbeitsplat-
ze in der niederséchsischen Wirtschaft, insbeson-
dere im mittelstdndischen Handwerk, gesichert und
Jobs geschaffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Christian Grascha [FDP]:
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Das schafft aber nur Arbeit in der
Verwaltung!)

Wir haben dafiir gesorgt, dass Auftragnehmer
offentlicher Auftrége ihren Beschéftigten Tariflohne
bezahlen und sie zu menschenwirdigen Bedin-
gungen arbeiten lassen mussen. So wird der ehrli-
che Anbieter bei o6ffentlichen Ausschreibungen
nicht mehr zum Verlierer. Das ist der entscheiden-
de Unterschied.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich bin mir ganz sicher, dass sich auch zeigen
wird, dass der Mindestlohn nicht nur fir eine ge-
rechtere Bezahlung von Millionen von Menschen
sorgt, sondern am Ende auch zu spirbaren ge-
samtwirtschaftlichen Effekten fuhrt.

Als zweiten Punkt will ich im Bereich der Arbeit nur
stichwortartig unsere Fachkréfteinitiative erwéh-
nen.

Im Bereich der Bildung sind wir dabei, meine Da-
men und Herren, lhre Fehler der Vergangenheit
aufzuarbeiten. Das schafft man natirlich nicht in
zwei Jahren.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Ich will vier Punkte nennen, mit denen wir das
Bildungswesen in Niedersachsen zukunftsorientiert
gestalten: erstens die Starkung der frihkindlichen
Bildung mit der dritten Kita-Kraft ab dem kommen-
den Jahr,

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

zweitens die Einfuhrung einer echten Ganztagsbe-
treuung, die diesen Namen auch verdient. Drittens
werden wir es umsetzen, dass Kinder endlich die
Schule besuchen kodnnen, die sie und ihre Eltern
sich wiinschen, indem wir lhre ideologisch verbohr-
te Schulpolitik beenden und die Behinderung der
Gesamtschulen aufheben. Damit werden am Ende
die Kommunen vor Ort die aus ihrer Sicht richtige
Schullandschaft gestalten kdnnen. Mehr Demokra-
tie in der Schullandschaft, meine Damen und Her-
ren, geht nicht!

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Viertens haben wir die Studiengebihren abge-
schafft. In diesem Wintersemester, das erste Se-
mester, in dem in Niedersachsen keine Studienge-
bihren mehr erhoben werden, sehen wir, dass die
Studentenzahlen steigen.
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Was fir ein Erfolg -
(Christian Grascha [FDP] lacht)

nicht nur unter sozialen Gesichtspunkten, sondern
auch mit Blick auf die Starkung der Attraktivitét
unserer niedersachsischen Universitaten, meine
Damen und Herren!

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - UIf Thiele [CDU]: Die
Hochschulprasidenten sehen das an-
ders! - Christian Grascha [FDP]:
Kdnnte das damit zu tun haben, dass
es einfach mehr Studienanfanger
gibt?)

Lassen Sie mich als letzten Punkt noch die Haus-
haltspolitik anfiihren. Mit unserer soliden Haus-
haltspolitik beenden wir lhre Schuldenorgien der
letzten zehn Jahre, meine Damen und Herren.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - Lachen bei der CDU)

- Heute lachen Sie vielleicht noch. Aber Sie wer-
den als Schuldenweltmeister in die niedersachsi-
sche Landesgeschichte eingehen; da bin ich mir
ganz sicher.

Lassen Sie mich zum Schluss noch sagen, dass
man die MalRBnahmen aus Ihrem Aktionsplan in
zwei Kategorien einteilen kann: Entweder sind sie
kontraproduktiv, weil sie nachhaltiges Wachstum
an einem gerechten Arbeitsmarkt behindern, oder
sie werden schon langst von der Landesregierung
erledigt. Insofern, meine lieben Damen und Herren
von der FDP, wird schon morgen lhr dinner Akti-
onsplan in der Versenkung verschwunden sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Tanke. - Jetzt hat sich
fur die Landesregierung der Wirtschaftsminister
gemeldet. Herr Lies, ich erteile lhnen das Wort.

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Vielleicht darf ich zu Beginn sagen: Ich
finde es ein bisschen schwierig, wenn man meint,
eine erkennbar etwas schwierige wirtschaftliche
Situation, wie wir sie gerade erleben, nach Wo-
chen, in denen wir hier im Landtag dariber disku-
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tiert haben, an dieser Stelle missbrauchen zu kdn-
nen, um Uber ein ,Absteigerland Niedersachsen®
zu reden. Ich finde, das wird der Wirtschaft und
den Menschen, die in unserem Land tolle Arbeit
leisten, Gberhaupt nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Widerspruch bei der FDP
- Christian Durr [FDP]: Wir dirfen also
nichts kritisieren, was Sie machen?)

Zu Recht hat der Abgeordnete Tanke die Zahlen
des BIP genannt. Ich will gar keine Vergleiche
anstellen; denn ich glaube, wir wiirden einen Feh-
ler machen, wenn wir - so wie Sie - versuchen
wirden, mit Statistiken darzustellen, wie schlecht
oder gut das Land dasteht. Das wird der Situation
nicht gerecht.

Ich glaube, wir brauchen zwei Dinge: Wir brauchen
eine ehrliche und offene Diskussion mit der Wirt-
schaft im Land. Die flhren wir, seitdem wir in der
Regierungsverantwortung sind. Wir brauchen ein
positives Bild vom Land Niedersachsen. Wir brau-
chen nicht Ihr verzerrtes Bild von Niedersachsen
als einem Absteigerland. Niedersachsen ist ein
wirtschaftlich starkes Land, und daflir steht diese
rot-griine Landesregierung, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Richtig ist aber auch - das ist zu Recht angespro-
chen worden -, dass es auch mit Blick auf die
Prognosen eine durchaus schwierige wirtschaftli-
che Situation gibt. Ich bitte Sie aber, auch einmal
einen ehrlichen Blick auf die Ursachen dafir zu
werfen. Auch lhnen muisste bei der Analyse, wo
die Ursachen zu finden sind, doch klar geworden
sein, dass in einem starken Maf3e auch die geopo-
litischen Krisen einen wesentlichen Teil zu dieser
Situation beigetragen haben.

(Christian Grascha [FDP]: Das streitet
gar keiner ab! - Christian Durr [FDP]:
Warum ist Niedersachsen unterhalb
davon? Das ist die Frage!)

Ich frage mich ernsthaft, wie der von lhnen auf den
Weg gebrachte Sieben-Punkte-Plan - ich kann die
Zusammenstellung dieser sieben Punkte nicht
nachvollziehen - nur ansatzweise dazu beitragen
soll, diese schwierige geopolitische Lage zu Uber-
winden. Das ist nicht nur der falsche Ansatz, son-
dern er geht auch véllig an den Problemen der
niedersachsischen Wirtschaft vorbei, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Deswegen kann ich nur mit gro3er Sorge sagen:
Vorsicht vor Aktionismus! Man sollte nicht den
Eindruck erwecken, als wenn man mit diesen sie-
ben doch sehr willkiirlich zusammengewurfelten
Punkten der Wirtschaft in Niedersachsen helfen
konnte - im Gegenteil. Ich will eines deutlich sa-
gen: Diese Landesregierung ist handlungsfahig!
Das beweist sie auf allen Feldern, die fir Nieder-
sachsen und flir die niedersachsische Wirtschaft
von entscheidender Bedeutung sind.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ein Punkt argert mich allerdings ganz besonders -
ich wundere mich ubrigens, dass die Kollegen von
der CDU da nicht deutlich widersprechen -: The-
men wie gute Arbeit, anstédndige Bezahlung von
Menschen und Rente mit 63, die Menschen be-
kommen sollen, die ein Leben lang hart gearbeitet
haben,

(Zustimmung bei den GRUNEN)

hier als Ursache fiir eine Krise in Deutschland
darzustellen, ist ein Missbrauch und ein Vergehen
an all den Menschen, die in diesem Land hart ar-
beiten. Das will ich an dieser Stelle noch einmal
sagen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wenn Sie ernsthaft glauben, dass es zu wirtschaft-
lichen Einbriichen im Land fiihrt, wenn Menschen
in diesem Land anstandig fur ihre Arbeit bezahlt
werden, dann ist das Grund genug dafiir, dass Sie
am Ende keine Verantwortung mehr in Deutsch-
land tragen. Das ist richtig so; denn das geht an
den Bedurfnissen der Menschen vorbei.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Christian Durr [FDP]: Was
ist mit den Ergebnissen des griinen

Parteitags? - Christian Grascha
[FDP]: Was sind denn lhre Antwor-
ten?)

Angesichts der Krisen, die Sie durchaus auch be-
schreiben, und der Sorgen im geopolitischen Be-
reich kann man sich nur fragen, wie die sieben
gigantischen Punkte, die Sie in Ihrem Aktionsplan
aufgefuihrt haben - Stichworte ,Lebensmittelkon-
trolle” und ,Wasserentnahmegebihr” -, auch nur
ansatzweise dazu beitragen sollen, die Situation
zu verbessern. Das, was Sie da diskutieren, geht

4279



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 47. Plenarsitzung am 22. Oktober 2014

doch an den Problemen der Wirtschaft in Nieder-
sachsen vorbei - genauso wie Kritik an Ihnen vor-
beigeht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Christian Grascha [FDP]:
Sagen Sie doch mal etwas zur Infra-
struktur!)

Meine Damen und Herren, ich glaube, es ist deut-
lich geworden, dass diese Landesregierung, die
sehr handlungsfahig ist - wir haben es vorhin ge-
hort -, gerade beim Thema Energiewende deutlich
vorangeschritten ist. Bei diesem Thema lagen die
alte Bundesregierung und FDP und CDU wahrend
ihrer Verantwortung in Niedersachsen im Tief-
schlaf. Sie haben nicht nur Tausende von Arbeits-
platzen in unserem Land geféhrdet, sondern Sie
haben durch lhre Politik im Bereich Offshore auch
dafir gesorgt, dass Zehntausende Arbeitsplatze
gar nicht erst entstanden und Tausende verloren
gegangen sind. Das ist in lhrer Verantwortung
passiert. Sie haben damit dazu beigetragen, dass
die wirtschaftliche Situation so ist, wie sie ist. Das
gehdrt zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Es waren Altmaier und Rosler, die dafir gesorgt
haben, dass diese Industrie nicht ausgebaut wurde
und keine Investoren darin investiert haben. Das
ist die Folge lhrer Politik, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Diese handlungsfahige Landesregierung hat dafir
gesorgt, dass vom Umwelt- und Wirtschaftsminis-
terium ein kluger Weg auf Bundesebene beim
Thema Erdgasférderung gegangen wird. Wir sor-
gen dafur, dass die Infrastrukturprojekte in Nieder-
sachsen vorangebracht werden.

(Christian Durr [FDP]: Stehen die
Grunen dahinter? Das ist die Frage!)

Diese Landesregierung steht geschlossen hinter
dem Koalitionsvertrag und hinter den Entschei-
dungen des Kabinetts. Das ist eine klare Position
dieser Landesregierung, die Sie Uberhaupt nicht
infrage stellen kénnen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir kiimmern uns mit allen Arbeitsmarktpartnern
um das so wichtige Thema Fachkréaftesicherung.
Das hat es in dieser Form noch nicht gegeben.
Und das Thema Innovation bei der Verzahnung
von Wirtschaft und Wissenschaft bekommt bei
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dieser Landesregierung den Stellenwert, den es
verdient und braucht. Eine kluge, eine moderne
und ein zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik in
Niedersachsen - das ist rot-griine Landespolitik!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Meine Damen
und Herren, alle Fraktionen und auch die
Landesregierung haben ihre Redezeit ziemlich
exakt eingehalten. Weitere Wortmeldungen zu
diesem Punkt liegen nicht mehr vor und sind auch
nicht mehr moglich.

Ich gehe Uber zum Punkt

b) Siudniedersachsenplan gescheitert? - Ver-
spielt Weil EU-Fordergelder fir ganz Nieder-
sachsen? - Antrag der Fraktion der CDU -
Drs. 17/2193

Der Antrag wird vom Kollegen Schinemann
begriindet und eingebracht. Bitte sehr, Sie haben
das Wort!

Uwe Schiinemann (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn der Ministerprasident etwas zur
Chefsache macht, dann sollte es auch gelingen.
Gerade die Anmeldung der EU-Forderprogramme
bei der EU-Kommission sollte das Meisterstiick
von Ministerprasident Weil werden.

(Bjorn Thumler [CDU]: Das war wohl
nichts!)

Spatestens seit dem Wochenende wissen wir:
Jeder Vergleich mit dem Handwerk verbietet sich.
Denn diese 241 Anmerkungen und Fragen sind
der Beweis: Diese Landesregierung und dieser
Ministerprasident kénnen es nicht, meine Damen
und Herren!

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Erster Punkt: Sitdniedersachsenplan. 100 Millio-
nen Euro wurden im Wahlkampf versprochen. -
Jetzt sind noch 50 Millionen Euro im Gespréach!

Territoriale Abgrenzung, Herr Ministerprasident:
Peine knapp daneben!
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Was die Forderkulisse angeht, sollte vor allen Din-
gen die Kofinanzierung fir finanzschwache Kom-
munen geringer ausfallen. - Das ist langst vom
Tisch!

Bei der inhaltlichen Ausgestaltung haben Sie hier
im Parlament Nebelkerzen geworfen.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: So ist es!)

Wir haben gedacht: Kein Problem, Hauptsache
Brissel versteht, was die Landesregierung will.

(Johanne Modder [SPD]: Was haben
Sie denn in den zehn Jahren gemacht,
Herr ehemaliger Innenminister?)

Meine Damen und Herren, wenn ich Ihnen aber
jetzt vorlese, was Brissel dem Ministerprasidenten
geschrieben hat, dann wird es schwierig.

(Zurufe - Unruhe)

Prasident Bernd Busemann:
Ruhe, bitte!

Uwe Schiinemann (CDU):

Brissel schreibt: Aus den Ausfiihrungen zu Sud-
niedersachsen wird au3erdem nicht deutlich, in
welcher Weise die Mittel der europaischen Struk-
tur- und Investitionsfonds verwendet werden sol-
len. Es ist von einem Sonderférderprogramm die
Rede; es wird aber nicht klar, welche Stellung
dieses Programm im Operationellen Programm tat-
sachlich hat.

Meine Damen und Herren, Sie haben nicht nur im
Parlament geschwafelt, sondern Sie haben das
1:1 nach Brussel gemeldet! Das ist in diesem
Zusammenhang einfach unglaublich und unverant-
wortlich!

(Lebhaft Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Zweites Beispiel: Multifondsprogramm. Da wurde
uns deutlich gemacht, Briissel habe darauf gewar-
tet und das sei genau das, was tatsachlich bis
2020 gefordert werden soll. Was schreibt Brissel
dazu? - Die Wahl eines Multifondsprogramms soll-
te eingehender und Uberzeugender begrindet wer-
den. Hier seien die Hintergrinde, auch Abwagun-
gen fir oder gegen eine solche Wahl und eine
Verbindung zur Férderperiode 2007 bis 2013 her-
auszustellen. Dann wird Uberall darauf hingewie-
sen: Abgrenzungsprobleme, keine klare Definition,
keine Situationsbeschreibung, keine Indikatoren. -

Meine Damen und Herren, das sind schlichtweg
handwerkliche Fehler!

Herr Bode hat am Wochenende in einer Pressemit-
teilung geschrieben: Wahrscheinlich versteht der
Ministerprasident die Sprache in Brissel nicht.

Meine Damen und Herren, wenn die Kommission
sagt, das sei ein interessanter Vorschlag, dann
heil3t das nicht, dass man das bejubelt, sondern es
kann genauso gut heil3en: Das ist totaler Quark. -
Das Zweite kénnen wir leider Gottes jetzt auch hier
konstatieren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Aber die Opposition bejubelt das nicht. Ganz im
Gegenteil. Weil Sie alle Programme zusammen-
gefiihrt haben, sind nicht wie in der Vergangenheit
vielleicht bei einem Programm Nachfragen gestellt
worden, sondern das gesamte Forderprogramm fir
Niedersachsen steht damit auf dem Prifstand.

(Johanne Modder [SPD]: Quatsch!
Herr Schinemann, das wissen Sie
auch!)

Sogar das ELER-Programm, das immer durch-
gewinkt worden ist, bei dem Niedersachsen immer
als Erstes dabei war und als Erstes gefordert wor-
den ist, wird bei diesem Fragenkatalog in Frage
gestellt.

Meine Damen und Herren, das ist dilettantisch. Sie
mussen das deshalb so schnell wie méglich korri-
gieren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Man fragt sich: Wie kann so etwas uUberhaupt pas-
sieren? - Diese Frage ist ganz schnell beantwortet:
Sie haben denjenigen Ressorts die Verantwortung
entzogen, die das bisher hervorragend gemacht
haben, und alles in der Staatskanzlei konzentriert.
Herr Ministerprasident, Respekt, zunéchst haben
Sie tatsachlich jemanden an die Spitze der Abtei-
lung in der Staatskanzlei gestellt, der etwas davon
versteht. Er hat lhnen die Probleme geschildert.
Was haben Sie gemacht? - Sie wollten nicht héren,
haben ihn in das Umweltministerium versetzt und
dann jemanden genommen, der keine EU-Erfah-
rung hat, aber parteipolitisch passt.

Meine Damen und Herren, das ist ein Stockfehler!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Christian Grascha [FDP]: Genau so ist
es!)
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Wir mussen jetzt alles daransetzen, dass alle
diejenigen, die tatsachlich Erfahrung haben, das
Programm jetzt zum Erfolg bringen.

Was braucht Stidniedersachsen? - Vier Punkte:

Erstens: handlungsfahige Kommunen. Das heif3t,
das Entschuldungsprogramm muss fortgesetzt
werden. Sudniedersachsen hat 400 Millionen Euro
bekommen. Aber es gibt Kommunen, die tatsach-
lich noch Hilfe brauchen. Setzen Sie das fort!

Zweitens. Wir brauchen ein ganz klares Bekennt-
nis zu einer besseren Verkehrsanbindung. Hier
muss zu der Anmeldung zum Bundesverkehrs-
wegeplan vor die Klammer gezogen werden, was
mit Sonderprogrammen der ehemaligen Landes-
regierung beplant werden konnte.

Drittens. Wir brauchen schnelle Hilfe. Deshalb sind
die Regionalisierten Teilbudgets so wichtig fir
Sudniedersachsen, aber auch fur die ganze Re-
gion.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

In einem haben Sie recht: Wir brauchen Leucht-
turmprojekte landkreistibergreifend. Dabei biete ich
Ihnen jede Hilfe an. Aber dann muss es mit einem
Forderprogramm, das rechtssicher ist, umgesetzt
werden. Das kann ich beim Sidniedersachsen-
plan, der, wie die HAZ geschrieben hat, verquast
ist, wirklich nicht erkennen. Regieren heil3t nicht
schwadronieren, sondern hart und vor allen
Dingen prazise arbeiten!

(Uwe Schwarz [SPD]: Das hatten Sie
in den letzten zehn Jahren machen
kénnen!)

Fangen Sie endlich an!

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der CDU und bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Schinemann. - Jetzt
folgt die Fraktion der SPD. Frau Kollegin Modder,
ich erteile lhnen das Wort. Bitte sehr!

Johanne Modder (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zunachst einmal wurde ich Sie, Herr
Schinemann, als neuen Projektleiter der Ideen-
werkstatt Sudniedersachsen gerne fragen: Was
haben Sie eigentlich in Ihrer Regierungs-
verantwortung zehn Jahre lang als Innenminister
fur Stdniedersachsen gemacht?
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(Christian  Grascha [FDP]: Eine
Menge! - Christian Durr [FDP]: Die
grofiite Forderperiode in der
Geschichte des Landes!)

Das Einzige, was Sie gemacht haben, war der
Zukunftsvertrag, der noch nicht einmal auf Nach-
haltigkeit gesetzt hat. Sie haben auf der ganzen
Linie versagt!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Bjérn Thiimler [CDU]: Das
ist peinlich, Frau Modder! - Christian
Grascha [FDP]: Der grofdte Teil der
Entschuldungshilfe ist nach Sudnie-
dersachsen gegangen!)

Meine Damen und Herren von der CDU, vor
ungefahr zwei Wochen war ich durchaus positiv
Uberrascht, weil ich die Hoffnung hatte, Sie hatten
es jetzt endlich verstanden. Ich will lhnen gerne
erklaren, warum. Im vergangenen Jahr fragten Sie
noch hilflos: Wo liegt Stdniedersachsen?

(Christian Durr [FDP]: Sie haben
hilflos geantwortet!)

Vor zwei Wochen kam dann die Einrichtung einer
Ideenwerkstatt Sitdniedersachsen. Immerhin er-
kennen Sie damit an, dass Sidniedersachsen und
die dortigen Probleme eine besondere Schwer-
punktsetzung verdienen.

Sie sind aber nicht konsequent, meine Damen und
Herren. Wenn Sie die Probleme Siidniedersach-
sens wirklich ernst ndhmen, dann wirden Sie
dieses Thema hier und heute nicht wieder zur
Skandalisierung nutzen.

Meine Damen und Herren, was glauben Sie
eigentlich, wie das in der betroffenen Region an-
kommt?

(Christian Durr [FDP]: Die Menschen
sind sauer auf Sie!)

Was sagen lhre Kommunalpolitikerinnen und Kom-
munalpolitiker eigentlich dazu, dass Sie immer
wieder ihre Region schlecht reden und fur lhre
Inszenierungen benutzen?

(UIf Thiele [CDU]: Die Menschen
wollen, dass endlich geholfen wird!)

Und worum geht es hier im Kern eigentlich? - Herr
Schinemann, im laufenden Genehmigungsver-
fahren des Multifondsprogramms EFRE und ESF
des Landes Niedersachsen hat die EU-Kommis-
sion jetzt ihre offiziellen Anmerkungen Ubersandt
und mit einer verkirzten Frist bis zum 7. November
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versehen. Dies wird dann auch bis zum 7. Novem-
ber abzuarbeiten sein.

(Heiner Schonecke [CDU]: Hoffent-
lich!)

Diese verkiirzte Frist gilt im Ubrigen, wie Sie ganz
genau wissen, Herr Schiinemann, fiir alle Bundes-
lander. Die Anmerkungen sind zum Teil mit denen
fur andere Bundeslander vergleichbar oder sogar
identisch. Auch das wissen Sie.

Auf Sudniedersachsen bezieht sich in diesen An-
merkungen nur eine einzige Frage, namlich die
Frage unter Nr. 11. Daraus der Offentlichkeit sug-
gerieren zu wollen, der Sludniedersachsenplan sei
gescheitert und damit die ganze EU-Férderung flr
Niedersachsen ins Rutschen gekommen, entbehrt
wirklich jeder Grundlage.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Die Einreichung des Uberarbeiteten Multifondspro-
gramms war ohnehin fir Mitte November vorge-
sehen. Ich bin mir sicher, dass wir diese Frist auch
einhalten werden.

Ich will Sie auf einen weiteren Punkt hinweisen. Mit
dem Multifondsprogramm fiir EFRE und ESF hat
Niedersachsen deutschlandweit erstmalig einen
fonds- und zielgebietsiibergreifenden Ansatz erar-
beitet, der wiederholt von der EU-Kommission
positiv herausgestellt worden ist, Herr Schiine-
mann.

(Zuruf von der CDU: Das hat man ja
gehort!)

Dieser Ansatz entspricht 1:1 der europdischen
Strategie ,Europa 2020“. Auch das sollten Sie
wissen, zumindest noch aus lhrer letzten Tatigkeit.

Das Multifondsprogramm verabschiedet sich damit
vom GielRkannenprinzip der Vorgangerregierung.
Es setzt thematische Forderschwerpunkte fir ganz
Niedersachsen und konzentriert sich zielgerecht
auf spezifische Handlungsfelder.

Dass diese neue, zukunftsweisende Fdrderpro-
grammatik auch Anregungen, Hinweise und Fra-
gen hervorruft, ist, glaube ich, nichts Ungewohnli-
ches. Das hat es im Ubrigen auch zu Zeiten der
Vorgangerregierung gegeben. Diese Anmerkun-
gen missen jetzt gewissenhaft und zeitnah abge-
arbeitet und noch einmal mit der EU-Kommission
verhandelt werden.

(Jorg Hillmer [CDU]: Sie sind doch
weit Uber die Zeit!)

Aber es gibt Uberhaupt keinen Grund, diesen
Sachstand zum Anlass zu nehmen, die Genehmi-
gung infrage zu stellen. Das ist ein normales Ver-
fahren, das es auch zu Zeiten der Vorgangerregie-
rung gegeben hat.

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen, wie das funktio-
nieren kann, und ziehe dabei ein - vielleicht nicht
ganz vergleichbares - historisches Vorbild heran,
namlich den Emslandplan. Mit dem Emslandplan
standen dem Emsland damals mehr als 2 Milliar-
den zur Verfligung - zugegebenermaf3en in mehre-
ren Tranchen und grofR3enteils von Bund und Land
finanziert. Das war die Basis flr den Emslandplan.
Der Erfolg lasst sich heute bewundern. Ich sehe
das bei mir vor Ort. Hightech, Zukunftstechnologie,
Beschéftigungsperspektiven - das ist unser heuti-
ges Bild vom Emsland.

Meine Damen und Herren, diese Aktuelle Stunde
lauft vollig ins Leere. Herr Schinemann, Sie lber-
ziehen wieder einmal ohne Rucksicht auf Verluste.
Dabei hatte, glaube ich, ein einfacher Anruf in der
Staatskanzlei alles aufklaren kdnnen.

Ich kann nur noch einmal an Sie appellieren:
Nehmen Sie die Probleme der Region wirklich
ernst! Auf lhre ldeenwerkstatt bin ich sehr ge-
spannt. Beenden Sie die Skandalisierung! Denn
sie hilft weder lhnen noch der Region. Die Region
hat Besseres verdient.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Unruhe)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Modder. - Liebe Kolleginnen
und Kollegen, beim Thema Gerauschpegel mus-
sen wir alle uns, wie gesagt, noch ein bisschen
disziplinieren.

Es folgt jetzt die erste Rede der Kollegin Regina
Asendorf von der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.
Bitte sehr!

Regina Asendorf (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Das Ziel des Programms ,Europa
2020“ ist intelligentes, nachhaltiges und integrati-
ves Wachstum, um u. a. zu einer besseren Koordi-
nierung der nationalen und europaischen Wirt-
schaft beizutragen, Armut zu bekédmpfen und durch
eine Reduzierung der CO,-Emissionen das Klima
zu schitzen. Europa soll zu einem starken, belast-
baren Wirtschaftsraum zusammenwachsen. Die
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Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten sollen
maoglichst gering werden.

Die Wirtschafts- und Finanzkrise, die Millionen an
Arbeitslosen, die vielen Schulden und die damit
einhergehenden sozialen Unruhen haben gezeigt,
dass dieser Wirtschaftsraum durchaus nicht so
belastbar ist, wie wir es uns winschen wirden.
.Europa 2020“ greift diese Erfahrung auf und setzt
sie in einer Strategie und in Leitinitiativen um. Dies
und die Darlegung der Ziele mussen in den Pro-
grammen der Lander zu finden sein. Denn es geht
nicht nur darum, die Gelder effizient auszugeben.
Die Programme sollen auch effektiv sein, sprich:
den vorgegebenen Zielen so nahe wie moéglich
kommen.

Nun zu Sudniedersachsen: Das Regionalmonito-
ring des Niederséchsischen Instituts fir Wirt-
schaftsforschung (NIW) hat ergeben, dass hier die
Uberalterung, die Arbeitslosigkeit, die Leerstands-
quote und der Abzug von Kaufkraft zu einer Ab-
wartsspirale fuhren, die aufgehalten werden muss.

(Helge Limburg [GRUNE]: Richtig!)

Es droht ein Auseinanderdriften der Regionen.
Deshalb muss gehandelt werden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vor diesem Hintergrund ist die Programmerstel-
lung - zusammen mit der Einrichtung eines Mul-
tifonds aus Mitteln von ESF und EFRE - sehr auf-
wendig. Eine enge ressortibergreifende Abstim-
mung und natirlich ein Austausch mit der EU-
Kommission sind unabdingbar. Das kostet - nicht
vorhandene - Zeit. Zu dem erhéhten Aufwand flr
die Erstellung des Programms kommt noch hinzu,
dass die zeitliche Abfolge bei dieser Programmer-
stellung zu Erschwernissen fihrte, auf EU- und
auch auf Bundesebene.

Das Operationelle Programm Niedersachsens
wurde im Juni in Brissel eingereicht und im Sep-
tember mit 241 Anmerkungen zuriickgeschickt.
Nun hat die Niederséchsische Staatskanzlei bis
zum 7. November Zeit, diese Anmerkungen bei
den Operationellen Programmen ausreichend zu
berlcksichtigen.

Kurz und gut: EU-Foérdergelder zu beantragen ist
ein kompliziertes und aufwendiges Geschaft und
selten von sofortigem Erfolg gekront. Diese Erfah-
rung ist nicht neu, und es macht sie nicht nur Nie-
dersachsen. Vielmehr stehen wir damit in guter
Gesellschaft mit anderen Bundesléandern, die
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ebenfalls umfangreiche Fragenkataloge abzuarbei-
ten haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Thomas Schremmer [GRUNE]:
Schiméaren werden hier aufgebaut!)

An dieser Stelle ist es richtig und auch an der Zeit,
all denjenigen Dank zu sagen, die unermidlich
daran gearbeitet haben und die sich auch jetzt
keine Pause gonnen und Tag und Nacht und am
Wochenende alles daransetzen, die vorgeschrie-
benen Fristen einzuhalten.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Der Wille, das ambitionierte Projekt zum Erfolg zu
fuhren, ist offenkundig und zeugt von einem gro-
Ben Teamgeist.

Sie kénnen also davon ausgehen, dass sich die
Staatskanzlei ihrer Verantwortung voll und ganz
bewusst ist und alles Menschenmdgliche unter-
nimmt, um die Frist einzuhalten. Also heil3t die
Antwort auf Ihre Fragen: Nein, Niedersachsen
verspielt keine Fordergelder. In der Folge ist auch
der Suidniedersachsenplan nicht gescheitert.

Im Umkehrschluss entnehme ich lhren Fragen,
dass Sie besorgt sind, dass dieser Siidniedersach-
senplan eventuell nicht stattfinden konnte. Diese
Besorgnis driickt Ihre Unterstiitzung des Vorha-
bens aus und erfreut uns daher sehr.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRU-
NEN und bei der SPD)

Denn schlieBlich muss dieses Projekt von allen
getragen werden. Frau Honé hat im Ausschuss
ausdricklich alle zur Mitwirkung aufgerufen.

An dieser Stelle blicke ich kurz zuriick in unsere
niedersachsische Geschichte. Auch wenn er jetzt
schon erwahnt wurde, méchte auch ich Sie an den
sehr ehrgeizigen Emslandplan von 1950 erinnern,
der noch mit Mitteln des Marshallplans begonnen
wurde und Uber die Emsland GmbH, die in etwa
mit dem Projektblro Sidniedersachsen vergleich-
bar ist, realisiert wurde. Der Plan, der damals auf
zehn Jahre angedacht war, hat letztendlich 40
Jahre gedauert und groRen Erfolg gehabt.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Zaudern und Zo6gern sind heute genauso wie da-
mals fehl am Platz. Sie wirden Chancen ver-
bauen, die wir zusammen mit der Region heraus-
arbeiten und nutzen wollen. Auch im Emsland des
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Jahres 1950 konnte sich wahrscheinlich niemand
vorstellen, was in 40 Jahren sein wirde. Aber es
hat doch Entscheider gegeben, die daran geglaubt
haben.

Ein Erfolg wird das Ganze nur, wenn alle Akteure
mitmachen. Ich fige mein Lieblingszitat von Rilke
an: ,Dass etwas schwer ist, muss ein Grund mehr
sein, es zu tun.*

Vielen Dank.

(Starker Beifall bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Asendorf. - Meine Da-
men und Herren, es folgt jetzt Kollege Christian
Durr von der Fraktion der FDP. Bitte sehr!

(Johanne Modder [SPD]: Christian,
schrei nicht so!)

Christian Durr (FDP):

Ich komme direkt zu Ihnen. - Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin Modder,
weil Sie vorhin gefragt haben, was wir gemacht
haben: Wir hatten zu unserer Regierungszeit die
grofdte EU-Forderperiode in der Geschichte des
Landes.

(Lachen bei der SPD - Johanne Mod-
der [SPD]: Und das hatten wir der
FDP zu verdanken?)

Wir haben die Mittel erfolgreich ausgekehrt, meine
Damen und Herren.

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN)

Herr Schiinemann hat die Regionalen Teilbudgets
angesprochen. Wir haben den Menschen vor Ort
vertraut und das Land nicht zentral von Hannover
aus regiert, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das ist
der eigentliche Unterschied in der Regierungspoli-
tik.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Johanne Modder [SPD]: Kommen Sie
mal in der Realitéat an!)

Zum Sudniedersachsenplan: Wir haben eben kei-
ne Foérderung nach Himmelsrichtung, sondern eine
klare Forderung nach Bedirftigkeit gemacht und
den Menschen vor Ort vertraut.

(Miriam  Staudte [GRUNE]: Wer

schreit, hat unrecht!)

Diese Posse um die EU-Férdergelder fur den Siud-
niedersachsenplan ist ein Paradebeispiel fir die
Art und Weise, wie Sie Politik machen.

Zur Erinnerung: Im Wahlkampf haben Sie, Herr
Ministerprasident, lhren Mund vollgenommen mit
Versprechungen. Dann haben Sie nach der Wahl
extra eine Staatssekretarin nur fir EU-Angele-
genheiten eingestellt und auBerdem vier Landes-
beauftragte eingesetzt.

Doch nun wird klar: Es wurden bisher, meine sehr
verehrten Damen und Herren, schlicht und einfach
nur Uberschriften produziert. Herr Weil, ich frage
Sie: Was lauft bei Ihnen eigentlich schief? - Das ist
ja nicht das einzige Problem, mit dem Sie sich
herumschlagen missen. Ich misste ja fast hinzu-
fugen: Der Justizministerin laufen mittlerweile
schon die Gefangenen weg.

(Widerspruch bei der SPD)

Aber im Vergleich dazu erscheinen Ihre Dienstwa-
gen-Affaren ja geradezu als Lappalie. Da hatten
Sie, Herr Ministerprasident, damals wenigstens
den Mumm, personelle Konsequenzen zu ziehen.
uUnd - Herr Schiinemann hat es ja schon angedeu-
tet - man muss sich auf der Zunge zergehen las-
sen, was die Europdische Union zu lhren Planen
sagt. Zitat:

,vor dem Hintergrund, dass die niedersach-
sische Innovationsstrategie sieben Speziali-
sierungsfelder, neun Leitbilder, sieben Kom-
petenzfelder, sechs horizontale Strategiefel-
der und mehrere Teilstrategien identifiziert,
habe man die Bitte: Es solle deutlicher zum
Ausdruck kommen, worauf sich das Land
Niedersachsen in seiner Innovationsstrate-
gie fokussieren méchte.”

Die Européaische Kommission spricht uns allen auf
dieser Seite des Hauses aus dem Herzen. Genau
das wollen wir auch endlich wissen, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Herr Weil, wir haben uns in den letzten Monaten
ganz bewusst und extra mit Anfragen zurtickgehal-
ten,

(Lachen bei der SPD)

nachdem Sie sich ja immer dariiber beschwert
haben, man komme nicht zum Arbeiten, weil die
Opposition zu der EU-Férderung und zu dem Sud-
niedersachsenplan stets kritisch nachfragt. Ich
habe das nachgeschaut. Wir haben dieses Thema

4285



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 47. Plenarsitzung am 22. Oktober 2014

drei Plenarabschnitte lang nicht auf der Tagesord-
nung gehabt, aber kaum halten wir uns zurtick,
lauft die Sache vollends gegen die Wand, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Lachen bei der SPD)

Ich glaube Ubrigens nicht, dass das Problem an
der mangelnden Auffassungsgabe der EU-Beam-
ten liegt. Ich glaube eher, dass wir es mit einem
Kompetenzproblem in der Niedersachsischen
Staatskanzlei zu tun haben, und zwar nicht auf
Mitarbeiterebene, sondern in der Hausspitze, mei-
ne Damen und Herren.

Herr Weil, ich kann Ihnen an dieser Stelle nur ra-
ten: Wir brauchen keine 35 verschiedenen horizon-
talen Kompetenzfelder, wir brauchen eine kompe-
tente Landesregierung, die in der Lage ist, europé-
ische Fordermittel abzurufen. Herr Weil, Sie verir-
ren sich im politischen Kleinklein, und Sie lassen
die wichtigen Dinge im Land liegen, auch an dieser
Stelle.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das wird auch an der Reaktion der Staatskanzlei
auf das Bekanntwerden des Desasters deutlich,
Zitat:

-Wir sind davon ausgegangen, dass wir bis
Ende des Jahres Zeit haben.*

Entschuldigung, wir reden (ber die EU-Fo6rder-
periode 2014 bis 2020. Was glauben Sie denn,
wann man ein Konzept fur 2014 vorlegen sollte.
2015, 2016, 2017 oder gar erst 2020? - Nein, man
muss es jetzt einreichen. So schwer ist das nicht
zu verstehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Der spate Start schadet vor allem dem Land. Es ist
doch mit den Handen greifbar, dass wir hier in
Niedersachsen in ein Foérderloch fallen. Wir alle
gemeinsam haben uns damals nach der Wieder-
vereinigung doch bitterlich Gber das Férdergefalle
zwischen den ostdeutschen und den westdeut-
schen Bundeslandern, das zu Verzerrungen ge-
fuhrt hat, beschwert. Das Gleiche steht doch jetzt
wieder an, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

Eins will ich sehr deutlich an den Herrn Minister-
prasidenten richten: Die Landesregierung hat den
Niederséchsischen Landtag erneut und wiederholt
falsch informiert. Die Staatskanzlei hat vor einer
Woche eine Anfrage der CDU zur EU-Fodrderung
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beantwortet und den Landtag dabei glauben ma-
chen wollen, dass die Genehmigung der Pro-
gramme im Zeitplan liege und es keinerlei Proble-
me mit der EU-Kommission gebe. Dies entsprach
nicht den Tatsachen, da die Staatskanzlei zu die-
sem Zeitpunkt schon von den Problemen wusste
und diese vor dem Landtag und vor der Offentlich-
keit bewusst vertuscht hat, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zuruf von der CDU: Jawohl!)

Herr Ministerprasident, ich frage mich auch: Wann
wollten Sie den Landtag Uber die aktuellen Prob-
leme eigentlich informieren? Nachdem Sie auf
Anfragen der Opposition das Ganze verschwiegen
haben? - Wissen Sie, was angemessen gewesen
ware? - Angemessen ware gewesen, wenn Sie
sich vor diesem Plenarabschnitt zumindest zu Wort
gemeldet und deutlich gemacht hatten, dass Sie
zu diesem wichtigen Tagesordnungspunkt vor dem
Niederséchsischen Landtag eine Regierungserkla-
rung abgeben wollen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Durr. - Fir die Landes-
regierung wird jetzt der Ministerprasident das Wort
ergreifen. Bitte sehr!

Stephan Weil, Ministerprasident:

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit der Aktuellen Stunde wird eine Fulle
von interessanten Themen angesprochen; der
Sidniedersachsenplan ist es aber am allerwenigs-
ten. Eine von 241 Anmerkungen, eine einzige der
Europaischen Kommission, betrifft den Stdnieder-
sachsenplan.

(UIf Thiele [CDU]: Aber eine grund-
satzliche!)

Das ist auch gar kein Wunder. Denn das Vorha-
ben, einer Region wieder Entwicklungsperspekti-
ven zu geben, entspricht 1 : 1 den Kohésionszielen
der Europaischen Union. Deswegen zeigt allein
schon die Uberschrift Ihrer Aktuellen Stunde: lhnen
geht es um alles Mogliche, aber nicht um die Sa-
che. lhnen geht es um Polemik, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Herr Kollege Schinemann, gestatten Sie ein per-
sonliches Wort.

.Spat kommt lhr! - Doch Ihr kommt. Der
lange Weg entschuldigt Euer Sdumen.®

Schiller, Wallensteins Lager, Auftritt des Piccolo-
mini.

(Zurufe von der SPD: Oh! - Zuruf von

der CDU: Sie sollten sich schamen!)

Sie sind doch aus Sidniedersachsen. Sie haben
zehn Jahre lang ein zentrales Ministerium innege-
habt. Sie haben zugesehen, wie sich die Situation
dieses wichtigen Teils unseres Landes von Jahr zu
Jahr verschlechtert hat. Ich bin gerne bereit, Gber
begrindete Kritik zu reden. Aber von lhnen hier
konfrontiert zu werden, das hat ein Geschméckle.
Betretenes Schweigen ware aus lhrer Sicht eigent-
lich das Richtige.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Christian Diirr [FDP]: Un-
verschamt!)

Lassen Sie mich eine zweite Anmerkung machen,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Unruhe - UIf Thiele [CDU]: Wie ein
angeschossenes Reh!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Ministerprasident, einen Moment, bitte! - Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, jetzt kehrt bitte wie-
der Ruhe ein. Das Wort hat der Redner.

Stephan Weil, Ministerprasident:

Die Situation in Niedersachsen entspricht der in
fast allen anderen Bundeslandern. Wir haben von
32 Programmen, die derzeit der EU-Kommission
vorliegen, 6 typischerweise in einem geringeren
Volumen genehmigt bekommen, die anderen 26
befinden sich im selben Status wie Niedersachsen.
Wir hoéren aus anderen Landern, dass man dort mit
wesentlich anderen Zahlen, was die Anzahl der
Anmerkungen angeht, zu tun hat und dass man
dort ebenso wie bei uns aufgrund der verkirzten
Fristsetzung der EU-Kommission vor einer beson-
deren Herausforderung steht.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren,
eines hdre ich aus anderen Bundeslandern nicht,
dass das zum Gegenstand einer streitigen politi-
schen Auseinandersetzung in den jeweiligen Land-
tagen gemacht wird. Das scheint eine niedersach-
sische Spezialitat zu sein. Ich bin mir nicht sicher,
ob das unserem Land zur Ehre gereicht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das, was wir von der EU-Kommission bekommen
haben, ist eine Mischung aus sachlichen Nachfra-
gen, aus neuen Anregungen, zum Teil aus unver-
bindlichen Erwagungen und aus konzeptionellen
Hinweisen. Morgen und Gbermorgen werden dazu
die abschlieenden Verhandlungen in Brissel
gefihrt werden. Die betreffenden Mitarbeiter aus
allen Ministerien arbeiten mit Hochdruck daran.
Nach dem, was ich hdre, haben wir keinen Zweifel,
dass wir punktlich zum Einsendeschluss in Brissel
auf dieser Grundlage die niedersachsischen Pro-
gramme auf den Tisch legen kénnen.

Kurzum, meine Damen und Herren, seien Sie ge-
wiss, diese Landesregierung wird ihre Arbeit fir die
Regionen mit Hochdruck fortsetzen, und wir lassen
uns dabei auch von lhnen nicht abhalten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Ministerprasident. - Weitere
Wortmeldungen liegen mir zu dieser Aktuellen
Stunde 3 b nicht vor.

Wenn die notwendige Ruhe eingekehrt ist, setzen
wir die Aktuelle Stunde fort. Wir kommen zu

¢) Zuwanderung und Integration - Chancen fir
Niedersachsen nutzen - Antrag der Fraktion der
SPD - Drs. 17/2197

Dieser Antrag wird eingebracht vom Kollegen
Dr. Pantazis. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! In unserer Koalitionsvereinba-
rung ,Erneuerung und Zusammenhalt® haben wir
uns darauf verstandigt, uns fir ein weltoffenes
Niedersachsen einzusetzen. Wir sind der festen
Uberzeugung, dass Niedersachsen ein Land ist,
das von der Vielfalt, dem Engagement und den
Ideen der Menschen ganz unterschiedlicher Her-
kunft seine Kraft und Stérke bezieht.

Getreu dieser Grundiiberzeugung verfolgt die Koa-
lition seit nunmehr anderthalb Jahren eine Integra-
tionspolitik, die sich nicht nur in folkloristisch anmu-
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tender Fassade erschopft, nein, vielmehr verfolgt
sie eine Politik, die mit Fug und Recht als Para-
digmenwechsel bezeichnet werden darf.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Mit der institutionellen Férderung von Migrantenor-
ganisationen, der Weiterentwicklung der Leitstellen
fur Integration zu landesweiten Koordinierungsstel-
len und nicht zuletzt der Reform der Hartefallkom-
mission nenne ich lhnen nur einige Beispiele, wo
es Rot-Grin seit dem Regierungswechsel ange-
packt und besser gemacht hat,

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Niedersach-
sen erfahrt in den letzten Jahren eine ansteigende
Zuwanderung von Menschen - aus ganz unter-
schiedlichen Motiven. Zahlreiche kriegerische Kon-
flikte haben zu einem Anstieg der Fliichtlingszah-
len gefiihrt. Ein Teil dieser Menschen sucht Schutz
in Niedersachsen. Andere mdchten gezielt ihre
beruflichen Chancen hier nutzen. Die Antwort auf
solch unterschiedliche Formen von Migration kann
nur sein: Willkkommenskultur leben und Chancen
nutzen!

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

So wollen wir Niedersachsen zu einem attraktiven
Standort flr Fachkrafte machen. Dem Fachkréfte-
mangel wollen wir auch durch mehr Zuwanderung
begegnen. Die Zuwanderung muss sowohl aus
humanitaren als auch aus wirtschaftlichen und
demografischen Gesichtspunkten erleichtert wer-
den;

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

denn genau diese bietet Chancen fiur beide Seiten.
Und um genau diese Chancen fir Niedersachsen
Zu nutzen, setzen wir uns fir ein Gesetz ein, das
die Zuwanderung mit realistischen und realisierba-
ren Anforderungen regelt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, zahlreiche
kriegerische Konflikte - ich hatte es schon ange-
merkt - werden die Zahl der Flichtenden weiter
ansteigen lassen. Bis Ende dieses Jahres werden
etwa 200 000 Menschen einen Asylantrag in
Deutschland stellen. Fur Niedersachsen ist mit ca.
20 000 zu rechnen.
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Ganz ohne Zweifel stellt diese Entwicklung eine
Herausforderung fiir unser Land dar. Aber - lassen
Sie mich auch das klarstellen - die Erfahrung unse-
rer eigenen Geschichte mit Millionen Vertriebenen
und Fliichtlingen hat gezeigt, dass wir Niedersach-
sen aus Herausforderungen sehr wohl auch Chan-
cen und Potenziale generieren kénnen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

So gelang es uns trotz Nachkriegszeit, die weitaus
gréRere Herausforderung der Aufnahme und Ein-
gliederung von Fluchtlingen zu meistern. Diese
Integration von Flichtlingen und Vertriebenen und
ihr Beitrag zum Wiederaufbau Niedersachsens
haben unser Land zu dem gemacht, was es heute
ist.

Erlauben Sie mir, in diesem Zusammenhang mei-
nen Dank an die Landesbeauftragte flir Migration
und Teilhabe, Frau Doris Schroder-Kopf,

(Angelika Jahns [CDU]: Die kann
auch mal reden! - Ulf Thiele [CDUJ:
Warum spricht die eigentlich nicht?)

und den Landesvorsitzenden des Bundes der Ver-
triebenen, Herrn Oliver Dix, auszusprechen. Unter
Bezugnahme dieser historischen Erfahrung haben
diese in einer gemeinsamen Resolution zur Solida-
ritdt mit Flichtlingen aufgerufen. Herzlichen Dank
dafar!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, bei der Auf-
nahme und Unterbringung von deutlich mehr
Flichtlingen arbeiten Land und Kommunen aktuell
eng zusammen und leisten dabei hervorragende
Arbeit. Insbesondere die Kommunen nehmen hier-
bei einen zentralen Stellenwert ein.

Wir wissen um deren Situation und Problemlagen.
Die Landesebene arbeitet intensiv an einer Ver-
besserung der Lage und prift die Einrichtung einer
weiteren Erstaufnahmeeinrichtung. Dariiber hinaus
werden die Kommunen auch noch einmal finanziell
durch die Erhdéhung der Pro-Kopf-Pauschale ent-
lastet.

Ferner hat sich die Ministerprasidentenkonferenz
in der vergangenen Woche mit dem Thema be-
fasst und einen wichtigen Forderungskatalog -
z. B. zur personellen Ausstattung des BAMF sowie
zu Mindeststandards bei der Aufnahme, Unterbrin-
gung und Integration von Fluchtlingen - verab-
schiedet. Fir den morgigen Donnerstag hat die
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Bundesregierung hierfur die Chefs der Staats- und
Senatskanzleien eingeladen. Ich bin mir sicher,
dass Staatssekretéar Mielke auch hier die Unter-
stitzung der Kommunen im Blick haben wird.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die men-
schenwurdige Unterbringung und die dezentrale
Integration der Fliichtlinge mit ihren eigenen Fa-
higkeiten und Potenzialen sind uns ein wichtiges
Anliegen, damit die Herausforderung der Zuwan-
derung und der Integration als Chance begriffen
wird und hieraus Entwicklungsperspektiven fir die
Zukunftsfahigkeit unseres Landes erwachsen. In
diesem Sinne werden wir auch weiterhin anpacken
und besser machen.

Herzlichen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Dr. Pantazis. - Jetzt ist die Frak-
tion der FDP an der Reihe. Frau Abgeordnete Hill-
griet Eilers hat das Wort. Bitte sehr!

Hillgriet Eilers (FDP):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Diese Aussprache gibt uns gute
Gelegenheit, den Widerspruch und die Inkonse-
quenz lhrer Politik deutlich zu machen. Das fangt
schon bei der Benennung lhres Antrages an. Bei
Antritt ihres Amtes hatte sich die Sozialministerin
gegen den Begriff Integration gewandt. Man solle
zukunftig von selbstverstandlicher Teilhabe und
Partizipation, von einem Paradigmenwechsel spre-
chen. Auch gerade eben haben wir das noch ein-
mal gehort.

Sehr geehrte Damen und Herren der SPD, diese
Auffassung scheint selbst in Ihrer Partei noch nicht
angekommen zu sein. Es wird deutlich, dass der
vermeintliche  Paradigmenwechsel nur eine
Sprechblase ist.

Entscheidend ist etwas anderes, namlich die kon-
krete Art und Weise, wie wir zugewanderten Men-
schen in unserem Land begegnen und wie wir
ihnen Perspektiven eréffnen, Teil unserer Gesell-
schaft zu werden.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
von Angelika Jahns [CDU])

Dazu gehort allerdings sehr viel mehr als das, was
Sie bisher auf den Weg gebracht haben.

An dieser Stelle will ich kurz den sogenannten
Paradigmenwechsel beleuchten: erstens die Auf-
blahung Ihres Apparates, zweitens der unscharfe
und von lhnen viel zitierte Begriff der Willkom-
menskultur und drittens die Ankundigung wichtiger
Dinge, die da irgendwann kommen sollen.

Sie haben sich in lhrer Regierungszeit befleil3igt,
viel Geld fur neue Posten und eigene Strukturen
auszugeben.

(Christian Durr [FDP]: So ist es!)

So haben Sie die Beauftragte fur Migration und
Teilhabe mit groRem Tamtam gekairt.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Die Sie
abgeschafft hatten!)

Vielleicht dachten Sie: Viel hilft viel. - Aber nein!
Die traurige Wabhrheit ist: Viel kostet viel und
schafft wenig Transparenz.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
von Angelika Jahns [CDU])

Was hat Niedersachsen denn jetzt? - Eine Beauf-
tragte ohne Befugnisse, die reichlich Mittel hat,
sich in Szene zu setzen! Sie wird flankiert durch
die Staatskanzlei und zwei Minister.

(Filiz Polat [GRUNE]: Sagen Sie doch
mal, was lhre Zuwanderungspolitik
ausmacht!)

Gemeinsam organisieren sie Arbeitskreise, Koor-
dinationsstellen sowie Ooffentliche Auftritte. Am
Rednerpult ergreift sie heute nicht das Wort.

(Christian Durr [FDP]: Ja, spannen-
derweise nicht!)

Ein Gremium, das firr die FDP wichtige Bedeutung
hat, wird allerdings vernachlassigt;

(Johanne Modder [SPD]: Was hat die
FDP eigentlich gemacht?)

denn wer einen Blick ins Protokoll der letzten Sit-
zung der Kommission fur Migration und Teilhabe
wirft, stellt fest, dass die Mitglieder enttauscht wa-
ren und fragten: Warum ist Frau Schréder-Kopf
denn wieder nicht in der Sitzung? Warum nimmt
sie uns nicht ernst?

Sehr geehrte Landesbeauftragte, das ist eine
Missachtung. Ich fordere Sie auf: Andern Sie das.
Legen Sie weniger Wert auf schone Veranstaltun-
gen, und stellen Sie sich der Diskussion.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)
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Verehrte Kollegen von Rot-Griin, auch ein Blick in
den Koalitionsvertrag zeigt: lhr Anspruch halt der
Wirklichkeit nicht stand. Gern sprechen Sie land-
auf, landab von einer gelebten Willkommenskultur.
Wir halten dieses Etikett fur ein Deckméntelchen
vorgetauschten Handelns. Denn was steckt bislang
konkret und greifbar dahinter?

(Marcus Bosse [SPD]: Vielleicht sa-
gen Sie mal, was die FDP in den ver-
gangenen zehn Jahren mit bestimmt
hat!)

Ein kleiner Baustein, ein Projekt fir einige wenige
Auslanderbehdrden!

Wir erwarten Folgendes: Sorgen Sie mit groRerer
Vehemenz daflr, dass die Kommunen angesichts
der immensen Herausforderungen nicht alleinge-
lassen werden.

(Filiz Polat [GRUNE]: Was haben Sie
denn im Haushalt 2014 eingestellt?)

In den Stadten und Gemeinden gibt es ernst zu
nehmende Hirden, die Menschen willkommen zu
heiRen. Dies betrifft die Unterkunft, die gesundheit-
liche Versorgung und die entsprechenden Bil-
dungsangebote, aber ebenso die Moglichkeit, Zu-
gewanderte zu qualifizieren und ihnen schneller
Zugang zum Arbeitsmarkt zu er6ffnen. Nur so
kommen wir zu einer Kultur der Anerkennung und
der Wertschatzung, und nur so kann unsere Ge-
sellschaft zusammenwachsen.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU - Johanne Modder
[SPD]: Gespielte Erkenntnis!)

Mein dritter Punkt, Frau Modder, betrifft lhre An-
kindigungspolitik wie z. B. beim Staatsvertrag. Ich
sage lhnen: Es ist falsch, in dieser Beziehung ei-
nen Uberraschungscoup zu planen. Vielmehr soll-
ten Sie alle Fraktionen rechtzeitig in die Vorberei-
tung einbeziehen. Wir arbeiten auf all diesen Ge-
bieten gerne konstruktiv mit, um gute Lésungen fur
Niedersachsen zu finden. Nur so haben wir die
besten Voraussetzungen, den Prozess der Zu-
wanderung fur das Land und fir die Gesellschaft
bereichernd zu gestalten.

Ich danke fiir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Eilers. - Jetzt folgt die Fraktion
Bindnis 90/Die Griinen. Kollegin Polat, bitte sehr!
Sie haben das Wort.
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Filiz Polat (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Frau Eilers, ich muss sagen, dass ich von
Ihrer Rede ein bisschen enttauscht bin. Sie haben
diese Woche noch eine sehr gute Pressemitteilung
zum Arbeitsverbot von Flichtlingen herausgege-
ben. Ich hatte mir gewiinscht, dass Sie hier mehr
Inhaltliches beitragen und versuchen, die gemein-
same Strategie, den gesamtpolitisch notwendigen
Schulterschluss in der Einwanderungsdebatte
konstruktiv mitzugestalten.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Zuruf von
Christian Durr [FDP])

Das gilt gerade vor dem Hintergrund, Herr Ddrr,
dass Sie fur den Haushalt 2014 keinen einzigen
Beitrag im Bereich Zuwanderung und Flichtlings-
politik geleistet haben.

(Christian Durr [FDP]: Das stimmt
Uberhaupt nicht! Was soll das denn?
Das ist falsch!)

Meine Damen und Herren, unser Landesamt fur
Statistik vermeldete im letzten Jahr, dass deutlich
mehr Menschen nach Niedersachsen kommen, als
uns verlassen. ,Hochster Wanderungsgewinn fir
Niedersachsen seit 10 Jahren“ war eine Presse-
meldung des Amtes Uberschrieben. Niedersachsen
ist Einwanderungsland, Frau Eilers, weltoffen und
ein schones Bundesland, meine Damen und Her-
ren.

Die rot-grine Zuwanderungspolitik in Niedersach-
sen zeichnet sich dadurch aus, dass wir die Men-
schen in den Mittelpunkt stellen. Das ist wichtig;
denn es kommen keine Gastarbeiterinnen, Fach-
krafte oder Fluchtlinge, sondern Menschen mit
unterschiedlichen Bediirfnissen. Daran richten wir
unsere MaRBnahmen aus. Das zeichnete auch den
Haushalt 2014 aus, mit dem wir auf die héhere Zu-
wanderung von Flichtlingen schon reagiert hatten,
meine Damen und Herren.

Unsere Migrationsgesellschaft gilt es zu gestalten.
Wir miussen die Menschen mitnehmen und dirfen
sie dabei nicht, wie es lhre Politik von CDU und
FDP ist, nach dem Nutzenprinzip unterteilen

(Angelika Jahns [CDU]: Das ist ja un-
glaublich!)

oder die Flichtlingsgruppen gegeneinander aus-
spielen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN - Jorg Hill-
mer [CDU]: Was reden Sie da? - UIf
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Thiele [CDU]: Wissen Sie eigentlich,
was Sie da sagen?)

.investieren wir in Einwanderung“, meine Damen
und Herren, betitelte Spiegel Online am 19. Okto-
ber den Debattenbeitrag von Henrik Miiller. Henrik
Miller schreibt zu Recht, die Bundesregierung
sorge sich wegen der schwachen Konjunktur und
streite Uber die richtigen MalRnahmen. Dabei liege
das beste Wachstumsprogramm so nah, Herr
Wirtschaftsminister. Die aktuelle Einwanderungs-
welle biete eine Jahrhundertchance.

(UIf Thiele [CDU]: Unterirdisch!)

Ein grof3 angelegtes Investitionsprogramm waére in
unserem eigenen Interesse, meine Damen und
Herren. Es ware das beste Konjunkturprogramm,
weil die Bundesrepublik dadurch langfristig ihre
O6konomischen Aussichten verbessern kdnnte, Herr
Bode.

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, kaum ein Land altert so
schnell wie die Bundesregierung, Entschuldigung,
die Bundesrepublik.

(Beifall bei den GRUNEN - Heiterkeit -
Thomas Schremmer [GRUNE]: Die
Bundesregierung auch! - Jens Nacke
[CDU]: ,Landesregierung® war das
Wort!)

Heute muissen 100 Deutsche im arbeitsfahigen
Alter 50 Alte und Kinder versorgen. Bis 2030 wird
sich dieses Verhaltnis auf 100 : 70 verschlechtern.
Nur Japans demografische Zukunft stellt sich dius-
terer dar, so die Bevolkerungsvorausschau der
Vereinten Nationen.

Meine Damen und Herren, Henrik Miller schreibt
vor dem Hintergrund dieser beschriebenen 6ko-
nomischen und demografischen Wahrheiten, dass
grolRe Infrastrukturprojekte in einer schrumpfenden
Gesellschaft wenig brachten. Recht hat er, meine
Damen und Herren. Deshalb investieren wir in
Zuwanderung. Diese Koalition sieht Zuwanderung
als Gewinn, egal ob sie im Rahmen des Familien-
nachzugs stattfindet, ob es Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, Fachkrafte, Studierende oder ob es
Flichtlinge oder Selbststandige sind.

Bereits der erste Haushalt der rot-griinen Koaliti-
on - Herr Dr. Pantazis hat es beschrieben - war ein
Investitionsprogramm zur Gestaltung unserer nie-
dersachsischen Migrationsgesellschaft, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Wir hatten einen Schwer-
punkt auf die humanitdre Zuwanderung gelegt und

Mittel fur die sozialen und gesundheitlichen Her-
ausforderungen eingestellt, die diese Gruppe be-
nétigt. Wir haben das Traumazentrum - die Minis-
terin wird wahrscheinlich darauf eingehen - aktuell
im Haushaltsentwurf mit plus 300 000 Euro fortge-
schrieben.

(Beifall bei den GRUNEN - Miriam
Staudte [GRUNE]: Sehr gut!)

Wir haben die Mittel in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen fir mehr Sozialarbeiter aufgestockt. Die
Koordinierungsstellen, Frau Eilers, so sehr sie sie
noch kritisieren, werden von den Kommunen gut
angenommen, 1,4 Millionen Euro dafir. Auch die
Beratungsstelle fur Werksvertragsarbeiterinnen
und -arbeiter, Herr Minister, gehdrt dazu, die Mig-
rationsgesellschaft in all ihrer Breite zu gestalten.
Auch herzlichen Dank daftr, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

,Einheit in Vielfalt“ ist nicht nur unser Motto, meine
Damen und Herren, sondern auch unsere gemein-
same Chance fir ein erfolgreiches Niedersachsen.
Wir winschen uns, dass Sie daran mitarbeiten,
liebe FDP. Auf die CDU kann man in diesem Be-
reich wohl nicht mehr zahlen.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Polat. - Es folgt jetzt die Fraktion
der CDU. Kollegin Jahns, bitte sehr!

Angelika Jahns (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin Polat, ich
finde es eine Unverschamtheit,

(Oh! bei der SPD und bei den Gri-
nen)

wie Sie die CDU hier angegriffen haben, indem Sie
namlich die Behauptung aufgestellt haben, wir
wirden Zuwanderer nur nach ihrem Nutzen beur-
teilen und einwandern lassen. Es ist unglaublich,
dass Sie diesen Vorwurf erhoben haben, und den
weise ich hier fir unsere Fraktion energisch zu-
ruck.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Es gibt unendlich viele Menschen in Niedersach-
sen, die eingewandert sind, die zugewandert sind
und die hier ihre Chancen nutzen wollen. Ich
mochte darauf hinweisen, dass naturlich auch wir
in zehn Jahren Regierung sehr viele Projekte an-
gestoBen haben. Wir haben hier Fluchtlinge auf-
genommen. Wir haben auch Integrationslotsen
geschaffen. Wir haben Beratungsstellen geschaf-
fen. Sie, meine Damen und Herren, wollen doch
nicht etwa behaupten, dass Sie nach einem Jahr
Regierung schon fir positive Zuwandererzahlen
gesorgt haben.

(Beifall bei der CDU)

Zuwanderung und Integration - Chancen fir Nie-
dersachsen nutzen. Ich finde es sehr schade -
damit wende ich mich an die Fraktion der SPD -,
dass Sie diesen Punkt nur als Aktuelle Stunde
machen, weil man da nur finf Minuten Redezeit
hat. Ich glaube, es ware des Themas wert gewe-
sen, dass man hier wirklich eine ausfiuhrliche Dis-
kussion Uber dieses Thema geflhrt hatte.

(Zuruf von der SPD: Sie héatten ja ei-
nen Antrag stellen kénnen!)

- Natdrlich hatten wir einen Antrag stellen kénnen.
Aber der Antrag kommt ja von lhnen, diesen Punkt
in der Aktuellen Stunde zu behandeln.

(Ulrich Watermann [SPD]: Sie hatten
ja auch eine stellen kénnen! - Weitere
Zurufe)

- Natirlich hatten wir das machen kénnen, aber wir
reagieren ja auf lhren Antrag.

(Jens Nacke [CDU]: Die SPD hat
ausdricklich zusétzliche Antréage ver-
hindert!)

Prasident Bernd Busemann:

Keine Dialoge, bitte! Nur Frau Jahns hat das Wort.

Angelika Jahns (CDU):

Meine Damen und Herren, ich mdchte einmal ein
Kompliment nicht nur an die deutsche Bevdlkerung
aussprechen, sondern auch an die Niedersachsen,
die in den vergangenen Jahren, Jahrzehnten eine
Integration und eine Zuwanderung zugelassen und
die als aufnehmende Gesellschaft unendlich viel
geleistet haben. Daflir méchte ich den Menschen
ein Kompliment aussprechen. Ich halte es fur au-
Rerst wichtig, dass das auch einmal gesagt wird.

(Beifall bei der CDU)
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Wir haben in Niedersachsen eine Zuwanderungs-
rate, z. B. im Jahr 2012, die gegentiber den ande-
ren Jahren enorm gestiegen ist. Ich glaube, die
Fraktion der GrUnen hat im Jahre 2011 einmal
einen Antrag gestellt und darauf hingewiesen,
dass wir eine Negativtendenz haben. Auch dies
weise ich eindeutig zuriick. Mittlerweile wandern
mehr Menschen ein, und es gehen weniger in an-
dere Lander und wandern aus.

Von daher mochte ich an dieser Stelle sagen:
Deutschland ist ein Willkommensland.

(Dr. Christos Pantazis [SPD]. Ein
Einwanderungsland sind wir!)

Wir nehmen die Menschen mit groliem Interesse
auf. Wir wollen Integration vorantreiben. Ich darf an
dieser Stelle darauf hinweisen, dass viele Men-
schen, die hier zugewandert sind, auch die Chan-
cen nutzen wollen, die ihnen geboten werden. Sie
wollen weitergebildet werden. Sie wollen qualifi-
ziert werden. Sie sollen hier in Niedersachsen
Fachkrafte werden. Sie suchen ihre Arbeit hier.

Gerade auch auf dem Ausbildungssektor ist Nie-
dersachsen - auch die Bundesrepublik Deutsch-
land - ein Vorbildland, weil wir viele junge Men-
schen, insbesondere aus den siudeuropéischen
Landern, zu uns kommen lassen und Unterstt-
zung leisten.

Da setzt namlich jetzt auch lhre Integrationsarbeit
ein, meine Damen und Herren. Sie stellen sich
hierhin und fordern - - -

(Johanne Modder [SPD]: Sie kdnnen
auch einen Beitrag leisten!)

- Sie sollten lhren Beitrag dazu leisten.

Ich darf an dieser Stelle darauf hinweisen, wie Sie
Menschen hier unterbringen. Ich darf nur einmal
darauf aufmerksam machen:

Prasident Bernd Busemann:

Frau Kollegin, lassen Sie eine Zwischenfrage von
Frau Polat zu?

Angelika Jahns (CDU):
Nein.

In der SPD gibt es einen heftigen Streit um den
Wernstedt-Brief. Ich darf einmal vorlesen. Frau
Kollegin Wernstedt hat einen offenen Brief an den
Oberbirgermeister der Stadt Hannover geschickt -
das ist nun einmal die Landeshauptstadt dieses
Bundeslandes - und beklagt, dass viele Fluchtlin-
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ge, insbesondere auch Obdachlose, in ihrem
Stadtteil untergebracht werden. Das sind mehr als
500 Menschen, die Zuwendung bedurfen. Da
missen Sie ansetzen, meine Damen und Herrn.
Kimmern Sie sich um diese Menschen! Nehmen
Sie die Sorgen der Kollegin Wernstedt ernst, und
unterstiitzen Sie sie in ihrem Stadtteil.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, das ist eine wichtige Aufgabe, die auch
mit zur Integration gehdrt. Die Menschen missen
gut untergebracht werden. Dazu gehért auch ein
verninftiges Wohnbauprogramm.

(Zustimmung von Dr. Max Matthiesen
[CDU))

Ich sage lhnen an dieser Stelle, dass viele Men-
schen Probleme haben, eine Wohnung zu finden.
Es ware natirlich immer ein besserer Weg, die
Menschen in einer eigenen Wohnung unterzubrin-
gen als in Massen- oder grof3en Unterkinften.
Deswegen: Setzen Sie dort an! Arbeiten Sie in
diesem Bereich!

Ich darf lhnen an dieser Stelle auch sagen: Die
Menschen, die jetzt zuwandern, insbesondere aus
Polen und Ungarn, aus Rumanien und aus ltalien,
missen untergebracht werden. Erarbeiten Sie ein
Wohnprogramm, um diese Menschen unterzubrin-
gen! Geben Sie Sprachkurse! Unterstlitzen Sie
diese Menschen! Leisten Sie Integration tatséch-
lich auch vor Ort! In diesem Sinne hoffe ich, dass
auch Ihrer Kollegin Frau Wernstedt geholfen wird.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Jahns. - Jetzt spricht noch die
Landesregierung. Frau Ministerin Rundt, bitte sehr!

(Jens Nacke [CDU]: Wo ist denn die
Landesbeauftragte?)

Cornelia Rundt, Ministerin fiir Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung:

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Niedersachsen ist ein Bundesland, das
von Zuwanderung gepragt ist. Menschen sind zu
uns gekommen als Nachkriegsfliichtlinge, als Ver-
triebene, als sogenannte Gastarbeiterinnen und
Gastarbeiter, spater als Flichtlinge aus den unter-
schiedlichen Kriegsgebieten.

Diese Niedersachsische Landesregierung steht fur
ein weltoffenes Niedersachsen sowie fir Humani-
tat in der Fluchtlings-, Asyl- und Auslanderpolitik.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir haben einen Paradigmenwechsel in der ge-
samten Migrations- und Teilhabepolitik eingeleitet.
Ich will nur ein paar Eckpunkte nennen; Humani-
sierung der Flichtlingsaufnahme, das aktive Ein-
treten gegen Diskriminierung - und zwar gemein-
sam mit den Migrantenorganisationen und Religi-
onsgemeinschaften -, die Forderung der Professi-
onalisierung der Migrantenorganisationen.

(Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta
Ubernimmt den Vorsitz)

Die Landesregierung hat kirzlich einen interminis-
teriellen Arbeitskreis ,Migration und Teilhabe“ auf
Staatssekretarsebene eingerichtet. Die Aufgabe
ist, ein Programm fir Vielfalt und Teilhabe zu ent-
wickeln.

Parallel dazu gibt es einen niedersachsischen
Beirat fur Migration und Teilhabe. Seine Aufgabe
wird es sein, die Arbeit des IMAK zu begleiten und
an der Entwicklung des niedersachsischen Pro-
gramms fir Vielfalt und Teilhabe mitzuwirken. Den
Vorsitz hat die Landesbeauftragte fur Migration
und Teilhabe, Doris Schroder-Kodpf, der ich an
dieser Stelle ganz ausdrucklich fir ihnr Engagement
danken mdchte.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - UIf Thiele [CDU]: Warum
reden Sie eigentlich und nicht die
Landesbeauftragte?)

Das Zusammenwirken von IMAK und Beirat wird
die Chancen fiir Niedersachsen, die aus Zuwande-
rung und Integration entstehen, aufzeigen und die
Realisierung voranbringen.

(UIf Thiele [CDU]: Die redet zu dem
Thema eigentlich nie!)

Die rot-griine Landesregierung steht fur ein weltof-
fenes Niedersachsen. Ich mdchte hier nicht auf alle
Einzelheiten eingehen - dafir reichen die besagten
funf Minuten nicht -, aber ich will ein paar Dinge
nennen, und zwar ganz konkret. Und das ist deut-
lich mehr als die Scheinintegrationsarbeit der Vor-
gangerregierung.

(Zuruf von der CDU: Na, na, na! -
Jens Nacke [CDU]: Wie peinlich! -
Glocke der Prasidentin)
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Die Hartefallkommission ist in die Lage versetzt
worden, ihren humanitaren Auftrag endlich wirklich
wahrzunehmen.

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz werden nicht mehr in Form von Wertgutschei-
nen gewahrt, sondern durch Uberweisung oder
Schecks - selbst in Vechta.

(Beifall bei den GRUNEN)

Im Hinblick auf die erwartete und dringend erfor-
derliche gesetzliche stichtagsunabhéngige Bleibe-
rechtsregelung ermdglichen wir den weiteren Auf-
enthalt derjenigen, die hiervon begulnstigt werden.

Die Arbeit der Landesaufnahmebehdrde in Nieder-
sachsen wurde neu ausgerichtet, damit die Men-
schen bei uns schnell FuR3 fassen kénnen und sich
gut zurechtfinden.

Humanitare Fluchtlingspolitik endet fir uns nicht an
den Grenzen Deutschlands oder Niedersachsens.
Deutschland hat sich bereit erklart, weitere 20 000
besonders schutzbediirftige Flichtlinge aus Syrien
aufzunehmen. - Vielen Dank hierfiir an Innenminis-
ter Boris Pistorius, der sich hier in unglaublichem
Male einsetzt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Was wir allerdings auch noch brauchen, sind bun-
desgesetzliche Veranderungen. Es ist erfreulich,
dass die GrofRRe Koalition auf Bundesebene die
Schaffung einer solchen nachhaltigen, weil von
Stichtagen unabhéngigen Bleiberechtsregelung
vereinbart hat. Wir haben uns also auf Bundes-
ebene fur die Abschaffung der Optionspflicht ein-
gesetzt, von der junge Menschen mit Drittstaats-
angehdrigkeit betroffen waren, und wir haben eine
Losung fur tber 90 % aller Betroffenen auf den
Weg bekommen. Das mag nicht alle zufriedenstel-
len, und wir wirden auch gern fur die restlichen
10 % eine Losung finden. Aber auf jeden Fall ist
dies deutlich mehr, als es Schwarz-Gelb vorher
auch nur angefangen hat.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir setzen uns also weiter dafiir ein, eine politi-
sche Mehrheit fur die Abschaffung des Optionsver-
fahrens und fir eine erleichterte Einblrgerung
unter Hinnahme von Mehrstaatlichkeit zu errei-
chen.

Wir haben im Jahr 2013 einen positiven Zuwande-
rungssaldo von 35 000 Personen. 30 % der uber
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18-Jahrigen haben die Hochschul- oder die Fach-
holschulreife, 20 % besitzen einen Hochschulab-
schluss. Der Rest - auch der ist uns wichtig - ist bei
uns im Blick, weil wir wissen, dass wir Qualifizie-
rung anbieten missen, um Integration ermdglichen
zu kénnen.

Unsere Auslanderbehérden haben eine Willkom-
menskultur eingerichtet, die positiv voranschreitet.
Wir fordern Migrantenselbstorganisationen teils
auch institutionell, um hier Professionalisierung
voranzutreiben.

(Filiz Polat [GRUNE]: 200 000 Euro!)

Weiterhin setzen wir uns auf Bundesebene fur
Fortschritte ein. Die Regierungschefinnen und
Regierungschefs haben MaRRnahmen auf den Weg
gebracht, um Lander und Kommunen zu entlasten.
Dazu gehort, die Planung und Zulassung von
Fluchtlingsunterkiinften zu erleichtern,

(Glocke der Prasidentin)

es geht um Bereitstellung von geeigneten Bun-
desimmobilien zur Erstellung von Flichtlingsunter-
kinften, um eine bessere Personalausstattung des
Bundesamtes fur Migration und Bereitstellung zu-
satzlicher Mittel fur die Unterbringung, Verpflegung
und Integration insbesondere von unbegleiteten
Minderjéhrigen.

AbschlieRend: Mein Dank geht an alle, die sich
hier gemeinsam mit uns fir die Menschen einset-
zen, die uns hier in Niedersachsen wichtig sind.
Mein Dank geht an die Bevolkerung, bei der wir
eine extrem hohe Akzeptanz der Flichtlingspolitik
haben.

(UIf Thiele [CDU]: Schén, dass Sie
danken, aber was ist denn Ihr Beitrag,
Frau Rundt?)

Wir glauben, dass wir gemeinsam weiterkommen,
wenn es darum geht, humanitére Interessen um-
zusetzen. Eine kulturelle, wirtschaftliche und nicht
zuletzt eine demografische Bereicherung wird der
Erfolg sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Der Kollege Nacke
hat fur die CDU-Fraktion um zuséatzliche Redezeit
gebeten. Frau Ministerin Rundt hat ihre Redezeit
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um eine Minute Uberzogen. Deshalb gewéhre ich
Ihnen eine Minute. Bitte, Frau Kollegin Jahns!

Angelika Jahns (CDU):

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Ministerin Rundt, Sie haben hier viele Ausfiihrun-
gen gemacht und Uber die Unterstitzung durch
den Bund geredet. Aber was macht denn das Land
Niedersachsen, z. B. wenn die Stadt Osnabriick
sagt, sie braucht mehr Geld vom Land, sie braucht
Unterstitzung? Was tun Sie denn dann dafir?

(Johanne Modder [SPD]: Ist hier Fra-
gestunde?)

Sie mussen lhre - - -

(Johanne Modder [SPD]: Was haben
Sie denn getan?)

- Wir haben in den zehn Jahren unter unserer Ver-
antwortung sehr viel getan. Ich habe das eben
schon sehr deutlich dargestellt.

(Johanne Modder [SPD]: Eben nicht! -
Glocke der Préasidentin)

- Aber, meine Damen und Herren, das sind alles
nur Ausfliichte, auch dass Sie hier standig versu-
chen, mich zu unterbrechen.

Es gehort zur Integration, nicht nur Reden zu
schwingen, sondern auch zu handeln. Das ist das,
was bei lhnen fehlt. Sie sollten endlich einmal
handeln.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP-
Zurufe von der SPD: Oh, oh! - Filiz
Polat [GRUNE]: Das glauben Sie
doch selber nicht! - Zuruf von Johan-
ne Modder [SPD])

Sie wollten den Kommunen die Unterstitzung
geben, die sie brauchen; denn da fehlt es. Die
Kommunen schreien um Hilfe, weil sie nicht mehr
wissen, wie sie die Menschen unterbringen sollen.
Sie wissen nicht, wie sie in den Schulen die Kinder
unterbringen sollen. - Da missen Sie ansetzen
und fur Integration und fur Unterstiitzung sorgen;
denn das ist das Wichtigste Uberhaupt.

(Beifall bei der CDU- Johanne Modder
[SPD]: Das miissen Sie uns nicht sa-

gen!)

- Doch, das tue ich aber. Dafiir bin ich in der Op-
position: um den Finger in die Wunde legen.

(Beifall bei der CDU - Klaus-Peter
Bachmann [SPD]: Bei lhrer Vergan-
genheit sollten Sie lieber schweigen!)

Ich sage an dieser Stelle auch ganz deutlich: Dazu
gehort die Sprachférderung. Dazu gehort der Kon-
takt, der mit der neuen Bevolkerung hergestellt
wird. Da missen Sie ansetzen, dafir missen Sie
sich einsetzen und Programme schaffen und natir-
lich auch mit den Menschen sprechen.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Frau Kollegin, Sie missen zum Ende kommen.
Ihre Redezeit ist um.

Angelika Jahns (CDU):
Okay.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Welche
Haushaltsantrage haben Sie denn in
den letzten zehn Jahren zu dem
Thema gestellt?)

Setzen Sie sich dafir ein! Wir werden natdrlich
auch die Haushaltsberatungen objektiv begleiten
und gucken, wie viel Sie fur diese Programme
eingesetzt haben.

(Beifall bei der CDU)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Fur die SPD-Fraktion
ist ebenfalls zusatzliche Redezeit beantragt wor-
den. Herr Kollege Dr. Pantazis, auch fur Sie eine
Minute. Bitte!

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Frau Jahns, manchmal wére es ganz hilfreich, den
Rednerinnen und Rednern auch einmal zuzuho-
ren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich habe eindeutig gesagt, was wir fur die Kommu-
nen tun. Das Innenministerium ist auf der Suche,
eine vierte Landesaufnahmebehdrde einzurichten.

(Bjorn Thumler [CDU]: Auf der Su-
che?)

- Ja, weil Sie namlich die vierte geschlossen hat-
ten; daran darf ich Sie vielleicht einmal erinnern.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der
SPD: Eben! Genau!)
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Der nachste Punkt ist: Die Pro-Kopf-Pauschale
wird zum 1. Januar 2015 auf 6 200 Euro angeho-
ben.

(Bjorn Thumler [CDU]: Das reicht
doch nicht!)

Der nachste Punkt ist: Es gibt Wegweiser-Kurse.
Und die Sozialarbeit haben wir in den Aufnahme-
behodrden ebenfalls gesteigert.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Es gibt also eine ganze Menge Malinahmen, die
wir auf diesem Gebiet in Gang gesetzt haben. Aber
Sie tun so, als wirden wir gar nichts tun, und das
ist absolut nicht in Ordnung, Frau Jahns.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Filiz Polat [GRUNE]: Un-
redlich ist das! - Zuruf von UIlf Thiele
[CDU))

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Dr. Pantazis. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor, Herr Kollege Thiele,
dass ich jetzt diesen Punkt schlie3en kann.

Wir kommen zu

d) Permanente Angriffe gegen die Justiz - Wel-
ches Verhadltnis hat die CDU zur dritten Gewalt?
- Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen -
Drs. 17/2198

Es redet Herr Kollege Limburg. Bitte!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Seit einigen Monaten wird Uber die Justiz
in Niedersachsen diskutiert. Angesichts solcher
Falle wie dem des mutmaRlichen Kinderpornofalls
Edathy oder dem des mutmalflich korrupten Rich-
ters Jorg L. ist das durchaus nachvollziehbar und
legitim.

Nicht nachvollziehbar und nicht legitim ist es aber,
wie die Landtagsopposition, wie insbesondere die
CDU Niedersachsen diese Vorgange missbraucht,
um auf dem Ricken der Justiz, auf dem Rucken
unserer engagierten Staatsanwaltschaften und
Gerichte unverhohlen eine Schmutzkampagne
gegen die niedersachsische Justizministerin zu
inszenieren. Das ist vollig inakzeptabel.
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(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

In dieser Kampagne wird vor allem eines deutlich;
Wahrend die Frau Ministerin zu Recht hohes An-
sehen innerhalb der Justiz geniel3t, offenbart sich,
dass insbesondere die CDU Kkeinerlei, wirklich
keinerlei Konzepte in der Rechtspolitik hat.

Zwei Beispiele dazu aus dem Fall Edathy - ich
koénnte hier auch viele weitere nennen -: Wahrend
die rechtspolitische Sprecherin Frau Ross-Lutt-
mann im Rechtsausschuss deklamiert, es gehe ja
schlie3lich auch um die Unschuldsvermutung fir
Herrn Edathy, fordert der Fraktionsvorsitzende
Thumler gleichzeitig 6ffentlich einen Haftbefehl fir
Herrn Edathy - was so ziemlich das Gegenteil der
Unschuldsvermutung ist. Ein verbaler Slalomlauf!
Vollig ohne Konzept!

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Bjorn Thumler [CDU]: War er
unschuldig?)

Der Tiefpunkt des christdemokratischen Desasters
in Bezug auf rechtsstaatliche Grundsatze war ein
anderer, namlich ein CDU-Resolutionsentwurf,
Herr Thimler, mit dem Sie einen der zentralen
Grundsatze des modernen Strafverfahrens, nam-
lich das Recht des Beschuldigten, zu Vorwurfen zu
schweigen, aul3er Kraft setzen wollten. Herr Na-
cke, Herr Thiamler, von lhnen beiden tberrascht
mich im Bereich Rechtsstaat Uberhaupt nichts
mehr. Aber dass in der CDU-Fraktion selbst lang-
jahrige Rechtsanwalte wie der Kollege Winkel-
mann oder Sie, Herr Kollege Toepffer, einen sol-
chen Entwurf mitgetragen haben, das erschuttert
mich zutiefst, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Ich bin jedenfalls froh, dass es der Staatsanwalt-
schaft Hannover gelungen ist, trotz all der Knip-
pel, die ihr die CDU immer wieder zwischen die
Beine geworfen worden hat, das Verfahren Edathy
bis zur Anklage weiterzufihren. Lassen Sie die
Anklagebehérde endlich in Ruhe arbeiten!

Kommen wir zu einem anderen Fall, zu dem des
mutmalfilich korrupten Richters Jorg L. Ich kdnnte
es mir leicht machen und an dieser Stelle einfach
darauf verweisen, dass es Herr Minister Busemann
war, der diesen Mann zum Referatsleiter gemacht
und damit in die Position gebracht hat, von der aus
er seine mutmalilich verbrecherischen Machen-
schaften begehen konnte. Aber darum geht es hier
gar nicht. Wesentlich ist doch, dass diese Justiz-
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ministerin beim leisesten Korruptionsverdacht um-
fangreiche PraventionsmafRnahmen eingeleitet hat.
Als sich der Verdacht erhartet hat, hat sie weitere
MaRnahmen ergriffen, und L. wurde umgehend
aus dem Richterdienst entfernt.

Herr Nacke, was sind denn die Vorschlage der
CDU zur Korruptionspravention? - Ich kenne keine,
weil Sie keine haben, weil Sie auch hierbei véllig
plan- und konzeptlos sind.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Zum Thema Sicherungsverwahrung. Da verab-
schiedet der Niedersachsische Landtag unter Jus-
tizminister Busemann mit den Stimmen aller Frak-
tionen ein Gesetz zur Sicherungsverwahrung mit
mehr Lockerungen, wie es die Menschenrechts-
konvention vorschreibt. Und wer gehoért zu den
Ersten, die sich von diesem Gesetz politisch dis-
tanzieren? - Die CDU! SPD und Grlne stehen zu
diesem Gesetz aus der Amtszeit von McAllister
und Busemann! Wo aber stehen Sie, Herr Thiim-
ler, Frau Ross-Luttmann, Herr Nacke?

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Bjérn Thumler [CDU]: Auf der
Seite des Schutzes der Birger! Das
sollten Sie sich hinter die Ohren
schreiben!)

Aber die Kronung fiur das CDU-Schmierentheater
ist zweifellos die Kampagne, die Sie um den jetzi-
gen Prasidenten des Landgerichts Hannover her-
umstricken - ein Mann ubrigens, der ebenfalls un-
ter Herrn Busemann im Justizministerium tatig war.
Zunachst ging es um Dienstfahrten und um die
Bewertung der Vorgange durch den Oberlandes-
gerichtsprasidenten. Alles okay, und, ehrlich ge-
sagt, wissen wir alle noch nicht, was bei der Uber-
prufung der Dienstfahrten durch die Staatsanwalt-
schaft herauskommen wird.

Aber das reicht Ihnen nicht, Herr Nacke, nicht
wahr? - Ich weil3 nicht, was Sie angetrieben hat,
diesen Mann, diesen Richter, so zu bekdmpfen, so
offentlich zu denunzieren, dass sich sogar lhre
eigenen Parteikollegen, ausgewiesene Rechtsex-
perten, von lhnen, von lhrer Schmutzkampagne
aufs Deutlichste distanzieren und aus der CDU
austreten.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN
und bei der SPD)

Ihre Anfrage, ob der Herr Landgerichtsprasident
vor vielen Jahren - unter einer CDU-Justizminis-

terin - auf einem Dienstrechner maoglicherweise
privat im Internet gesurft hat, hat mit dem legitimen
parlamentarischen Fragerecht (berhaupt nichts
mehr zu tun, meine Damen und Herren.

(Bjorn Thumler [CDU]: Das haben Sie
Uberhaupt nicht zu beurteilen!)

Herr Thimler, Herr Nacke, mit lhrer Weigerung,
diese beiden Fragen zurlickzuziehen, mit lhrer
Weigerung, sich fir diese Schmutzkampagne zu
entschuldigen, haben Sie beide dem Ansehen von
Justiz und Politik schweren Schaden zugeflugt.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Widerspruch von Bjorn Thumler
[CDU))

Das kritisieren auch die héchsten Richter dieses
Landes in einem beispiellosen Brandbrief aufs
Scharfste. Herr Thimler, Herr Nacke, Sie sollten
die Gelegenheit dieser Aktuellen Stunde nutzen,
sich hier und heute klipp und klar zu entschuldigen
und zu erklaren, dass Sie Landesbedienstete, die
keine politischen Beamte sind, zukinftig in Ruhe in
lassen und auf diese Stellvertreterangriffe verzich-
ten!

Herr Thimler, Herr Nacke, auch die dritte Staats-
gewalt, die Justiz, ist nicht unantastbar, auch die
Justiz darf kritisiert werden. Aber nicht mit der zer-
storerischen Kraft, die Sie hier an den Tag legen,
sondern mit Achtung, mit Respekt und mit Augen-
mal3. Das ist Ihre Verantwortung als Parlamentari-
er! Finden Sie endlich zu einem respektvollen Um-
gang mit der niedersachsischen Justiz!

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. - Nun hat Herr
Dr. Birkner von der FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Justiz nimmt als dritte Gewalt eine
besondere Stellung ein. Sie ist im besonderen
MaRe auf das Vertrauen der Bevdlkerung in ihre
objektive und unabhéngige Aufgabenwahrneh-
mung angewiesen; denn nur, wenn das gewahr-
leistet ist, kann sie auch ihre schlichtende Funktion
wahrnehmen und das Gewaltmonopol des Staates
auf Dauer bewahren und durchsetzen.
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Gleichwohl, meine Damen und Herren, muss auch
die Justizpolitik und muss auch die Justiz Gegen-
stand der politischen und der parlamentarischen
Auseinandersetzung und Debatte sein dirfen;
denn auch in der Justiz passieren Fehler, die An-
lass zu Fragen geben. Und wo, wenn nicht im Par-
lament, meine Damen und Herren, miussen, dirfen
und kénnen diese Fragen dann thematisiert wer-
den?

(Bjorn Thamler [CDUJ: So ist es!)

Das gilt insbesondere dann, wenn die Ministerin
wiederholt bewusst irrefihrend - so muss man ja
mittlerweile sagen -

(Bjorn Thumler [CDU]: Sehr richtig!)
falsch informiert!
(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das gilt fur die Offentlichkeit und fur den Landtag;
darauf komme ich noch zuriick. Sie hat hier wie-
derholt Dinge korrigieren miissen. Sie hat die Of-
fentlichkeit bewusst falsch informiert.

(Helge Limburg [GRUNE]: Sie hat sich
korrigiert! - Glocke der Prasidentin)

Insofern ist da offensichtlich genug Anlass, dies zu
kritisieren.

Bei der politischen Auseinandersetzung ist aber
auch klar, dass die besondere Stellung der Justiz
auch besonders berlcksichtigt werden muss, um
das Vertrauen in ihre objektive und unabhéangige
Aufgabenwahrnehmung nicht unnétig infrage zu
stellen.

Ich sage auch, dass man immer sorgsam beachten
muss, wie, ob und inwieweit man Mitarbeiter, die
eben nicht auf der politischen Buhne aktiv sind,
hier zum Gegenstand der politischen Debatte
macht.

Ich will kurzum sagen: Die Justiz darf nicht bloRes
Mittel zum Zweck der politischen Auseinanderset-
zung mit einer Landesregierung sein. Aber sie darf
auch nicht Mittel zum Zweck sein, was die Opposi-
tionsfraktionen angeht. Herr Limburg, was Sie
heute hier machen, ist genau das: Sie werfen einer
Fraktion in diesem Hause etwas vor und wiederho-
len all das, was Sie selber kritisieren.

(Heinrich Scholing [GRUNE]: Weil das
von der Seite der CDU immer wieder
wiederholt wird!)
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Nicht, weil es Ihnen um die Sache geht.

(Helge Limburg [GRUNE]: Das ist
doch Unfug!)

Es geht Ihnen allein darum, eine der Oppositions-
fraktionen zu attackieren. lhnen geht es nicht um
das Ansehen der Justiz, sondern allein um lhren
parteipolitischen Profit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Denn ginge es lhnen wirklich um die Justiz, héatten
Sie diese Aktuelle Stunde nicht beantragt, und
dann hatten Sie auch nicht so gesprochen, wie Sie
hier gesprochen haben.

Und mit dieser Aktuellen Stunde wird es lhnen
auch nicht gelingen, von den Versdaumnissen der
Justizministerin abzulenken - und die sind zahl-
reich!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Schwierigkeiten, die allein schon in dieser
recht kurzen Amtszeit im Geschéftsbereich des
Justizministeriums aufgetreten sind, nehmen ein
Ausmalf an, das wirklich bemerkenswert ist. Da ist
der Fall des vermeintlich korrupten Richters aus
dem Landesjustizprifungsamt. Herr Limburg, auch
da bitte ich Sie, Ihre Wortwahl zu Uberprifen: Auch
fur diesen Menschen gilt die Unschuldsvermutung.

(Helge Limburg [GRUNE]: ,MutmaR-
lich“ habe ich gesagt!)

Sie haben von ,verbrecherischen Aktivitaten* ge-
sprochen.

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN: ,MutmaRlich“! Mal zuho-
ren!)

Prifen Sie einmal den Unterschied zwischen ,Ver-
gehen® und ,Verbrechen®, und dann kénnen wir
uns vielleicht noch einmal unterhalten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir haben die Ungereimtheiten im Ermittlungsver-
fahren gegen Sebastian Edathy. Dass die Staats-
anwaltschaft Goéttingen gegen die Staatsanwalt-
schaft Hannover wegen der vermuteten Durchste-
chereien ermittelt, ist ja auch nicht gerade der Re-
gelfall.

Wir haben eine diffuse Haltung der Ministerin ganz
personlich zu der Frage - das ergibt sich auch aus
den Protokollen -, wie sie die unterschiedliche
Behandlung in den Verfahren gegen den Leiter der
Landesschulbehdrde und gegen den Landge-
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richtsprasidenten in Hannover rechtfertigt und wel-
ches Verstandnis sie vom VerhéltnismaRigkeits-
prinzip hat.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Denn nach wie vor ist es fur mich Uberhaupt nicht
nachvollziehbar, dass diese Landesregierung auch
nur ansatzweise meint, dass die Ermittlungsmaf-
nahmen bei der Landesschulbehdrde verhaltnis-
mafig sein kénnten.

Abschliel3end: Das, wie ich finde, haarstrdubends-
te Beispiel, Frau Ministerin, sind lhre Aussagen zu
den personellen Konsequenzen im Zusammen-
hang mit dem Ausbruch aus der Sicherungsver-
wahrung. Es zumindest zuzulassen, dass in der
Offentlichkeit der Eindruck entsteht, Sie wiirden
personelle Konsequenzen ergreifen, also sozusa-
gen die Abteilungsleitung neu besetzen, und ein
oder zwei Tage spater einrfAumen zu mussen, dass
diese Stelle gar nicht besetzt war und dass Sie sie
lediglich neu besetzt haben, ist wirklich eine Irre-
fuhrung der Offentlichkeit, die ungewohnlich ist.
Das ist Anlass genug, hier auch diese Themen
weiter anzusprechen, allerdings unter Berlcksich-
tigung der besonderen Stellung der Justiz.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Birkner. - Nun hat fir die
CDU-Fraktion Herr Kollege Nacke das Wort. Bitte!

Jens Nacke (CDU):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Ministerin Niewisch-Lennartz, Sie haben am
6. Oktober im Fall des gefliichteten Sicherungs-
verwahrten einen personellen Wechsel in der Lei-
tung der Abteilung Sicherungsverwahrung der JVA
Rosdorf in Aussicht gestellt und der Anstaltsleiterin
die Schuld in die Schuhe geschoben. - Wahr ist: In
der Sitzung des Rechtsausschusses am 8. Okto-
ber

(Marco Brunotte [SPD]: Waren Sie
nicht da!)

mussten Sie einrdumen, dass die Abteilungsleiter-
stelle seit Monaten unbesetzt war. Der Verband
Niederséachsischer Strafvollzugsbediensteter for-
derte daraufhin Ihre Auswechselung.

Ihr Haus, Frau Ministerin, hat in einer Pressemittei-
lung vom 3. Oktober tber den gefliichteten Siche-
rungsverwahrten verbreitet, von diesem gehe kei-

ne Gefahr der Begehung erheblicher Straftaten
aus. - Wahr ist: Am 8. Oktober bezeichnete das
Landeskriminalamt den flichtigen Sicherungsver-
wahrten als Intensivtater und rief die Bevdlkerung
dazu auf, sich von ihm fernzuhalten.

Sie haben am 2. Juli in der Antwort auf eine Kleine
Anfrage mit Blick auf die Privatfahrten des seiner-
zeitigen Hildesheimer Landgerichtsprasidenten be-
hauptet, hinreichende Anhaltspunkte fir ein straf-
rechtlich relevantes Verhalten héatten nicht vor-
gelegen. - Wabhr ist: lhr Haus musste am 10. Ok-
tober einrdumen, dass die Staatsanwaltschaft Li-
neburg insgesamt 323 Fahrten des Gerichtsprasi-
denten Uberprift.

(Zuruf von der CDU: Unglaublich!)

Sie haben am 26. Juni im Rahmen einer Dringli-
chen Anfrage behauptet, die 13 Privatfahrten des
seinerzeitigen Hildesheimer Landgerichtsprasiden-
ten aus dem Sommer 2013 seien nachtréaglich vom
Prasidenten des Oberlandesgerichts genehmigt
worden. - Wahr ist: Am 10. August raumte lhr Haus
in einer Pressemitteilung ein, dass die 13 Privat-
fahrten nicht nachtraglich genehmigt wurden und
vielmehr ein Dienstvergehen festgestellt wurde und
dass die Unterrichtung des Landtages nicht korrekt
war.

Sie haben am 26. Juni im Rahmen einer Dringli-
chen Anfrage dem Présidenten der Landesschul-
behorde eine dauerhafte Fehlnutzung des Dienst-
fahrzeugs fur private Fahrten nach Hause unter-
stellt und nannten eine Schadenssumme von un-
gefahr 50 000 Euro. - Wahr ist: Ihr Haus konnte in
einer Antwort auf eine Kleine Anfrage vom 10. Ok-
tober diesen Betrag nicht bestatigen und verwies
lediglich auf laufende Ermittlungen.

Frau Ministerin, dies sind nur finf Beispiele einer
ganzen Reihe von Féllen, in denen Sie Journalis-
ten, die Offentlichkeit und eben auch dieses Par-
lament falsch informiert haben.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Ziel dieser Aktionen war es, peinliche Vorgange zu
verheimlichen und zu vertuschen. Und auch wenn
das alles, Frau Ministerin, wohl lhrer Unerfahren-
heit und Ihrer politischen Naivitat zuzuschreiben
ist,

(Widerspruch bei der SPD und bei
den GRUNEN)
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ein solches Verhalten kann ein Parlament nicht
hinnehmen, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Frau Ministerin, Ihr Verhalten ist eine Belastung fur
die Justiz. Sie sind eine Belastung fur die Justiz.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ausdricklich: Kritik an der Justizministerin ist keine
Kritik an der Justiz. Vielmehr ist der Umgang der
Landesregierung mit diesem Parlament verfas-
sungswidrig.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben Fragen zum Teil falsch oder gar nicht
beantwortet. Sie haben die Beantwortung eines
Fragenkatalogs, den die Minister Busemann oder
Mollring beispielsweise binnen weniger Tage erle-
digt hatten, Uber drei Monate bewusst verschleppt.

(Helge Limburg [GRUNE]: Ach, das ist
doch - - -)

Sie haben das Verfassungsgebot nach unverzigli-
cher Beantwortung mit Fif3en getreten, und am
Ende mussten Sie zugeben, was sich nicht langer
leugnen liel3.

Der Ministerprasident stellt das Fragerecht der
Abgeordneten grundsétzlich infrage. - Dabei will
ich lhnen, Herr Ministerprasident, zugute halten,
dass ich davon ausgehe, dass auch Sie Uber den
tatsachlichen Sachverhalt getauscht worden sind. -
Und die Parlamentarischen Geschéaftsfihrer der
Fraktionen von SPD und Grinen fordern allen
Ernstes von den Oppositionsfraktionen, gestellte
Fragen zurlickzuziehen.

(Helge Limburg [GRUNE]: Nein, nur
von lhnen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es be-
darf weit mehr, um diese CDU-Landtagsfraktion ins
Bockshorn zu jagen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Eines mdchte ich Ihnen an dieser Stelle ausdriick-
lich versprechen: Diese CDU-Landtagsfraktion wird
auch kunftig Fehler und Missstéande dieser Landes-
regierung aufdecken, abfragen und 6ffentlich ma-
chen,
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(Johanne Modder [SPD]: Es geht um
die Art und Weise! Es ist eine Stilfrage!)

und zwar so lange, bis jedem klar geworden ist,
dass diese Justizministerin und auch dieser Minis-
terprasident mit ihren Amtern vollstandig uberfor-
dert sind.

Herzlichen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der CDU und bei der FDP - Helge
Limburg [GRUNE]: GroRe Chance
verpasst, sich zu entschuldigen, Herr
Kollege! - Johanne Modder [SPD]: Da
war langer Applaus nétig!)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Nacke. - Fir die SPD-
Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Tonne das
Wort. Bitte!

(Zuruf von der CDU: Das kann man
nicht mehr retten, mein Lieber! - Hei-
terkeit - Gegenruf von der SPD: Wer
ist nicht mehr zu retten? - Petra Tie-
mann [SPD]: Eine schodne Selbst-
erkenntnis!)

Grant Hendrik Tonne (SPD):

Herr Kollege, wen ich nicht mehr retten kann, das
ist die Frage.

(Helge Limburg [GRUNE]: Ich glaube
nicht, dass es hier um die Rettung von
Herrn Nacke geht!)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Moment, bitte! - Jetzt hat nur Herr Kollege Tonne
das Wort! - Bitte!

Grant Hendrik Tonne (SPD):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Seit etlichen Wochen und Monaten missen wir in
Niedersachsen eine bis dato einmalige Schmutz-
kampagne insbesondere der CDU (ber die Justiz,
die dritte Gewalt in unserem Staat, feststellen.
Haltlose Unterstellungen, Behauptungen, Vermu-
tungen, Verdachtigungen. Herr Waldraff spricht in
diesem Zusammenhang von Rufmord, die Presse
von einem Eigentor, von ,uber das Ziel hinausge-
schossen®, von MaRlosigkeit.

(Johanne Modder [SPD]: Und recht
hat sie!)
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Die Gerichtsprasidenten sehen sich von lhnen zu
einem Brandbrief gendtigt, der Richterbund spricht
von einer erstaunlichen Entfernung zur sachlichen
Ebene. - Das ist das Auftreten der CDU im Jahre
2014 in Niedersachsen!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Fur meine Fraktion kann ich feststellen, dass wir
der niedersachsischen Justiz fur ihre gute und
engagierte Arbeit sehr dankbar sind. Und, Herr
Birkner, das ist der Grund fiir eine Aktuelle Stunde:
dass das hier und heute einmal sehr deutlich ge-
sagt wird.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Beim vergeblichen Versuch, der Justizministerin
Schaden zuzufligen, wenden Sie, Herr Nacke, sich
nicht der Justizministerin - wie eben gerade - zu.
Sie schrecken nicht davor zuriick, mit ehrab-
schneidenden Fragen Gerichtsprasidenten zu dis-
kreditieren. Wir werden es nicht stillschweigend
hinnehmen, dass Sie die personliche Integritat
Dritter zugunsten lhrer Politikspielchen, die Sie hier
betreiben, beschadigen. Es geht nicht darum, je-
manden ins Bockshorn zu jagen, es geht um An-
stand und Stil.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Ein Offenbarungseid war wirklich der Auftritt bei
den Unterrichtungen zur Sicherungsverwahrung.
Keine einzige Frage, die offen blieb, kein einziger
Verbesserungsvorschlag aus lhren Reihen! Herr
Dr. Genthe hat vor laufender Kamera die Vor-
schlage der Ministerin sogar begriifdt. - Das kann
ich verstehen. Frau Ministerin Niewisch-Lennartz
hat in der Tat Uberzeugend, vor allen Dingen sach-
lich und umfassend berichtet.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Was bleibt eigentlich von den Vorwirfen der CDU?
- Nichts, auler dass Sie unverantwortlich die
Angste der Menschen bedienen, mit Stammtisch-
parolen das Land Uberziehen und allen Ernstes
suggerieren wollen, man misse in diesem Land in
Angst leben. Das ist ein beschdmendes Auftreten,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Die Grundlage, auf der im konkreten Fall der be-
gleitete Ausgang genehmigt worden ist, ist das
Gesetz zur Sicherungsverwahrung aus lhrer Re-
gierungszeit. Wenn Sie jetzt dagegen anschreien,
dann stellen Sie Ihrem damaligen Justizminister,
Herrn Busemann, ja ein bemerkenswert schlechtes
Zeugnis aus. Wir nehmen das sehr interessiert zur
Kenntnis.

Fir diese Koalition kann ich feststellen, dass die
Sicherheit der Menschen und ihr Sicherheitsbhe-
dirfnis ein hohes Gut sind.

(Zurufe von Bjorn Thimler [CDU] und
UIf Thiele [CDU])

Wir werden uns immer wieder der schwierigen
Gratwanderung stellen, die Sicherheit der Men-
schen bestmdglich zu gewahrleisten und anderer-
seits den bundesverfassungsgerichtlichen Vorga-
ben zur Sicherungsverwahrung Genlge zu tun.
Wir danken allen Beteiligten, insbesondere den
Gutachtern, den Bediensteten in den Justizvoll-
zugsanstalten, fur ihren schwierigen Job, den sie
jeden Tag aufs Neue hervorragend leisten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ein weiteres Beispiel: In Berlin tagt der Untersu-
chungsausschuss zu Sebastian Edathy. Man findet
dort nicht die nétigen Unterlagen. Sofort trotet Herr
Adasch, die Niedersachsische Landesregierung,
insbesondere Frau Ministerin, habe die Unwahrheit
gesagt. Berlin korrigiert sich: alle Schreiben vor-
handen, alles l6st sich auf - Herr Adasch taucht ab!
.unseridses Arbeiten“ ist die mildeste Beschrei-
bung, die einem einfallt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Zig Fragen der Opposition, die meisten komplett
Uberflissig, voreilige Pressemitteilungen, von de-
nen nichts Ubrigbleibt, Pressestatements, die nur
auf Vermutungen beruhen. Wenn man sich dieses
Verhalten unterm Strich anschaut, dann kann man
nur zu einer Schlussfolgerung kommen: Wer so
redet und handelt wie Sie, fir den stehen die Er-
rungenschaften unseres Rechtsstaates hinter einer
maglichen Schlagzeile, hinter populistischem Ge-
schreie in den Medien zuruck. Das ist ein unwurdi-
ges Verhalten, und es ist ein unwirdiges Auftreten
gegenuber der Justiz!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)
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Herr Nacke, Sie haben hier und heute leider erneut
die Gelegenheit verpasst, sich fiir lhre Ausfalle zu
entschuldigen:

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

nicht beim Parlament, sondern - da liegt nédmlich
die eigentliche Belastung - bei Herrn Guise-Rlbe
und seiner Familie. Haben Sie eigentlich ein einzi-
ges Mal wahrend lhrer sensationsheischenden
Pressemitteilungen an die gedacht? - Die Antwort
lautet entweder Nein, oder es war lhnen egal.

Angesichts dieser peinlichen Ausfalle gegenlber
der Justiz in unserem Lande ist eine Entschuldi-
gung stellvertretend bei Herrn Guise-Rube das
Mindeste, was man von lhnen hier heute erwarten
kann.

Vielen Dank.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der SPD und bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Fir die Landesregie-
rung hat nun Frau Justizministerin Niewisch-Len-
nartz das Wort. Bitte!

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren Abgeordnete! Die niedersachsische Justiz
mit ihren ungeféhr 15 000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern leistet jeden Tag ganz hervorragende
Arbeit.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Ich bin sehr stolz darauf, fur gute Arbeitsbedingun-
gen in der niederséchsischen Justiz zu sorgen. Der
Haushaltsplan 2014 zeigt das, und der Haushalts-
planentwurf 2015 bestétigt das.

Justiz braucht allerdings nicht nur Ausstattung.
Justiz braucht auch Ruhe und Gelassenheit, um
gute Arbeit zu machen. Viele Jahre bzw. Jahrzehn-
te lang war das allgemeiner Konsens in der Lan-
despolitik.

Dieser Konsens scheint aufgekindigt. Selbstdar-
stellung ist wichtiger als die Justiz und ihr Anse-
hen.

Rechtspolitische Ideen, meine Damen und Herren
von der CDU-Fraktion, habe ich bisher nicht ver-
nommen. Was ich gehért habe, was wir alle gehort
haben, sind Gerilichte - nicht hinter vorgehaltener
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Hand, sondern laut ausgesprochen in Pressemit-
teilungen und hier im Niedersachsischen Landtag.

Der Prasident des groRten niederséachsischen
Landgerichts wurde Opfer einer Oppositionsarbeit,
die sich zuletzt in einer Schmutzkampagne - wie
ich hoffe - erschopft hat: Serviceclubs wirden an-
gefahren, erotische Internetseiten wirden vom
Dienst-PC aufgerufen - das alles stamme aus ver-
lasslicher Quelle.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Unglaub-
licht)

Herr Nacke, Belege dafiir sind Sie bisher schuldig
geblieben!

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Auch Belege dafiur, was die PC-Nutzung vor Jah-
ren mit dieser Niedersachsischen Landesregierung
zu tun hat, liegen nicht auf dem Tisch!

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Johanne Modder [SPD]: Ge-
nau! - UIf Thiele [CDU]: Haben Sie Ih-
re eigenen Antworten nicht gelesen,
Frau Ministerin?)

Meine Damen und Herren, welche Auswirkungen
das auf die Person des Opfers und seine Familie
hat, interessiert Sie offenbar nicht. Der Mann hat
eine Frau, er hat Tdchter. Wie es denen geht,
wenn sie morgens die Bild-Zeitung sehen und
lesen, dass sich unter dem Schreibtisch ihres Va-
ters Schonheiten rékeln - nun ja.

(Dirk Toepffer [CDU]: Die werden sich
freuen, dass Sie es heute noch ein-
mal bringen! - Petra Tiemann [SPD]:
Was ist das denn fir eine Bemer-
kung? - Weitere Zurufe - Unruhe)

Dariiber hinaus ist Ihnen scheinbar auch egal - - -

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Frau Ministerin! - Ich darf Sie
alle um etwas Ruhe bitten!

(Anhaltende Unruhe)

- Wir fahren erst fort, wenn Ruhe im Plenarsaal
eingekehrt ist. Das gilt fur alle.

(UIf Thiele [CDU]: Wenn das kampferisch
sein soll, dann geht das zu weit!)

- Auch fur Sie, Herr Thiele!

Bitte, Frau Ministerin!
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Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin;

Es scheint lhnen insbesondere auch egal zu sein,
welches Bild von der Justiz Sie damit in der Offent-
lichkeit zeichnen.

Meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion,
ich glaube, Sie haben allen Grund, lhr Verhalten
zu Uberdenken. Sie hatten selbst darauf kommen
sollen und héatten sich nicht von den sieben Préasi-
denten der obersten niedersachsischen Justiz
ermahnen lassen miussen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Das hat es in der Geschichte unseres Landes bis-
her noch nicht gegeben, und ich meine, es ist
schon beschamend.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Unser Land braucht den Dialog in der Sache. Das
gilt auch in der Justizpolitik.

(Dirk Toepffer [CDU]: Dann missen
Sie erst einmal lhre Falschaussagen
zugeben!)

Verehrte Damen und Herren von der CDU-
Fraktion, kehren Sie zur sachlichen Arbeit zuriick!
Sie sind herzlich willkommen!

Danke schon.

(Starker Beifall bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Es liegen nun zwei
Wortmeldungen zu einer persénlichen Bemer-
kung nach 8§ 76 unserer Geschéftsordnung vor.
Ich erteile zunachst Herrn Abgeordneten Dr. Gen-
the, FDP-Fraktion, das Wort. Bitte!

Dr. Marco Genthe (FDP):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Der
Kollege Tonne hat gerade gesagt, ich hatte mich
im Fernsehen zufrieden und begeistert gedulert,
dass die Justizministerin beabsichtigt, im Rahmen
der Sicherungsverwahrung Anderungen vorzu-
nehmen, was die Freigange betrifft. Ich habe An-
lass, das hier an dieser Stelle richtigzustellen.

Richtig ist, dass die Ministerin nach dem Fall in
Lingen, wo ein Sicherungsverwahrter wahrend
seines Freigangs eine schwere Straftat begangen
hat, angekindigt hat, das Verfahren zur Genehmi-
gung von Freigangen von Sicherungsverwahrten

zu Uberprufen und neu zu justieren. - Das fand ich
richtig und gut.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Zu diesem Zeitpunkt habe ich an die Ankiindigung
der Ministerin auch noch geglaubt.

Dann gab es einen zweiten Fall, namlich in Han-
nover, wo ebenfalls ein Sicherungsverwahrter
weggelaufen ist. Wir als Opposition hatten allen
Anlass zu fragen: Was hat die Ministerin eigentlich
in all den Monaten dazwischen getan?

(Zuruf von der CDU: Nichts!)

Da musste ich feststellen: Es ist nichts geschehen!
Gar nichts!

(Helge Limburg [GRUNE]: Das stimmt
doch Uberhaupt nicht! Sie haben nicht
zugehort! Es ist jede Menge gesche-
hen!)

Das ist eine riesige Enttduschung fur die o6ffentli-
che Sicherheit in diesem Land, meine Damen und
Herren!

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Nun hat das Wort zu einer personli-
chen Bemerkung Herr Kollege Nacke, CDU-Frak-
tion. Bitte!

Jens Nacke (CDU):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Tonne, ich habe mich zu einer personlichen
Bemerkung gemeldet, weil Sie uns gerade in Ihrem
Redebeitrag vorgehalten haben, es hatte sensati-
onsheischende Pressemitteilungen gegeben. Im
Anschluss daran hat die Frau Justizministerin
ebenfalls von Pressemitteilungen gesprochen.

Ich weise das zurlick. Es hat keine Pressemittei-
lungen gegeben. Sie haben das nie zur Kenntnis
genommen.

Nach dem Fragenkatalog hat es keine Pressemit-
teilung gegeben. - Wozu auch? Die Fragen muss-
ten ja erst beantwortet werden.

Es hat monatelang keine Pressemitteilungen ge-
geben, mit einer Ausnahme: Als der Disziplinar-
vorgesetzte im Auftrag der Justizministerin in einer
Pressekonferenz deutlich gemacht hat, dass er mir
einen Brief geschrieben hatte, den ich zu dem
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Zeitpunkt noch nicht hatte, habe ich die Presse
dartber informiert, dass der Brief beantwortet wur-
de.

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Sollen
wir die Presseberichte herausholen?)

Da hat es in der Tat einen Pressehinweis gege-
ben, und es hat zwischendurch - auch das will ich
der Vollstéandigkeit halber einrGumen - eine Pres-
semitteilung gegeben, in der ich mich Uber das
verfassungswidrige Verhalten der Landesregierung
beschwert habe - das war am 19. September -, die
Beantwortung der Fragen, die ja schon Monate
zurtick lagen, erneut zu verschieben. Diese beiden
Pressemitteilungen hat es gegeben.

Die Berichterstattung in der Zeitung indes hat im
Wesentlichen stattgefunden, weil es der Minister-
prasident dieses Landes fur notwendig erachtet
hat, weil Sie es fiir notwendig erachtet haben, ein
vertrauliches Schreiben der Richter durchzuste-
cken, weil sie in besonderer Art und Weise reagiert
haben.

(Widerspruch bei der SPD und bei
den GRUNEN - Miriam Staudte
[GRUNE]: Was wollen Sie uns jetzt
eigentlich sagen? Dass es keine
Pressemitteilungen waren, sondern
dass Sie sich ,nur so“ gegentber der
Presse geauliert haben?)

Das hat letzten Endes zu der Berichterstattung
gefuhrt.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Nacke, wir sind bei § 76. Sie als Geschéfts-
fuhrer kennen den Inhalt dieses Paragrafen. Bitte
halten Sie sich daran!

Jens Nacke (CDU):

Vollziehen Sie es nach! Ich weise das zuriick. Die
Pressemitteilungen der CDU hat es nicht gegeben.
Deswegen hat sie auch nicht sensationsheischend
zu der Berichterstattung beigetragen. Vielmehr war
es lhr Verhalten, das zu diesem Verfahren beige-
tragen hat. Sie haben das heute wieder politisch
instrumentalisiert. Sie sollten sich schamen, meine
Damen und Herren!

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Widerspruch bei der SPD
und bei den GRUNEN)

4304

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Weitere Wortmeldungen liegen zu diesem Tages-
ordnungspunkt nicht vor, sodass ich die Aktuelle
Stunde schliel3en kann.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 4:

Erste Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung
des Verfassungsschutzes im Land Niedersach-
sen - Gesetzentwurf der Landesregierung -
Drs. 17/2161

Zur Einbringung erteile ich Herrn Innenminister
Boris Pistorius das Wort. Bitte!

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Bevor ich den Gesetzent-
wurf einbringe, méchte ich einen Dank loswerden.
Von ganzem Herzen mdchte ich Dank sagen fur
einen Gesetzentwurf, der viel Abstimmung erfor-
dert und viel FleiR- und Detailarbeit notwendig
gemacht hat. Ich méchte mich in diesem Fall na-
mentlich bei vier Frauen bedanken: bei Frau Carl,
bei Frau Strothmann, bei Frau Schaffer und bei
Frau Brandenburger, die diesen Gesetzentwurf
federfihrend vorbereitet und begleitet haben. Vie-
len Dank fir die wirklich gute Arbeit!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN und Zustimmung bei
der CDU und bei der FDP)

Ich bedanke mich an zweiter Stelle fur die sehr
zahlreichen positiven Reaktionen, die es bislang
auf den vorliegenden Gesetzentwurf von ganz
verschiedenen Seiten gegeben hat. Ich freue mich
Uber diesen konstruktiven Geist, der dadurch zum
Ausdruck kommt und der sicherlich uns allen bei
den anstehenden Beratungen helfen wird.

(Unruhe)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Herr Minister! - Ich darf da-
rum bitten, dass die Kolleginnen und Kollegen, die
noch Gesprache filhren mochten, dies aul3erhalb
des Plenarsaals tun, und auch die Beratungen
zwischen den Banken einzustellen. - Vielen Dank.

Bitte, Herr Minister!
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Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Eines moéchte ich vorweg unterstreichen: Dieser
Gesetzentwurf ware in der Form nicht ohne die
vielen Beteiligten auf allen Ebenen mdéglich gewe-
sen: Das sind vor allem die Arbeitsgruppe fir eine
Reform des Verfassungsschutzes, die ich einge-
setzt hatte, und die genannten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie auch andere. Wir konnten
dadurch die Erfahrung von innen mit neuen Ideen
und Gedanken von auf3en verbinden. Ich glaube,
das kann man an dem Gesetzentwurf erkennen.
Das hat im Ergebnis namlich zu einem zuverlassi-
gen, zeitgemalRen und innovativen Gesetzentwurf
gefuhrt.

Ich freue mich, dass die Arbeit dieser Beteiligten
heute entsprechend gewdrdigt und wertgeschatzt
wird, zumal diese Verfahrensweise in der Vergan-
genheit ja immer wieder einmal kritisiert wurde.
Dieser Prozess ist - so, wie er jetzt abgelaufen ist -
bundesweit einmalig; er ist insoweit ein Leucht-
turm, nicht nur fur Niedersachsen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir ha-
ben heute also eine hervorragende Basis flr einen
Neustart. Dieser Neustart war auch dringend nétig,
um neues Vertrauen zu schaffen. Das gilt nach
dem Bekanntwerden der NSU-Machenschaften
und den teilweise fragwlrdigen Datenspeicherun-
gen und Beobachtungen von Objekten, die es hier
in Niedersachsen gegeben hat.

Unser Ziel ist dabei klar, meine Damen und Her-
ren: den Blick nach vorne zu richten. Wir wollen
einen leistungsstarken, aber eben auch einen mo-
dernen, sensiblen und den Anforderungen eines
modernen Rechtsstaates entsprechenden Verfas-
sungsschutz. Seine Arbeit soll sich nhach dem vor-
liegenden Gesetzentwurf an den drei K‘s orientie-
ren: Klarheit, Kommunikation und Kontrolle. Mehr
Transparenz, mehr Klarheit und mehr Prézision bei
den Vorschriften, eine starkere interne und externe
Kontrolle, eine Starkung der parlamentarischen
Kontrolle - all das sind die Gebote der Stunde, an
die wir uns halten sollten.

Wir haben zum Teil schon dariiber diskutiert und
werden auch in den ndchsten Wochen viel dariiber
sprechen, was im Einzelnen dahintersteht. Ich will
dennoch heute einige aus meiner Sicht zentrale
Dinge ansprechen:

Mit dem Paragrafen zu den Beobachtungsobjekten
erhdlt das Gesetz eine Regelung, die in dieser
Form bundesweit einmalig ist. Erstmals werden
damit in einem Landesverfassungsschutzgesetz

die Entscheidungsablaufe transparent gemacht,
bis hin zu dem Entschluss, dass ein Personenzu-
sammenschluss planmaRig und systematisch vom
Verfassungsschutz beobachtet werden soll. Ein
solcher Personenzusammenschluss ist nach dem
Ende der Beobachtung - in angemessener Zeit,
versteht sich - zu unterrichten.

Der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel - das ist
ein weiterer Punkt - wird neu und Ubersichtlicher
geregelt. Zusatzliche Voraussetzungen, Anord-
nungskompetenzen und weitere Verfahrensrege-
lungen werden als flankierende MafRRnahmen bei
besonderen Grundrechtseingriffen neu eingeftihrt.
Auch das schafft mehr Transparenz gegeniber
den Birgerinnen und Birgern.

Ein weiteres Kernstick sind die umfangreichen
Vorgaben zum Einsatz von Vertrauenspersonen
und anderen verdeckt eingesetzten Personen. Wir
alle erinnern uns an die Vorgange im Zusammen-
hang mit den Morden des sogenannten National-
sozialistischen Untergrunds und die Verstrickung
von V-Personen auf den unterschiedlichen Ebenen
- wenn auch nicht hier in Niedersachsen.

Es werden Regelungen zur Auswahl von Vertrau-
enspersonen getroffen, und es werden klare Gren-
zen fir ihren Einsatz und die Zusammenarbeit mit
ihnen gezogen. Wenn Vertrauenspersonen dauer-
haft eingesetzt werden sollen, muss zukinftig das
entsprechende parlamentarische Kontrollgremium
zustimmen. Auch diese Kontrollfunktion halte ich
fur sehr wichtig.

SchlieBlich mdchte ich die umfangreichen Doku-
mentationspflichten besonders hervorheben, gera-
de bei den nachrichtendienstlichen Mitteln und bei
der Bestimmung von Beobachtungsobjekten. Die
interne Kontrolle wird dadurch gestérkt; die externe
Kontrolle wird erleichtert.

Alle diese MaRnahmen, meine Damen und Herren,
werden im Ergebnis - das ist meine Uberzeugung -
dazu fuhren, dass der Verfassungsschutz in einer
ausgewogenen Balance zwischen Freiheit und
Sicherheit operieren kann. Ein effektiver und aner-
kannter Verfassungsschutz muss namlich von der
Gesellschaft getragen werden. Mit diesem Gesetz
holen wir den Verfassungsschutz raus aus der
Schlapphutecke und machen ihn zu einer moder-
nen Sicherheitsbehorde - offen und effektiv zu-
gleich.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Das liegt in unser aller Interesse. Ich freue mich in
diesem Sinne auf die Beratungen, die vor uns lie-
gen. Ich bin sicher, wir werden am Ende ein Ge-
setz verabschieden kénnen, das sich hoffentlich -
darauf setze ich jedenfalls nach den ersten An-
kindigungen - auf eine breite Mehrheit dieses
Hauses stitzen kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Minister. - Fiir die SPD-Fraktion
erteile ich nun Herrn Brunotte das Wort. Bitte!

Marco Brunotte (SPD):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Heute ist ein guter Tag fur Niedersachsen.
Denn er zeigt, dass sich Dinge verandern lassen.
Wir hoffen, dass diese Verédnderungen auf breite
Schultern gestellt werden kdnnen.

Niedersachsen bekommt ein modernes, schlag-
kraftiges Verfassungsschutzgesetz, das an der
Stelle die Notwendigkeit einer Verfassungsschutz-
behorde in Niedersachsen als wichtiges Element
der Sicherheitsarchitektur betont und verdeutlicht.
Es macht aber auch deutlich, dass sich der im rot-
grinen Koalitionsvertrag formulierte Reformbedarf
nicht nur an den bitteren Erfahrungen mit dem
NSU, sondern auch an einem inneren Reformbe-
darf, der in Niedersachsen entstanden ist, orien-
tiert.

Ich will fur die SPD-Fraktion auch ganz deutlich
sagen: Dieser Reformbedarf besteht aus unserer
Sicht genauso wie aus der Sicht der Kollegen der
Grunen. Teilweise wird dargestellt, dass das aus-
schlie3lich bei den Kollegen der Grinen der Fall
ware.

Wir wollen unserem Innenminister Boris Pistorius
und vor allem seinen vier Mitarbeiterinnen - er hat
sie eben namentlich erwéhnt - daftr danken, dass
ein transparenter Gesetzentwurf mit einer klaren
Orientierung vorgelegt wurde, durch den vor allem
vieles, was bisher in Dienstvorschriften verborgen
war, nach auf3en gekehrt wird.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zuruf von Jens Nacke
[CDU])

- Herr Nacke, wenn Sie ihn gelesen héatten, dann
hatten Sie das vielleicht auch festgestellt.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, Nieder-
sachsen reiht sich in die Reihe der Bundeslander
Hamburg und Nordrhein-Westfalen ein, die bei den
Novellierungen ihrer Verfassungsschutzgesetze
bereits fortgeschritten sind. Aber wir gehen noch
einen Schritt weiter - ich glaube, dass es sich loh-
nen wird -, mit einem mutigen und fortschrittlichen
Gesetzentwurf deutlich zu machen, wie sich ein
Verfassungsschutz aufzustellen hat.

Es kommt nicht alle Tage vor, dass eine Landes-
regierung einem Parlament vorschlagt, ihm mehr
Rechte zuzubilligen. Es kommt nicht alle Tage vor,
dass eine Landesregierung dem Parlament mehr
Kontrolle und eine Starkung der parlamentarischen
Rechte vorschlagt. Das zeugt von einer hohen
Souveranitat - dies umso mehr, wenn es nicht
Ergebnis von Skandalen oder Untersuchungsaus-
schissen ist, sondern des Vertrauens in die eige-
nen Fahigkeiten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir zeigen auch, dass wir Expertenwissen einbe-
ziehen, weil sich in vielen Bereichen der Novelle
die Empfehlungen der Reformkommission wieder-
finden, die vom Innenminister eingesetzt wurde.

Wir nehmen diesen Gesetzentwurf mit dem, was
sich dort als groRe Linie stellt, gerne an. Ich will
exemplarisch einige Bereiche hervorheben, die fir
uns besondere Bedeutung haben.

Genannt sei die Streichung der Wohnraumiiber-
wachung,

(Helge Limburg [GRUNE]: Richtig!)

die in Niedersachsen zwar nicht zur Anwendung
kam,

(Editha Lorberg [CDU]: Eben!)

deren Herausnahme aber trotzdem ein deutliches
Signal ist. Denn wir finden, die Unverletzlichkeit
der Wohnung muss gewahrt bleiben. Deswegen
meinen wir, dass es ein wichtiger Punkt ist, dass
das jetzt aus dem Gesetz genommen wird.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Gleiches gilt fur die Definition der Speichervor-
schriften. Minderjahrige, vor allem wenn sie unter
16 Jahre alt sind, sollen nicht mehr gespeichert
werden konnen. Die Aufgaben des Verfassungs-
schutzes sind klar in das Gesetz bernommen
worden und bieten eine klare Orientierung.
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Der Bereich der V-Personen wurde, denke ich,
besonders kontrovers im Zusammenhang mit dem
NSU diskutiert. Wenn wir sehen, was der Gesetz-
entwurf in diesem Bereich vorschlagt, dann stellen
wir fest, dass es hier um die Fragen der Auswahl
und der Eignung geht, um die Frage, ob der Le-
bensunterhalt von dem bestritten werden darf, was
durch den Verfassungsschutz gezahlt wird, um die
Frage, welche Straftaten V-Leuten in Zukunft noch
erlaubt sind, um die Fuhrung, die rollieren soll, und
um den Einsatz, der nur noch bei Beobachtungs-
objekten von erheblicher Bedeutung stattfinden
soll. Ganz besonders geht es darum, dass das
parlamentarische Kontrollgremium, der Ausschuss
fur die Angelegenheiten des Verfassungsschutzes,
in Zukunft beteiligt wird und zustimmen muss. Das
Gleiche gilt fur Beobachtungsobjekte, deren Be-
obachtung befristet wird und fur die eine Zustim-
mung des Ausschusses fir die Angelegenheiten
des Verfassungsschutzes erforderlich sein wird.

Der Ausschuss selber spiegelt in seiner zukunfti-
gen Aufgabenzuweisung ein selbstbewusstes Par-
lament wider.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich will ganz besonders betonen: Unabhangig da-
von, welche Rolle wir hier im Parlament wahrneh-
men, ob es sich um die Opposition oder um die die
Regierung tragenden Fraktionen handelt - allen
obliegt in diesem Gremium die Kontrolle der Lan-
desregierung und die Kontrolle des Verfassungs-
schutzes. Deswegen war es uns ein Anliegen, die
Minderheitenrechte zu starken, Sachverstandige
dem Ausschuss zuganglich zu machen und auch
eine Unterstltzung der Abgeordneten durch eige-
ne Mitarbeiter bei dieser Kontrolle mit darzustellen.

Herr Minister, gestatten Sie mir ein Wort zum
Thema Parlamentsbericht. Ich glaube, dass eine
selbstbewusste Landesregierung ein selbstbe-
wusstes Parlament mit einem eigenen Verfas-
sungsschutzbericht aushalt. Ich freue mich auf die
inhaltlichen Diskussionen. Wir werden Sie davon
Uberzeugen, dass sich die Qualitat dieses Berich-
tes sehen lassen kann.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das vorliegende Gesetz ist nur ein Baustein in der
Reform des Verfassungsschutzes. Aber aus der
Sicht des Parlamentes ist es der wichtigste Bau-
stein, weil wir an dieser Stelle unsere Beteiligung
definieren. Es soll ein Gesetz sein, das Uber eine

Legislaturperiode hinaus gilt. Deswegen ist es uns
ein Anliegen, dieses Gesetz auf breite Schultern
zu stellen. Wir haben die Erklarung von CDU und
FDP dazu mit Interesse zur Kenntnis genommen
und sind zuversichtlich, dass wir einen Verfas-
sungsschutz bekommen werden, der mit mehr
Transparenz, Vertrauen und einer parlamentari-
schen Kontrolle ausgestattet wird und der einen
Neustart und einen Paradigmenwechsel an diesem
Gesetz deutlich machen wird.

Um diesen Paradigmenwechsel besonders hervor-
zuheben, darf ich fir unsere Fraktion und auch die
Fraktion der Griinen beantragen, dass das vorge-
legte Gesetz nicht, wie es der Altestenrat vorge-
schlagen hat, federfihrend im Innenausschuss
behandelt wird, sondern dass die Federfihrung -
um auch die Rolle der parlamentarischen Kontrolle
deutlich zu machen; es gibt dafiir einen eigenstan-
digen Fachausschuss - dem Ausschuss fir die
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes uber-
tragen und dort die Beratung durchgefihrt wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Brunotte. - Nun hat fur
die CDU-Fraktion Frau Kollegin Ross-Luttmann
das Wort. Bitte!

Mechthild Ross-Luttmann (CDU):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir beraten heute erstmals den Gesetz-
entwurf zur Neuausrichtung des niedersachsischen
Verfassungsschutzes. Der Innenminister hatte
dieses Gesetz im Mai fur September angekindigt.
Im September haben wir freundlich angefragt, und
siehe da: Im Oktober liegt der Gesetzentwurf vor.

Es ist hochste Zeit, dass wir im Landtag tber die
Neuausrichtung des Verfassungsschutzes partei-
Ubergreifend beraten. Dies ist mir an dieser Stelle
ganz besonders wichtig: parteilibergreifend bera-
ten. Wenn wir die Nachrichten verfolgen, dann
erkennen wir schnell, dass ein effektiver Nachrich-
tendienst als Frihwarnsystem zum Schutz unserer
Freiheit unverzichtbar ist. Hierliber besteht weitge-
hend Einigkeit, es sei denn, man befindet sich auf
Grinen-Parteitagen oder liest ihr Wahlprogramm,
wo noch die Abschaffung des Verfassungsschut-
zes gefordert wurde.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, insofern
begriRen wir ausdriicklich, dass sich bei den Koa-
litionsgesprachen an dieser Stelle einmal die SPD
durchsetzen konnte. Entgegen dem Griinen-Wahl-
programm wird der Verfassungsschutz weiterhin
bestehen. Das ist fir eine wehrhafte Demokratie
auch gut so. Niedersachsen braucht einen gut
aufgestellten Verfassungsschutz als effektives
Frihwarnsystem.

(UIf Thiele [CDU]: Nicht nur im Ge-
setz, sondern auch in der Praxis!)

Eine Reform des Verfassungsschutzgesetzes
stand aber infolge der Aufarbeitung der Mordserie
des NSU an. Der Umfang und die Hintergriinde der
Morde dieser Terrorbande wurden im November
2011 bekannt und erschitterten die deutschen
Sicherheitsbehdrden. Sie haben gezeigt, dass eine
standige Anpassung der Arbeitsweise an aktuelle
Herausforderungen noétig und erforderlich ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die CDU-
gefuhrte Landesregierung hat in den Arbeitsgrup-
pen der Innenministerkonferenz zu den Konse-
guenzen aus dem Fall NSU eine Fuhrungsrolle
Ubernommen. Die Vorschlage, die dort im August
2012 vorgestellt wurden, sind im Wesentlichen
niedersachsische Vorschlage. Ein herzliches Dan-
keschdon auch an dieser Stelle noch einmal an
unseren ehemaligen Innenminister Schiinemann!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist an der Zeit, dass diese Vorschlage auch in
Niedersachsen in das Gesetz aufgenommen wer-
den. Die Begrindung des vorliegenden Gesetz-
entwurfs spricht von einem Versagen der Sicher-
heitsarchitektur im Fall NSU, an dem der Verfas-
sungsschutz seinen Anteil hatte. Fur Niedersach-
sen sehe ich das nicht so. Das sollte auch deutlich
gesagt werden.

Kollege Limburg fluhrte hier im letzten Jahr aus,
dass insbesondere der niedersachsische Verfas-
sungsschutz nur am Rande mit dem NSU zu tun
hatte und dass das Versagen bei Staatsanwalt-
schaft und Polizei wesentlich eklatanter gewesen
sei.

(Helge Limburg [GRUNE]: Deutsch-
landweit!)

- Richtig, Herr Limburg.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich héatte
mich gefreut, wenn wir fir Niedersachsen in einer
Enquetekommission fraktionsiibergreifend und mit
Experten (ber notwendige Anderungen hétten
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beraten konnen. Leider haben der Innenminister
und die Fraktionen von SPD und Griinen unsere
Angebote hierzu nicht angenommen. Der Innenmi-
nister sah dazu keinen Bedarf, und Versprechun-
gen seitens der SPD hier im Plenum waren schnell
vergessen. Das ist nach wie vor schade.

Wir waren dadurch gezwungen, eine eigene Ex-
pertenkommission einzusetzen. Wir begruf3en
ausdriicklich, dass einige Vorschlage unserer
Kommission in den Gesetzentwurf mit aufgenom-
men wurden. Die Einsetzung von Sachverstandi-
gen durch den Verfassungsschutzausschuss, die
genauere Regelung der Datenspeicherung, die
Ausweitung der parlamentarischen Kontrolle und
das Bekenntnis zur Prévention und zu Aussteiger-
programmen finden sich im Gesetzentwurf wieder.
Das begrif3en wir ausdricklich, Herr Innenminis-
ter.

(Beifall bei der CDU)

Insbesondere die Aufnahme der Pravention ver-
fassungsfeindlicher Bestrebungen und von Aus-
steigerprogrammen in den gesetzlichen Auftrag
des Verfassungsschutzes tberrascht uns fast, weil
wir nicht geglaubt hatten, dass dies mit den Gri-
nen moglich gewesen wére. Die ideologische Aus-
einandersetzung um die politische Information und
Bildung durch den Verfassungsschutz gehoren
damit hoffentlich der Vergangenheit an. Sie brin-
gen uns auch nicht weiter.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unsere
freiheitliche demokratische Grundordnung steht
heutzutage vor vielfaltigen Bedrohungen aus den
verschiedensten Richtungen. Insbesondere beim
Salafismus stehen wir vor grof3en Herausforderun-
gen. Ich denke, wir alle sind erschrocken vom
Ausmal} der Gewalt, des Terrors und der Barbarei
im Irak und in Syrien namens eines angeblich Is-
lamischen Staates. Erschreckend ist auch, dass
diese Terrororganisation auch hier in Niedersach-
sen Anhanger hat und ihr FuRvolk rekrutiert. Wir
muissen dem entschieden entgegentreten.

Mich macht es sehr betroffen, dass sich inzwi-
schen acht Personen aus Deutschland dort als
Selbstmordattentéter in die Luft gesprengt und
dabei Uber 100 Menschen umgebracht haben. Es
muss uns ganz besonders betroffen machen,
wenn sich Jugendliche - eigentlich noch Kinder -
diesem Terror anschlieBen. Was geht in den Kdp-
fen dieser Kinder nur vor? - Hier sind Pravention
und Aufklarung ganz besonders wichtig.
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(Zustimmung bei der CDU und von
Dr. Stefan Birkner [FDP])

Zum Schutz unserer freiheitlichen demokratischen
Grundordnung, aber auch im Interesse einer wehr-
haften Demokratie, im Interesse mdglicher Opfer,
der Eltern der Jugendlichen und der Jugendlichen
selbst ist ein starker Verfassungsschutz unabding-
bar.

Der Verfassungsschutz muss aber diese 13-, 14-,
15-Jahrigen mit auf dem Schirm haben dirfen.
Dass dies im Gesetzentwurf ausdriicklich verboten
ist und fur 16- und 17-Jahrige nahezu auch, er-
scheint nicht sinnvoll und muss in den Beratungen
weiter erdrtert werden. Es ist nicht zu verstehen,
warum ein 15-Jahriger flr begangene Straftaten
wie Nazischmierereien vor Gericht gestellt werden
darf, aber der Verfassungsschutz diesen Bestre-
bungen nicht mit nachrichtendienstlichen Mitteln
entgegenwirken kann. Das Verbot ist gut gemeint,
schadet aber letztlich denen, denen es helfen soll.
Es ist auch ein Akt staatlicher Flrsorge, die Radi-
kalisierung von Jugendlichen und Kindern zu ver-
hindern. In begrindeten Ausnahmeféllen muss
dies rechtlich mdglich sein.

Aber ich sage an dieser Stelle auch ganz bewusst:
Es geht um sensible, personenbezogene Informa-
tionen, und es geht um Grundrechtseingriffe. Hier
muss in jedem Einzelfall genau abgewogen wer-
den, in welchen Fallen der Verfassungsschutz
welche Befugnisse haben soll.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir mus-
sen bedenken, dass mit den konkretisierten Vor-
gaben zur Datenspeicherung die Arbeit des Ver-
fassungsschutzes kontrollierbarer und nachvoll-
ziehbarer, aber auch aufwendiger wird. Der Ver-
fassungsschutz darf nicht an Blrokratie ersticken.

(Zustimmung bei der CDU)

Ohnehin scheint fir mich nach der Auswertung des
Berichts der Taskforce zur Datenspeicherung vor
allem festzustehen, dass dem Verfassungsschutz
schlicht die Zeit und das Personal fehlten, um die
Erklarungen zu den Datenspeicherungen festzu-
halten. Vor diesem Hintergrund, sehr geehrter Herr
Innenminister, wéare es falsch, wenn die Landesre-
gierung Stellen im Verfassungsschutz abbauen
mochte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wichtig
ist die Starkung der parlamentarischen Kontroll-
maglichkeiten. Hierzu enthalt der Gesetzentwurf
Verbesserungen.

Aber, Herr Minister, nehmen Sie die Vorschlage
aus lhrem Gesetzentwurf ernst! Im Mai haben Sie
in einer Regierungserklarung die Ergebnisse lhrer
Taskforce Verfassungsschutz vorgestellt. Tausen-
de von Datensatzen sollen nach Ihren Aussagen
geléscht werden, weil sie nie oder nicht mehr
rechtmafig gespeichert waren. Wir haben sofort
Akteneinsicht beantragt, weil es eine Pflicht der
Opposition ist, dies zu kontrollieren. Bis heute ha-
ben wir keine Akten zur Datenspeicherung zur
Einsicht erhalten. Das steht in direktem Wider-
spruch zu dem, was Sie mit dem Gesetzentwurf
beférdern wollen und was auch der Entschlie-
Bungsantrag von SPD und Grinen, den wir im
September beraten haben, fordert.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es bleibt daher abzuwarten, inwieweit es gelingen
wird, parlamentarische Kontrolle effektiv auszu-
Uben. Ich halte sie fir unabdingbar und fur zwin-
gend geboten. Hier ist sicherlich auch eine Kultur
des Vertrauens zwischen den Abgeordneten und
dem Verfassungsschutz wichtig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ge-
setzentwurf ist eine gute Diskussionsgrundlage. Er
macht den Mitarbeitern des Verfassungsschutzes
die Arbeit nicht leichter, aber er macht sie auch
nicht unmdglich, und er bringt Verbesserungen bei
der parlamentarischen Kontrolle und beim Grund-
rechtsschutz. Manche Dinge sehen wir kritisch; sie
sollten ausfihrlich beraten werden.

Ich habe mich sehr Gber die Aussage des Kollegen
von der SPD gefreut, der auch darauf abgezielt
hat, deutlich zu machen, dass ihm an einem brei-
ten Konsens gelegen ist. Daran ist auch uns als
Fraktion der CDU gelegen. Deswegen hoffe ich,
dass es uns gelingen wird, die Reform des Verfas-
sungsschutzes fraktionsubergreifend zu beschlie-
Ben. Das ist 2009 schon einmal gelungen. Ich
wirde mich sehr freuen, wenn es auch diesmal
gelange. Denn ich bin der festen Uberzeugung,
dass ein breiter politischer Konsens die Arbeit des
Verfassungsschutzes erleichtert und zu mehr Ak-
zeptanz des Verfassungsschutzes in der Bevolke-
rung beitragt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin Ross-Luttmann. - Nun
hat fur die FDP-Fraktion Herr Kollege Dr. Birkner
das Wort. Bitte schon!

4309



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 47. Plenarsitzung am 22. Oktober 2014

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich méchte drei Anmerkungen zu diesem
Gesetzentwurf machen.

Erste Anmerkung: Es ist gut, dass der Verfas-
sungsschutz breit getragen wird. Auch im Hinblick
auf die Beschlusslage der Griinen ist es ein gutes
Signal, dass es hier gelungen ist, den Bestand des
Verfassungsschutzes fir die Zukunft zu sichern
und anzuerkennen.

Ich denke aber, dass wir schon ein Stick weiter
héatten sein kdnnen, gerade auch was die gemein-
samen Punkte angeht, wenn wir eine Enquete-
kommission eingesetzt hatten. Die Regierungsfrak-
tionen haben sich dagegen entschieden. Nun
mussen wir dies eben im weiteren parlamentari-
schen Verfahren versuchen zu erreichen.

Zweite Bemerkung: Grundsatzlich sehen wir als
FDP-Fraktion in dem Gesetzentwurf eine gute
Grundlage fur die weiteren Beratungen. Der Ent-
wurf geht in die richtige Richtung.

Insbesondere ist uns die Starkung der parlamenta-
rischen Kontrollrechte ein besonderes Anliegen.
Wir freuen uns, dass viele unserer Anregungen
aufgenommen worden sind und sich im Entwurf
wiederfinden.

Auch Regelungen zu V-Personen, Dokumentati-
onspflichten und Kklarer strukturierte Regelungen
etwa zum Bereich der Datenerhebung sind zu
begrifRen. Sie spiegeln sich auch zahlreich in dem
Entschlielungsantrag zum  Verfassungsschutz
wider, den wir friihzeitig eingebracht haben.

Dritte Bemerkung: Schon heute ist Erérterungsbe-
darf im Einzelnen erkennbar.

Die erste Frage, die sich stellt, ist: Warum kann der
Ausschuss nicht schon Uber die Verdachtsgewin-
nungsphase und die Verdachtsphase, die sich im
Entwurf wiederfinden, unterrichtet werden? Warum
kann die Unterrichtung also nicht schon in einer
vorgelagerten Phase erfolgen, sondern erst, wenn
die Entscheidung tatséachlich ergehen soll? - Das,
meine ich, wird zu diskutieren sein.

Die zweite Frage ist: Warum sollen die Mitglieder
des Verfassungsschutzausschusses ihre Stellver-
treter nicht informieren dirfen, wenn diese ihre
Aufgaben im Ausschuss wahrnehmen sollen? -
Eine verninftige Stellvertretung ist nicht maoglich,
wenn ich nicht die Mdglichkeit habe, mit dem Stell-
vertreter die Dinge vorzubesprechen und vielleicht
zu erdrtern, und wenn ich nicht die Mdglichkeit
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habe, die Dinge nachzubesprechen, wenn ich in
diesem Ausschuss vertreten worden bin. Es ist mir
wichtig, dartiber nachzudenken, welche Bedenken
dagegen bestehen.

Die dritte Frage hat schon die Kollegin Ross-
Luttmann angesprochen. Ich denke, wir sollten
noch einmal in aller Ruhe und Grundlichkeit dar-
Uber nachdenken, ob und inwieweit es unter Be-
ricksichtigung des Minderjahrigenschutzes mog-
lich ist, klare gesetzliche Rahmenbedingungen zu
definieren, unter denen in Einzelféllen, in denen
dies doch notwendig ist, die Mdglichkeit bestehen
soll, Daten auch Uber Jugendliche in der Phase
zwischen 14 und 16 Jahren zu erheben und zu
speichern, und ob und inwieweit die Mdglichkeit
erweitert werden soll, Daten Uber Jugendliche in
der Phase zwischen 16 und 18 Jahren zu erheben
und zu speichern. Ich denke nur an radikalisierte
Salafisten, die es, wie wir den Berichten entneh-
men kénnen, auch in diesen Altersstufen durchaus
gibt. Wir sollten hiertiber noch einmal sehr sachlich
und ruhig diskutieren und Ldsungen zu den Prob-
lemen finden.

Diese drei Bemerkungen sind das, was wir als
FDP-Fraktion zunachst einmal zu dem Gesetzent-
wurf zu sagen haben. Ich denke, er ist eine gute
Basis fir eine gemeinsame Beschlussfassung. Bei
den parlamentarischen Beratungen im Ausschuss
werden wir sehen, ob es gelingt, den sich abzeich-
nenden Konsens zu realisieren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Herr Kollege Helge
Limburg, Bundnis 90/Die Griinen, bitte!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Zunachst einmal mdchte ich mich dem Lob
und dem Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Innenministeriums und des niedersach-
sischen Verfassungsschutzes fur die geleistete
Arbeit an diesem Gesetzentwurf ausdriicklich an-
schlieBen. Er ist eine sehr gute Grundlage fur die
Beratungen in diesem Parlament. Vielen Dank
dafur!

(Zustimmung von Julia Willie Ham-
burg [GRUNE]))

In der Debatte ist schon auf viele Einzelaspekte
eingegangen worden. Ich mdchte dennoch einige
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betonen, die auch aus griner Sicht sehr wichtig
sind.

Da ist zum einen - der Kollege Brunotte hat es
gesagt - die Streichung des sogenannten Grof3en
Lauschangriffs. Ja, mit diesem Mittel ist in den
letzten Jahren sehr verantwortungsbewusst umge-
gangen worden. Gleichwohl hat das Bundesver-
fassungsgericht mehrfach zu Recht festgestellt,
dass die Uberwachung des hdchstpersonlichen
Lebensbereichs in Deutschland nur in sehr eng
begrenzten Ausnahmefallen tberhaupt mit dem
Grundgesetz vereinbar ist. Es ist ein richtiges und
wichtiges Signal fur die Blrgerrechte, dass dieser
Gesetzentwurf dieses Mittel streichen mdchte.

(Beifall bei den GRUNEN)

Angesprochen worden ist die Frage des Daten-
schutzes. Der Gesetzentwurf stéarkt - auch das be-
grufRe ich ausdricklich, Herr Innenminister - die
Rolle des Landesbeauftragten fiir den Daten-
schutz. Denn neben der parlamentarischen Kon-
trolle und in einigen wenigen Fallen den Gerichten
tragt vor allem der Landesbeauftragte fir den Da-
tenschutz dazu bei, im Verfassungsschutz die
Einhaltung von Datenschutzbestimmungen und
damit die Einhaltung von Birgerrechten zu ge-
wahrleisten. Und darum ist es ein gutes und richti-
ges Signal, gerade nach den Debatten in der Ver-
gangenheit, dass die Rolle des Datenschutzbeauf-
tragten gestarkt wird.

Und zum Dritten méchte auf die Datenspeicherre-
gelung insgesamt eingehen. Der Verfassungs-
schutz muss notwendigerweise Daten sammeln.
Das ist vollig klar; das gehért zu seinen Kernauf-
gaben. Aber mit diesem Gesetzentwurf gelingt es
in der Tat, dass diese Behdrde nicht nur fir Daten-
speicherung, sondern eben auch fir Datenschutz
zustandig wird, dass die notwendige Sensibilitat fur
den Datenschutz auch gesetzgeberisch festge-
schrieben wird. Das sind sehr, sehr gute Aspekte
dieses Gesetzentwurfs.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Die parlamentarische Kontrolle ist angesprochen
worden. Selbstverstéandlich begriflen auch wir
Grine - wir haben es auch in der vergangenen
Legislaturperiode gefordert- die Starkung und
Ausweitung.

Ich mochte insbesondere die Aufhebung der Ge-
heimhaltungspflicht gegenlber Fraktionsvorsitzen-
den und Parlamentarischen Geschéftsfiihrern her-
vorheben. Das ist aus unserer Sicht ein richtiger

Vorschlag, gerade damit die Kontrolle auch durch
kleinere Fraktionen in diesem Ausschuss erleich-
tert wird. In dieser Legislaturperiode sitzen wir
Grinen zu zweit in diesem Ausschuss, in der letz-
ten konnten wir lediglich einen Vertreter entsen-
den. In der Tat, Herr Kollege Dr. Birkner: Ich weif3,
dass das nicht immer leicht ist, weil man nieman-
den hat, mit dem man reflektieren und sich austau-
schen kann. Darum ist gerade diese Erweiterung
auch auf die Fraktionsspitze aus unserer Sicht der
richtige Ansatz. Andere Lander zeigen ja schon
langer, dass das gut funktioniert.

Es ist richtig, dass auch Einzelmitglieder im Aus-
schuss Akteneinsichtsrecht bekommen. Und es ist
ausdriicklich richtig, dass sich das Parlament auch
offentlich starker mit dem Verfassungsschutz, mit
der Lage unserer Verfassung und unserer Grund-
rechte befassen soll. Darum begriiRen wir selbst-
verstandlich den Bericht des Parlaments. Herr
Kollege Brunotte hat das angesprochen.

Herr Innenminister, eine parlamentarische Debatte
Uber die Lage der Verfassung kann doch jedem
nur gut tun. Und auch Sie haben ja dann mindes-
tens einmal im Jahr Gelegenheit, zu diesem The-
ma Stellung zu nehmen. Ich denke, auch Sie wer-
den sich damit anfreunden kénnen.

Ich meine jedoch, dass der Gesetzentwurf in die-
sem Bereich zwar wegweisend, aber noch nicht
ausreichend ist. Wir haben in Deutschland einen
Verfassungsschutzverbund. Wir haben regelmafi-
ge Tagungen der Amterchefs, und wir miissen uns
schon die Frage stellen, ob wir neben dieser not-
wendigen Vernetzung und Zusammenarbeit der
Sicherheitsbehdrden nicht auch irgendeine Form
von Vernetzung und Zusammenarbeit - lander-
Ubergreifend und zum Bund - der parlamentari-
schen Kontrollorgane brauchen. Das ist nichts,
was Niedersachsen alleine entscheiden kann. Das
muss in der bundesweiten Debatte eingefuhrt wer-
den. Ich wirde mich freuen, wenn von diesem
Gesetzentwurf an dieser Stelle fur die Ausweitung
und die Vernetzung der parlamentarischen Kon-
trolle bundesweit Reformimpulse ausgehen wir-
den, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich habe es gerade
gesagt, und der Innenminister hat es eingangs
auch erwahnt: Der Gesetzentwurf ist, was die Tiefe
der Reformen, die Tiefe der Erneuerung angeht,
wegweisend. Er ist wegweisend nicht nur fur Nie-
dersachsen, sondern sicherlich auch bundesweit.
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Und letztendlich - auch das muss klar sein - mus-
sen wir auch die Europaische Union, die européi-
sche Ebene im Blick haben. Die Zusammenarbeit
der Nachrichtendienste erfolgt naturlich und zu
Recht europaweit. Wir missen aus meiner Sicht
die Reformbemihungen, die demokratische und
die offentliche Kontrolle zuklinftig europaweit den-
ken, europaweit vernetzen und verbessern. Der
Gesetzentwurf gibt wichtige AnstoBe fur diese
notwendige Debatte.

Wir haben im letzten Plenum mit dem Entschlie-
Bungsantrag auch eine Debatte Uber die Aufga-
benbeschreibung, die Zusténdigkeiten des Verfas-
sungsschutzes gefordert. Ich bin sicher, dass eine
Bundesratsinitiative aus Niedersachsen der richti-
ge Weg sein wird, um auch in diesem Punkt den
Empfehlungen diverser Untersuchungsausschisse
und Reformkommissionen gerecht zu werden, um
die Aufgabenbeschreibungen aus der Zeit des
Kalten Krieges herauszuholen und in das Jahr
2014 - in die Moderne - hinuberzuretten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei allen notwen-
digen Debatten um diese wichtige Sicherheitsbe-
hdrde muss uns allen aber klar sein, dass der bes-
te Schutz einer Verfassung, der beste Schutz un-
serer Grundrechte und des Grundgesetzes nie
eine Sicherheitsbehdrde sein kann, der beste
Schutz sind engagierte Burgerinnen und Birger,
die sich hier im Land Niedersachsen fiir Demokra-
tie, fir Menschenrechte und Grundrechte engagie-
ren. Diese Zivilgesellschaft verdient unser aller
Unterstutzung.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor, sodass ich die Beratung
schliel3en kann.

Wir kommen damit zur Ausschussiberweisung.

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass fe-
derfihrend der Ausschuss fur Angelegenheiten
des Verfassungsschutzes, mitberatend der Aus-
schuss fur Inneres und Sport, der Ausschuss fir
Rechts- und Verfassungsfragen sowie der Aus-
schuss fur Haushalt und Finanzen sein soll. Wer
so beschlieBen moéchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Dann ist so beschlossen.
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Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 5:

Erste Beratung:

Entwurf eines Niedersachsischen Landesver-
gabegesetzes (LVergabeG) - Gesetzentwurf der
Fraktion der FDP - Drs. 17/2153

Zur Erbringung erteile ich Herrn Kollegen Bode das
Wort.

Jorg Bode (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das rot-griine Landesvergabegesetz ist
gerade erst seit Anfang dieses Jahres in Kraft, und
doch ist es schon gescheitert.

(Unruhe)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Herr Kollege! - Konnten die
Kollegen, die noch Gesprache filhren mochten,
dieses bitte aul3erhalb des Plenarsaales tun? Es
ist leider noch etwas zu laut. - Vielen Dank.

Jorg Bode (FDP):

Nicht einmal ein Jahr hat es gedauert, bis das
Landesvergabegesetz von Rot-Grin gescheitert
ist. Der Européische Gerichtshof hat die fur Rot-
Grun damals wohl wesentlichste Regelung, nam-
lich die zu den Mindestentgelten, weitgehend ver-
worfen. Die Landesregierung selber ist bei dem
Versuch gescheitert, Auftrdge fur den Ministerpra-
sidenten zu vergeben und sich dabei an das eige-
ne Landesvergabegesetz zu halten. Selbst Wirt-
schaftsminister Lies hat das hier im letzten Plenum
erklart: Es - das Gesetz - ist nicht an jeder Stelle
umsetzbar gewesen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, weiter
erklart Minister Lies:

.... an der Stelle ist nicht das Wollen das
Problem.”

Aha! Das Konnen ist also das Problem, das Prob-
lem dieser Landesregierung. Aber das haben wir
auch schon vorher gewusst. Deshalb missen wir
jetzt handeln.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Diese Aussage, dass die Landesregierung am
eigenen Koénnen oder auch am Nichtkdbnnen ge-
scheitert ist, ist ehrlich vom Minister Lies, aber sie
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ist auch peinlich fir Rot-Grun. Und die durch die-
ses Murksgesetz ausgeldsten Folgen sind heute
schon ein Desaster fiir das Land, fir die Kommu-
nen, fur die Unternehmen und fir die Menschen.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie
konnte es Uberhaupt so weit kommen? War das
nicht vermeidbar? Stimmt denn die Behauptung
dieser Landesregierung, dass man erst einmal
Erfahrungen sammeln muss, um dann festzustel-
len, welche Regelungen des Landesvergabege-
setzes gehen und welche nicht funktionieren?

Es ist doch eigentlich der Auftrag an uns, an den
Gesetzgeber, nur Gesetze zu verabschieden, von
denen man vorher wusste, dass sie sowohl verfas-
sungskonform als auch in der Praxis umsetzbar
sind. Wir als Gesetzgeber und als Landesregie-
rung konnen die Blrger Niedersachsens doch
nicht zu Versuchskaninchen fur einen Feldversuch
»vergabegesetz“ machen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dieser Feldversuch, der nun leider seit Anfang
dieses Jahres lauft, hat schon genitigend Schaden
angerichtet. Wir missen ihn so schnell wie méglich
beenden. Es ist nattrlich Unsinn, wenn auch heute
Morgen wieder gesagt wird, man sei ja vorher nicht
darauf hingewiesen worden, dass es nicht funktio-
niert.

Ich méchte aus den eingegangenen Stellungnah-
men zur Anhorung des Gesetzentwurfs zitieren,
der dann in Kraft getreten ist. Nahezu alle Praktiker
haben namlich Hinweise gegeben. Ich zitiere, wie
gesagt, aus den eingegangenen Stellungnahmen:

.Der Gesetzentwurf benachteiligt kleine und
mittlere Unternehmen insbesondere aus der
Region.”

Weiter:

,Kleinere und mittlere Unternehmen haben
den Verzicht von Angebotsabgaben bei die-
sem niedrigen Schwellenwert unmissver-
standlich signalisiert.”

Weiter:

.Das Gesetz fordert durch die Komplexitat
der Vergaberegeln Korruption und Giinst-
lingswirtschaft.”

(Zuruf von der CDU: Was?)

Es geht weiter:

»1arifvertragliche Léhne missen immer Vor-
rang haben, die Tarifautonomie wird durch
das Gesetz unterlaufen.®

und weiter:

.Die Abgabe qualifizierter Angebote wird
abnehmen.”

Und weiter:

.Kleine und mittlere Unternehmen geraten
durch hohe Zugangshirden ins Hintertref-
fen, werden sogar ausgeschlossen.”

Und weiter:

.Das Vergaberecht schliet Unternehmen
systematisch aus und ist wirtschaftsfeind-
lich.”

Und weiter:

,Der Schutz von kleinen und mittleren Un-
ternenmen wird unter Rot-Griin zur Leerfor-
mel.*

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Bode, lassen Sie eine Frage des Kollegen
Will zu?

Jorg Bode (FDP):
Nein, Herr Will muss sich diese Stellungnahme

jetzt in Ganze anhoéren. Damals hat er wahrschein-
lich nicht richtig zugehort.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die wohl
treffendste Aussage zu den damals vorgetragenen
rot-griinen Vorschlagen in der seinerzeitigen Anho-
rung zu der Mittelstandsférderung kommt von den
Familienunternehmen. Ich zitiere aus deren Aus-
sage:

.Nahezu humoristische Zige nimmt die
Aussage an, dass fir offentliche Auftragge-
ber eine generelle Verpflichtung besteht,
besonders kleine und mittlere Unternehmen
bei der Auftragsvergabe in den Fokus zu
nehmen.”

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Fami-
lienunternehmer haben lhren Gesetzentwurf fur
Satire gehalten, wie aus der ,Heute-Show*. Das ist
vernichtend, was damals vorgetragen wurde.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ge-
setz sei mittelstandsfeindlich, wurde ausgefihrt.
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Das Gesetz sei ein Wettbhewerbsverhinderungsge-
setz, wurde ausgefihrt.

(Christian Durr [FDP]: So ist es!)

Der Landkreistag sagt, es sei in der Praxis kaum
durchfihrbar. Meine sehr geehrten Damen und
Herren, selbst der Ministerprasident musste mer-
ken, dass dieses Gesetz bei ihm personlich in der
Praxis auch scheitert.

Besonders erschreckend ist aber, dass der Ge-
setzgebungs- und Beratungsdienst des Nieder-
sachsischen Landtags in einer wabhrscheinlich
ganz seltenen, vielleicht noch nie dagewesenen
Deutlichkeit gesagt hat, wie er personlich diesen
Gesetzentwurf einschatzt: Es geht namlich gar
nicht um die Frage, ob das Gesetz eventuell ver-
fassungswidrig ist; denn es ist ohnehin europa-
rechtswidrig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, so etwas
auf den Weg gebracht zu haben, ist schon schlimm
genug. Dass Sie aber auch jetzt noch daran fest-
halten, nachdem der EuGH lhnen die Leviten ge-
lesen hat, ist wirklich nicht mehr hinzunehmen.
Das schadet dem Land. Da missen wir Einhalt
gebieten, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Gerade heute, wo sich die Konjunktur abschwéacht
und alle mehr Investitionen und schnellere Investi-
tionen anmahnen, mussen wir daflr sorgen, dass
Auftragsvergaben in Niedersachsen einerseits auf
jeden Fall rechtskonform stattfinden, andererseits
aber gerade den Mittelstand und die Handwerks-
betriebe hier in Niedersachsen auch schnell errei-
chen. Wir wollen also nicht auf lhre Evaluation und
Erfahrungssuche warten. Deswegen haben wir
einen eigenen Entwurf flr ein neues Vergabege-
setz eingebracht.

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Schade um
das Papier! - Gegenruf von Christian
Grascha [FDP]: Papierlos!)

Wir sind gern bereit, mit lhnen nach dem besten
Weg fur ein neues Vergabegesetz zu suchen. Wir
sind aufl3erdem gern bereit, mit Ihnen zur Verbes-
serung der Situation Kompromisse auszuloten, um
es fur Niedersachsen so schnell wie mdglich bes-
ser zu machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt
aber einige Grundséatze und Grundiiberzeugungen,
von denen wir nicht abgehen kénnen. Es wére
auch falsch, dies jetzt nicht umzusetzen.
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Erstens. Ein Vergabegesetz regelt die Vergabe
von Auftrdgen - nicht mehr, aber auch nicht weni-
ger. Die von Ihnen eingefihrten zusatzlichen Re-
gelungen, die in Deutschland uberflissig sind, da
sie im Arbeitsrecht ohnehin schon langst gelten,
gehdren dort nicht hinein. Das ist Aufblahung von
Burokratie. Das ist Doppelbtrokratie, Doppelkon-
trolle, Doppeliuberprifung. Das kostet Geld, das
besser in Investitionen gehen sollte. Das muss
wieder heraus. Vergaben missen geregelt werden
- nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Zweitens. Die mittelstandischen Unternehmen und
die Handwerksunternehmen in Niedersachsen
mussen im Rahmen des Wettbewerbs auch gefor-
dert werden. Also brauchen wir kleinere Lose. Wir
brauchen bei beschrankten Ausschreibungen auch
das besondere Auffordern von kleinen Unterneh-
men zur Angebotsabgabe. Auch dieses muss drin-
gend geregelt werden, und zwar so, dass es in der
Praxis funktioniert, und nicht so, wie Sie es ge-
macht haben, meine sehr geehrten Damen und
Herren: Es hineinschreiben, aber durch Ihre Re-
geln das Gegenteil bewirken.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Gerd Ludwig Will [SPD]: Sie haben
doch lange genug Zeit dafiir gehabt!
Das haben Sie da nicht hingekriegt!)

Drittens. Kommunen mussen Auftrage schnell und
rechtssicher vergeben kdénnen. Daher brauchen wir
moglichst hohe Schwellenwerte fir freihdndige
Auftragsvergaben und fir beschrankte Ausschrei-
bungen.

Viertens. Besondere Regelungen brauchen wir
ebenfalls, damit es nicht zu Hoflieferantentum und
Gunstlingswirtschaft kommt, wie es bei lhrem Ge-
setz laut Angabe der Praktiker ja der Fall war, son-
dern tatsachlich zur Sicherstellung von transparen-
tem Wettbewerb.

Funftens. Die europarechtswidrigen Vergaben zum
Mindestentgelt mussen natirlich entfallen. Es
muss jetzt endlich sichergestellt werden, dass der
Handwerker in Niedersachsen nicht langer
schlechtere Startbedingungen bekommt als die
Anbieter aus anderen Landern in der Europai-
schen Union.

Das ist unser Vorschlag. Das sind unsere Rah-
menbedingungen fiir einen gemeinsamen Weg mit
Ihnen.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir hof-
fen, dass wir ein Angebot gemacht haben, auf
dessen Grundlage wir miteinander diskutieren
kénnen, und dass wir zusammen eine L&sung
erarbeiten, mit der dann das eigentliche Ziel, das
Sie zumindest auch immer erklaren, namlich die
Starkung der niederséachsischen Wirtschaft und der
Handwerker, aber auch praktische Hinweise und
Arbeitsanweisungen fir die Kommunen, in den
Vordergrund gerlickt wird, damit wir es schaffen,
Investitionen anzuregen und loszutreten, die die
Konjunktur ankurbeln, aber nicht dadurch, dass wir
daflr neues Steuergeld ausgeben missen, son-
dern nur dadurch, dass wir Birokratiekosten ab-
bauen und vermeiden.

Das ist ein Konjunkturpaket, das fur den Steuer-
zahler richtig und far die Wirtschaft wichtig ist. Alle
diese Instrumente, die wir hier vorschlagen, haben
wir Ubrigens schon in der grof3en Wirtschaftskrise
im Zusammenhang mit dem Konjunkturpaket ge-
meinsam eingefuhrt - Uber alle Parteien hinweg,
Herr Minister Lies - und umgesetzt.

Meines Wissens war es damals sogar die SPD, die
gefordert hat, die Schwellenwerte zu erhdhen,
damit Kommunen moglichst schnell erfolgreich
vergeben konnen. Wir haben damals festgestellt,
dass das der richtige Weg war. Kommunen konn-
ten schneller Auftrage vergeben. Sie haben weni-
ger Kosten gehabt - nicht nur bei der Burokratie,
sondern auch bei den - - -

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Bode, Sie missen zum Schluss kommen.

Jorg Bode (FDP):

Der Handwerker um die Ecke war qualitativ immer
noch besser als irgendein Billiganbieter, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Was damals
richtig war, kann heute nicht falsch sein. Deshalb:
Schwenken Sie um!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Fur die SPD-Fraktion
hat nun Herr Kollege Schminke das Wort. Bitte!

Ronald Schminke (SPD):

Hochverehrte Frau Prasidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Gesetzentwurf der
FDP-Fraktion zum Landesvergabegesetz ist mit
unseren Leitlinien zum Obertitel ,Gute Arbeit* ab-

solut nicht vereinbar. Darum wird der Entwurf auch
ein Entwurf bleiben. Das kdnnen wir Ihnen heute
schon mit aller Deutlichkeit sagen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Dieser Gesetzentwurf zeigt erneut, wie unsensibel,
kaltherzig und ungerecht die arbeitsmarktpolitische
Grundhaltung der FDP ist. Meine Damen und Her-
ren der Opposition, wir haben Sie auch deshalb
aus der Regierungsverantwortung getrieben, weil
Sie in Ihrer Regierungszeit skandalése Zustande,
Ausbeutung und Niedriglohn zugelassen haben.
Unter CDU und FDP gab es keine faire Auftrags-
vergabe. Daflr haben Sie auch die Quittung be-
kommen, meine Damen und Herren.

Wer nun dachte, Sie héatten diese Lektion verstan-
den, reibt sich verdutzt die Augen, weil Sie in Ih-
rem neuen Gesetzentwurf noch harter zuschlagen
als zu lhrer Regierungszeit. Damals lag der Auf-
tragsschwellenwert noch bei 30 000 Euro. Wir
haben die Grenze dann auf 10 000 Euro abge-
senkt, weil wir moéglichst viele Vergaben erfassen
wollen. Sie wollen jetzt die freihandige Auftrags-
vergabe bis zu 100 000 Euro mdglich machen. In
§ 4 wollen Sie sogar Dienst- und Lieferleistungen
bis zu Uber 200 000 Euro zulassen. Bauleistungen
kénnen nach lhrem Vorschlag, Herr Bode, im We-
ge der beschrankten Ausschreibung sogar bis zu
Uber 5 Millionen Euro vergeben werden. Ja, geht’s
noch? - Das kann man doch gar nicht mitmachen!

Sehr geehrte Damen und Herren der FDP, es wird
Sie nicht verwundern, Frau Kénig, dass wir unser
gutes Landesvergabegesetz fir ein so rickstandi-
ges Verhinderungsgesetz nicht opfern. Was Sie
hier anbieten, ist ja vollig gaga. Das geht gar nicht!

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von
Gabriela Konig [FDP])

Sie, Frau Konig, haben ein chronisch gestortes
Verhéltnis zu Ordnung und Gerechtigkeit am Ar-
beitsmarkt. Sie versuchen erst gar nicht, die sozia-
len Kriterien oder die Beachtung der ILO-
Kernarbeitsnormen einzubeziehen. Sie halten of-
fenbar auch nichts von umweltfreundlicher Be-
schaffung, Betriebsraten, Personalraten, Frauen-
forderung oder Fairness und politischer Verantwor-
tung.

Sie sollten aber inzwischen gelernt haben, dass
unser Leitbild fir Gute Arbeit exakt diese Ziele
verfolgt. Davon lassen wir auch nicht ab, weil wir
anders als Sie die Menschen im Produktionspro-
zess wertschatzen, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Genau das unterscheidet uns. Weil Sie eben ein
anderes Bild haben, fliegen Sie inzwischen in Se-
rie aus den Parlamenten, meine Damen und Her-
ren der FDP.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege Schminke, lassen Sie eine Frage des
Kollegen Bode zu?

Ronald Schminke (SPD):
Heute Abend beim Abendbrot.

(Heiterkeit - Jorg Bode [FDP]: Wir
kommen darauf zurtick!)

Sie wollen erneut deregulieren. Sie wollen alles
dem freien Spiel der Krafte am Markt Uberlassen.
Sie schlieRen auch die OPNV-Vergaben erst gar
nicht mit ein.

(Jorg Bode [FDP]: Richtig! Bewusst
nicht!)

GroRe Bereiche Ooffentlicher Vergaben sind bei
Ihnen ausgeschlossen, weil lhnen Tariftreue und
saubere Arbeitsbedingungen véllig egal sind.

(Jorg Bode [FDP]: Nein! Weil es
schon anderweitig geregelt ist! - Un-
ruhe - Glocke der Prasidentin)

Sie wollen keine Regeln und Kontrollen, Herr Bo-
de. Darum ist lhnen das aktuell geltende Vergabe-
gesetz auch ein Dorn im Auge. Sie wollen Wild-
west. Wir wollen aber einen fairen Wettbewerb,
Chancengleichheit, Transparenz und anstandige
Bezahlung nach geltenden Tarifen. Genau dafir
setzen wir uns ein.

Es wére interessant, zu erfahren, wie der Gesetz-
gebungs- und Beratungsdienst lhre Vorschlage mit
Blick auf haushaltsrechtliche Grundsatze bewertet;
denn nach unserem Kenntnisstand ist alles, was
unterhalb der EU-Vergabewerte liegt, o6ffentlich
auszuschreiben, Herr Bode. Aber das kdnnen wir
im Ausschuss ja dann noch abklaren.

(Vizeprasident Karl-Heinz Klare tUber-
nimmt den Vorsitz)

Meine Damen und Herren, wir haben festgelegt,
dass entweder der Tarifvertrag der Branche mit
dem vereinbarten Tariflohn anzuwenden ist oder
aber ein Mindestlohn in Hohe von 8,50 Euro ge-
zahlt werden muss. In lhrem Gesetzentwurf findet
man das Wort ,Mindestlohn® an keiner einzigen
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Stelle. Sie setzen auf knallharten Unterbietungs-
wettbewerb. Die Arbeitnehmer bleiben bei Ihnen
wieder total auf der Strecke. Wir stehen hingegen
fur Tariflohne und Kaufkraft bei den Arbeitnehmern
ein.

Rot-Griin hat nach der Regierungsiibernahme
saubere Kriterien in das Vergabegesetz formuliert,
weil wir eine Vorbildfunktion haben, wenn aus
Steuermitteln offentliche Auftrdge vergeben wer-
den.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Herr Kollege Schminke, eine Sekunde! Frau Konig
mochte Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen. Ist
das machbar?

Ronald Schminke (SPD):
Das machen wir dann in der Mittagspause.

(Angelika Jahns [CDU]: Das war eine
Einladung, Gabi! - Christian Durr
[FDP]: Was gibt es denn zu essen?)

Wir haben eine Vorbildfunktion, wenn es um die
Vergabe von Auftrdgen aus Steuermitteln geht.
Auch im geltenden Vergabegesetz gibt es sicher-
lich noch Fragen und Klarungsbedarf; das geste-
hen wir zu. Da werden wir dialogorientiert Klarung
herbeifihren. Ich erinnere daran, dass wir bereits
bei der Einbringung erklart haben, dass das Ge-
setz evaluiert wird.

Die rot-griine Landesregierung hat das Markenzei-
chen ,Gute Arbeit® auf der Agenda. Unser Wirt-
schaftsminister Olaf Lies verkorpert diese Begriff-
lichkeit, weil er sich auch kimmert und weil er
prekare Beschéftigung mit Dumpingléhnen offensiv
bekampft, anstatt abzutauchen, sich wegzuducken
und wegzugucken, wie Sie das gemacht haben.
Das macht den Unterschied zu lhnen, Herr Bode.
Wenn Sie von einem fairen Wettbewerb sprechen,
dann klingt das so glaubhaft, als wirde ein Vege-
tarier vor der Fleischerinnung referieren, meine
Damen und Herren.

Schoénen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Helge Limburg [GRUNE]:
Das ist gar keine so schlechte Idee!)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Schminke. - Zu Wort gemeldet
hat sich jetzt Maaret Westphely, Bindnis 90/Die
Grlnen. Sie haben das Wort. Bitte schon!
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Maaret Westphely (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Dieser Gesetzentwurf ist nicht nur ein
Rollback in die Zeiten von Schwarz-Gelb; er ist
schlimmer. Sehr geehrte Damen und Herren von
der FDP, nehmen Sie zur Kenntnis: lhre Politik
wurde abgewahlt.

(Beifall bei den GRUNEN - Christian
Grascha [FDP]: Aber deswegen dir-
fen wir doch noch Gesetzentwiirfe
einbringen, oder?)

Nicht einmal die Einhaltung von Tariftreue und
Mindestentgelten haben Sie in Ihrem Entwurf ste-
hen, wohl wissend, dass es im Bereich Verkehr
und in der Bauwirtschaft nicht immer selbstver-
standlich ist, dass diese elementaren Anspriiche
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einge-
halten werden.

Nachweise fur Tariftreue und Mindestentgelte
durch die Kommunen, durch das Land von den
Unternehmen einzufordern, stellt kein groRRes
Problem fir die Auftraggeber dar. Es schafft eine
starkere Verbindlichkeit geltender Gesetze, die auf
Bundesebene beschlossen werden - und das ist
genau das, was wir wollen. Da sie im Rahmen
unserer Gesetzesberatung auch immer wieder
vom Baugewerbe, vom Handwerk und von den
Gewerkschaften eingefordert wurden, gibt es
Uberhaupt gar keinen Grund, darauf zu verzichten.
Selbstverstandlich macht sich das aber nicht von
alleine. Aber wir als Gesetzgeber haben eine Fir-
sorgepflicht, die umso schwerer wiegt, da es sich
um die Verwendung von Steuermitteln handelt.

Sie sprechen das Urteil des Europaischen Ge-
richtshofs Uber die Auftragsvergabe im Ausland an,
wo der Mindestlohn nicht eingefordert werden darf.
Wir mussen leider zur Kenntnis nehmen, dass wir
keine Anforderungen an die Erbringung von Auf-
tragen im Ausland stellen dirfen. Aber der Anteil
an Auftrdgen, fur die dieser Fall eintritt und bei
denen das Uberhaupt moglich ist, ist doch gering.
Fur uns ist dies Uberhaupt noch kein Grund, fir
den weit Uberwiegenden Anteil der Auftrage, die
hierzulande erbracht werden, alle Standards sau-
sen zu lassen. Nein, unserer Verantwortung wollen
wir, wo es nur irgend geht, nachkommen, und wir
werden dies auch weiterhin tun.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung von Gerd Ludwig Will
[SPD])

Fur die Schwierigkeiten im 6ffentlichen Nahverkehr
gibt es eigentlich nur einen Erklarungsansatz: Die-
ser Eingriff ist von der Regierung unter Schwarz-
Gelb viel zu lange vernachléssigt worden. Ein Ta-
rifvertrag fir den straRengebundenen OPNV, der
seit 14 Jahren in Nachwirkung ist, kann den heuti-
gen Anforderungen nicht mehr entsprechen. Der
ist doch praktisch gar nicht mehr existent. Deswe-
gen ist es gut, dass wir ein Gesetz haben, das die
Tarifpartner an einen Tisch bringt, und dass ver-
tretbare Verhdltnisse fur die Beschaftigten ausge-
handelt werden kénnen.

Sollte es in diesem Bereich zu Kostensteigerungen
kommen, dann ist dies ein Indiz dafur, dass bisher
Dumpingléhne gezahlt worden sind. Gerade dann
haben wir die Pflicht einzugreifen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Gerd Ludwig
Will [SPD]: Sehr richtig!)

AuRRerdem fordern Sie, die freihdndige Vergabe bis
zu einem Auftragswert von 100 000 Euro und die
beschrankte Vergabe - mein Kollege hat dies vor-
hin schon gesagt - bis zu 5 Millionen Euro zu er-
moglichen. Auch damit schieRen Sie weit Uber das
Ziel hinaus. Gerade in einem Flachenland wie
Niedersachsen mit vielen kleinen Kommunen und
Landkreisen wirde das bedeuten, dass ein Grol3-
teil der Auftrdge gar nicht mehr ausgeschrieben
werden muss. Das ist in hochstem Mal3e intrans-
parent und gewahrleistet nicht, wie Sie es in lhrem
Zweck beschreiben, einen fairen Wettbewerb.

(Beifall bei den GRUNEN)

An dieser Stelle stehen wir klar an der Seite des
Mittelstands, der von den Auftraggebern erwartet,
frihzeitig informiert zu werden und sich an einer
Ausschreibung beteiligen zu kdnnen.

In der Bilanz zeigt der FDP-Entwurf, dass Sie Re-
gulierung ohne Wenn und Aber und so viel wie nur
moglich wollen. Einen Rahmen fir die verantwor-
tungsvolle Verwendung von Steuermitteln setzt
dieses Papier nicht.

Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank. - Zu Wort gemeldet hat sich jetzt der
Kollege Karl-Heinz Bley, CDU-Fraktion. Herr Bley!
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(Karl-Heinz Bley [CDU] legt einen Ak-
tenordner auf das Redepult - Heiter-
keit)

- Sie kennen lhre Redezeit, nicht wahr?
(Heiterkeit)

Bitte schén, Herr Bley!

Karl-Heinz Bley (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Das
Landesvergabegesetz aus 2008 mit den Verande-
rungen aus 2012 hatte 9 Paragrafen und konnte
auf 3 Blatt Papier untergebracht werden. Das rot-
grune Landesvergabegesetz vom 31. Oktober
2013 umfasst einige Seiten mehr und hat genau
doppelt so viele Paragrafen, namlich 18.

(Helge Limburg [GRUNE]: Ist ja auch
noch viel zu tun!)

Das Niedersachsische Tariftreue- und Vergabege-
setz ist am 1. Januar 2014 in Kraft getreten, hat
aber die EU-Tauglichkeit kein Jahr Uberstanden.
Offentliche Auftraggeber, aber auch Unternehmer,
ja, die Wirtschaft insgesamt bemangeln dieses
Gesetz. Viele Unternehmen beteiligen sich nicht
mehr an Ausschreibungen.

Am 18. September dieses Jahres fallte der Euro-
paische Gerichtshof (EuGH) ein Urteil, wonach
deutsche Mindestléhne nicht auf Subunternehmen
angewendet werden durfen. Das ist nicht nur fir
NRW, sondern auch fur die Niederséachsische
Landesregierung und die gesamte rot-griine Grup-
pe eine Ohrfeige.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Aber Rot-Grin hatte ja unsere Warnungen und
auch die Aussagen des GBD nicht hdren wollen.

Die CDU-Fraktion hat im September dieses Jahres
einen EntschlieBungsantrag zur Evaluierung des
bestehenden Niederséchsischen Tariftreue- und
Vergabegesetzes vorgelegt. Die von der Landes-
regierung initilerte Datenerhebung zur Evaluierung
ist ungeeignet. Die offentlichen Auftraggeber kriti-
sieren diese als uUberzogen, untauglich, zu umfang-
reich und zu teuer. Das ist ein Blrokratiemonster,
das nicht zielfihrend ist. Die Unternehmer als Auf-
tragnehmer sollen mit diesem Thema 2015 belas-
tet und belastigt werden, um die Daten zu erhe-
ben.

Meine Damen und Herren, Rot-Grin sollte das
vorhandene Gesetz zigig aul3er Kraft setzen und
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sich mit dem Antrag der FDP-Fraktion beschéfti-
gen oder auch eigene Vorschlage einbringen.

Ich beflrchte nach dem EuGH-Urteil mit, wie jetzt
festgestellt, erlaubter Inlanderdiskriminierung eine
Klageflut. Deutsche Unternehmen werden verstarkt
Subunternehmen aus Polen und anderen Landern
heranziehen, die nicht an den Mindestlohn gebun-
den sind.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein
paar Ausziige aus dem bestehenden Landesver-
gabegesetz nennen:

Beim MW ist eine Servicestelle eingerichtet wor-
den,

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Hervorra-
gend!)

die Uber das Gesetz sowie Uber Tariftreue- und
Mindestlohnregeln informiert. Weil es sonst nicht
durchschaubar ist! Jeder muss neu informiert wer-
den, was tatsachlich darunter zu verstehen ist.

Offentliche Auftrage tiber Bau- und Dienstleistun-
gen durfen nur an Unternehmen vergeben werden,
die bei Angebotsabgabe schriftlich erklaren, ihren
Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmern bei der
Ausfuhrung der Leistung ein Entgelt von mindes-
tens 8,50 Euro brutto pro Stunde zu zahlen.

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Was ist
denn daran falsch? Das ist doch gut
so!)

- So ist das beschrieben.

Eine Kommission Uberprift das jahrlich zum
31. August, 2014 beginnend. Dies ist also wabhr-
scheinlich schon durchgefihrt worden; ich habe
aber nicht erfahren, ob es einen neuen Wert gibt.
Die Kommission schlagt gegebenenfalls ein ange-
passtes Mindestentgelt vor.

Die Kommission unterstitzt und berat die Service-
stelle in Sachen Mindestlohn. Die Landesregierung
kann dann ein neues Mindestlohnentgelt durch
eine Verordnung neu festlegen.

Meine Damen und Herren, allein das Mindestloh-
nentgelt umfasst bei dem bestehenden Tariftreue-
und Vergabegesetz gleich mehrere Seiten. Eine
weitere Klageflut kdnnte es geben, wenn die Lan-
desregierung bei den ILO-Kernarbeitsnormen die
Sozial- und Umweltkriterien zur Bedingung macht.

Die Unternehmer trauen sich kaum noch, ein An-
gebot abzugeben. - Herr Lies, vielleicht kbnnen Sie
sich einmal in die Situation eines Unternehmers
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hineindenken - die Zahlen habe ich bewusst so
einfach gewahlt, dass Sie sie nicht vergessen kon-
nen -: 15 Mitarbeiter, ein Auftrag von 15 000 Euro.
Und nun flllen Sie dieses Paket bitte aus und sa-
gen mir anschlieBend, wie lange das gedauert hat
bzw. ob Sie Gberhaupt noch ein Angebot abgeben
wollen. - Ich werde lhnen das gleich ibergeben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Herr Kollege Bley, der Kollege Will mdchte Ihnen
eine Zwischenfrage stellen.

Karl-Heinz Bley (CDU):
Herr Will darf.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Herr Will, bitte!

Gerd Ludwig Will (SPD):

Herr Préasident! Meine Damen und Herren! Lieber
Kollege Bley, mich wirde interessieren, wie Sie die
Vergabe offentlicher Mittel - von Steuermitteln! -
steuern und wie Sie sich einen Uberblick, so sage
ich einmal, Uber die ordnungsgeméafRe Verwen-
dung solcher Mittel verschaffen wollen, wenn Sie
jegliche Begleitung infrage stellen und als ,Uber-
bordende Burokratie* bezeichnen.

(Jorg Bode [FDP]: Das hat er doch
gar nicht! - Ulf Thiele [CDU]: Das hat
er an keiner Stelle gemacht!)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Sie haben wieder das Wort. Bitte sehr!

Karl-Heinz Bley (CDU):

Sehr geehrter Herr Will, ich bin dafir, Tariftreue
einzuhalten, und ich bin der Meinung, dass das so
zu Papier gebracht werden muss, dass das auch
jeder versteht und man nicht extra eine Service-
stelle braucht, um Gberhaupt ein Angebot abzuge-
ben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Hier ist auch zu sehen, dass wir in Kirze auf Bun-
desebene eine Regelung haben werden. Wir soll-
ten es fur den Unternehmer und auch fir denjeni-
gen, der anschlieBend die Kontrollen dazu durch-
zufuhren hat, was tatsachlich zu zahlen ist, nicht
zu kompliziert machen.

Das Bauhauptgewerbe interessiert das sowieso
nicht. Die zahlen ohnehin 12, 13 oder 14 Euro. Fur

die spielen die 8,50 Euro gar keine Rolle. Und
deswegen geht es nicht um die 8,50 Euro. Das
wird im Bund geregelt, aber nicht in einem Lan-
desvergabegesetz.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sehr geehrter Herr Ministerprasident Weil, sehr
geehrter Herr Minister Lies, schauen Sie sich die
Aussagen der Bevodlkerung, der Wirtschaft und
auch der Unternehmensberatungen im Nachgang
zu dem EuGH-Urteil an! Sie lauten: ,Mindestlohn-
anforderungen benachteiligen unsere Unterneh-
men gegenlber anderen Landern.“ - Wollen Sie
das?

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Also doch
kein Mindestlohn?)

Sorgen Sie dafir, dass es keine Inlanderdiskrimi-
nierung gibt! Dazu fordere ich Sie auf, und ich bitte
Sie, auch die Mehrheitsfraktionen davon zu uber-
zeugen, dass sie hierzu ihren Beitrag leisten.

Im General-Anzeiger vom 21. Oktober gibt es ei-
nen Bericht Uber einen Parteitag der Grinen, der
hier fir Schlagzeilen gesorgt hat. Dort heil3t es:

~SPD-Wirtschaftsminister bt scharfe Kritik
am Griinen-Parteitag ... Die Beschlisse der
Oko-Partei wiirden Zehntausende Arbeits-
platze kosten. Davor warnt Lies.”

Wollen Sie so weitermachen mit Rot-Griin?

(Zurufe von der CDU: Ja! - Heiterkeit
und Beifall bei der SPD)

Herr Lies, Sie kennen die neuen Wirtschaftszah-
len. Reden Sie nicht nur auf Veranstaltungen da-
von, dass wir gemeinsam etwas fir Infrastruktur,
Mittelstand und Handwerk tun missen, sondern
handeln Sie auch danach!

Liebe Landtagskolleginnen und Landtagskollegen,
jetzt noch einige Bemerkungen zu dem Gesetz-
entwurf der FDP. Der Vorschlag der FDP, Auftrége
aus dem Bereich Verkehr aus dem Landesverga-
begesetz wieder herauszunehmen, ist gut und
findet unsere Zustimmung.

(Christian Dirr [FDP]: Sehr gut!)

Bei den anzuwendenden unteren Wertgrenzen bei
den beschrankten oder den freihdndigen Vergaben
mussen wir die Erfahrungen aus dem laufenden
Jahr nutzen. Dazu werden wir bei den Beratungen
im Ausschuss unsere Vorschlage einbringen.

(Jorg Bode [FDP]: Sehr gut!)
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Die Forderung kleiner und mittlerer Unternehmen,
der Nachunternehmereinsatz, die Kontrollen und
auch die erforderlichen Sanktionen scheinen hier
gut dargestellt zu sein. Auch eine Regelung zur
Praqualifikation ist vorhanden. Ob bei der Wertung
unangemessen niedriger Angebote 15 % oder
10 % angesetzt werden mussen, werden wir bera-
ten.

Meine Damen und Herren, begriiRen kann ich es,
dass die sachfremden Kriterien wie die ILO-
Kernarbeitsnormen, Sozial- und Umweltkriterien
oder der Mindestlohn nicht mehr in dem Gesetz-
entwurf enthalten sind. Eine Mindestlohnregelung
haben wir ab 1. Januar 2015 auf Bundesebene.
Die wird dann ohnehin greifen und gehort daher
nicht mehr in das Landesgesetz hinein.

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss
und danke fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Bley. - Jetzt hat sich der Minister
zu Wort gemeldet. Bitte schon, Herr Lies!

Olaf Lies, Minister fir Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Lassen Sie mich gleich zu Beginn sagen:
Die Servicestelle, die wir eingerichtet haben, leistet
hervorragende Arbeit. Es ist, wie ich finde, eine
kluge Politik der Landesregierung, nicht nur ein
gutes Gesetz auf den Weg zu bringen, sondern
zeitgleich auch denjenigen Unterstitzung anzubie-
ten, die dieses Gesetz anwenden mussen. Ich
glaube, besser kann man das nicht umsetzen. Das
zeigt, wie klug die Politik dieser Landesregierung
ist, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Herr Bode, ich muss schon sagen: Sie haben Be-
griffe wie ,gescheitert”, ,Murks“ - oder welche Aus-
drucksweise Sie auch immer gewahlt haben - ver-
wendet.

(Jorg Bode [FDP]: Beide!)

Aber machen Sie das bitte einmal an einem Bei-
spiel fest! Wir haben darliiber beim letzten Mal
diskutiert und offen gesagt, welchen Punkt das
betrifft, ndmlich die Anwendung der Mindestlohn-
regelung im Ausland. Dazu hat es die EuGH-
Entscheidung gegeben. Damit ist das nun doch
geklart, und das arbeitet man in Ruhe nach.
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Die Begriindung, die Sie geliefert haben, und die
Zitate passen doch gar nicht zu den Vorwiirfen.

(Jorg Bode [FDP]: Doch!)

Diese Zitate waren eine Sammlung von ganz we-
nigen Aussagen. - Wissen Sie, wenn ich jetzt an-
fangen wirde, alle die Zitate aus dem gesamten
Anhorungsverfahren aufzuzahlen, die sich damit
befassen, was alles Positives in dem Tariftreue-
und Vergabegesetz steht, dann waren wir heute
Abend noch nicht fertig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Jérg Bode [FDP]: Das
dauert nur fanf Minuten!)

Dieser Landtag hat am 13. Oktober das Nieder-
sachsische Tariftreue- und Vergabegesetz mehr-
heitlich beschlossen. Ich will es nur noch einmal
sagen: Was ist denn der Inhalt dieses Gesetzes? -
Verzerrungen im Wettbewerb um offentliche Auf-
trdge entgegenzuwirken! Das ist ein Gesetz zum
Schutz des Handwerks und kein gegen das Hand-
werk gerichtetes Gesetz.

(Zuruf von Jorg Bode [FDP])

Und deswegen héren wir auch so viele positive
Rickmeldungen - und nicht die Rickmeldungen,
von denen Sie glauben, dass sie mehrheitlich ge-
aulert werden, Herr Bode.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zuruf von Jérg Bode
[FDP])

Das ist die Wahrheit. Sie missen einmal mit den
richtigen Leuten reden!

Ich will auch noch einmal Folgendes betonen: Mit
dem Niederséchsischen Tariftreue- und Vergabe-
gesetz und den in diesem Zusammenhang gefihr-
ten Mindestlohndebatten hat dieses Parlament mit
dazu beigetragen, dass wir ab dem 1. Januar 2015
endlich einen gesetzlichen Mindestlohn auf Bun-
desebene bekommen. Das ist auch ein Erfolg der
Fraktionen, die dem zugestimmt haben, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt will ich noch etwas zu dem Gesetzentwurf
sagen, den Sie vorgelegt haben, meine Damen
und Herren von der FDP. Der enthélt- Herr
Schminke hat es gerade gesagt - keine der Forde-
rungen, die uns wichtig sind, nadmlich ,gute Arbeit,
tarifkonforme Bezahlung oder Schutz des Wettbe-
werbs fir die kleinen und mittelstandischen Unter-
nehmen und ganz bewusst auch des Handwerks.
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(Zuruf von Gabriela Konig [FDP])

Richtig ist aber, meine Damen und Herren, dass es
an einer Stelle Anderungen gibt. Diese werden wir
sehr sorgféltig und sehr sachlich einarbeiten. Ich
finde, ein Gesetz, bei dem man einige Korrekturen
vornimmt, ist kein schlechtes Gesetze. Es wird ein
kluges Gesetz, wenn man das macht: wenn man
hier vernlinftig dartiber berét und seinen wichtigen
Kern weiterhin aufrechterh@lt und nach auf3en hin
darstellt.

Aber das, was Sie machen, ist vollig unzureichend.
Sie wiederholen bundesgesetzliche Vorgaben oder
Vergabevorschriften und treffen ungenaue und
widerspruchliche Regelungen. Von einer Vereinfa-
chung oder Klarstellung, wie Sie es darstellen,
kann hier Gberhaupt keine Rede sein.

Ich will einmal mit § 4 beginnen.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Herr Minister, eine Sekunde! Ich darf Sie kurz un-
terbrechen. Bevor Sie mit der Aufzahlung begin-
nen, mdchte ich Sie fragen, ob Sie eine Zwischen-
frage von Herrn Bode zulassen.

Olaf Lies, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr:

Nein.

(Christian Durr [FDP]: Und wenn ich
die stellen wirde?)

Ich will einmal mit § 4 anfangen. Der Gesetzent-
wurf sieht vor, dass unterhalb der EU-Schwellen-
werte jederzeit ohne weitere Begrindung als
Vergabeart die beschrankte Ausschreibung ge-
wahlt werden kann. Das bedeutet, fur Auftrédge bei
Dienst- und Lieferleistungen bis 207 000 Euro und
fur Bauleistungen bis zu 5,186 Millionen Euro wol-
len Sie diesen Weg gehen. Ich weil3 gar nicht, ob
Sie das bedacht haben, als Sie diesen Entwurf
geschrieben haben.

Nach 8§ 5 soll zudem fiur geschéatzte Auftragswerte
von 100 000 Euro eine Auftragsvergabe ohne
formliches Verfahren zuldssig sein. Dann sagen
Sie, dabei gehe es quasi um die MaBnahmen, die
den Wettbewerb stéarken sollen. Aber das Gegen-
teil ist der Fall. Was Sie regeln, sind wettbewerbs-
beschrankende MaRnahmen. lhr Gesetzentwurf
will den Anspruch auf Fairness, Transparenz und
Chancengleichheit im o6ffentlichen Vergabeverfah-
ren gerade nicht garantieren. Das ist doch gar
nicht lhre Zielsetzung.

Dann die Praqualifikation: Sie wollen eine Praqua-
lifikation auf Landesebene vorsehen. Damit wir-
den Sie ein doppeltes Praqualifikationssystem, ein
Praqualifikationssystem parallel zu dem bereits
bundesweit vorhandenen System aufbauen. Aber
das ist doch vdllig tberflissig. Fur die Unterneh-
men ware das vollig unwirtschaftlich. Das ist eine
unndtige, zusatzliche und kostenintensive Burokra-
tie, die Sie aufbauen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Dann die Nachprifungsaufgabe: Sie wollen eine
Nachprifungsbehoérde. Jeder Landkreis ware si-
cherlich begeistert, diese von lhnen zugewiesene
Aufgabe zu bekommen - im Ubrigen mit dem Er-
gebnis, dass die Auftragserteilung unnétig in die
Lange gezogen werden kann. Auch wenn die
Nachprifungsbehérde gar nicht vorhat, tatig zu
werden, mussen trotzdem definierte Wartezeiten
des theoretisch mdoglichen Nachprufungsverfah-
rens eingehalten werden.

Von dieser Art stehen noch eine ganze Reihe von
Punkten in lhrem Gesetzentwurf.

Ich glaube, inhaltlich-technisch kann man nur be-
grenzt etwas damit anfangen. Aber was noch viel
schlimmer ist: Ihr Vorschlag geht an einem klugen,
vernunftigen und zukunftsgewandten Tariftreue-
und Vergabegesetzes schon im Kern vorbei. Des-
wegen sehe ich kaum eine Perspektive fir eine
wirklich sachliche, inhaltliche Auseinandersetzung,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir sind damit am Ende der
Beratung.

Wir kommen jetzt zur Ausschussiiberweisung.

Es ist vorgesehen, den Gesetzentwurf federfuh-
rend dem Ausschuss fir Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr und mitberatend dem Ausschuss flr
Rechts- und Verfassungsfragen sowie dem Aus-
schuss fur Haushalt und Finanzen zu lberweisen.
Wer dem so zustimmt, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. - Das ist so geschehen. Gegenstimmen
und Enthaltungen gibt es nicht.
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Dann rufe ich auf den

Tagesordnungspunkt 6:

Abschliel3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Nie-
derséachsischen Gesetzes Uber Eisenbahnen
und Seilbahnen - Gesetzentwurf der Landesregie-
rung - Drs. 17/1412 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr -
Drs. 17/2167 - Schriftlicher Bericht - Drs. 17/2206

Der Ausschuss empfiehlt IThnen, den Gesetzent-
wurf mit Anderungen anzunehmen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Wir kommen zur Beratung. Zu Wort gemeldet hat
sich der Kollege Karsten Heineking, CDU-Fraktion.
Herr Heineking, Sie haben das Wort.

Karsten Heineking (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Das Gesetz Uber Eisenbahnen und Seil-
bahnen besteht seit dem Jahr 2004. Der Nieder-
sachsische Landtag hat es seinerzeit in einem
beschleunigten Verfahren auf den Weg gebracht,
um ein EU-Vertragsverletzungsverfahren zu ver-
meiden. In der vergangenen Legislaturperiode ist
die Anderung auf den Weg gebracht, aber nicht
abgeschlossen worden. Das Verfahren ist der Dis-
kontinuitat anheimgefallen.

Die Niedersachsische Landesregierung hat am
28. Januar 2014 einen Gesetzentwurf zur Ande-
rung des Niedersachsischen Gesetzes Uber Ei-
senbahnen und Seilbahnen beschlossen und zur
Verbandsanhorung freigegeben.

Zu den Zielen der Gesetzesanderung gehort u. a.,
technische Prifungsaufgaben in Bezug auf Seil-
bahnen, die bisher in der Landesbehérde fir Stra-
Renbau und Verkehr angesiedelt waren, auf pri-
vate Anbieter zu tUbertragen. Diese Anderung fuhrt
zu einer Entlastung des Landes und sichert die
erforderliche Fachkompetenz in diesem sehr spe-
zialisierten Bereich.

Dariiber hinaus sieht die Gesetzesénderung vor,
die Prufungsintervalle fur Schlepplifte zu verkirzen
und denen der Seilbahnen anzupassen. Beim
NESG in der derzeit gulltigen Fassung war der
Ausgangsgedanke, dass Schlepplifte nur in der
Wintersaison eingesetzt werden. Die Praxis hat in
der Vergangenheit aber gezeigt, dass die Schlepp-
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lifte von den Betreibern vermehrt auch in den
Sommermonaten eingesetzt werden, um z. B.
Wanderer, Benutzer von Sommerrodelbahnen
sowie Mountainbikes zu beférdern.

Von den Anstrengungen im Harz - in Torfhaus, am
Wurmberg in Braunlage und am Bocksberg in
Hahnenklee - konnte sich die CDU mit ihrem Ar-
beitskreis Wirtschaft, Arbeit und Verkehr unter der
Leitung von Karl-Heinz Bley kirzlich tberzeugen.
Deshalb ist es gut, dass wir diese Veréanderung
bekommen, sodass das Ganze vor Ort zu einem
Erfolg wird.

Dieses Gesetz wird auBerdem an Bundes- und
Europarecht angepasst. So wird aus Grinden der
Rechtsklarheit mit dem Anderungsgesetz in § 23
NESG der Hinweis aufgenommen, dass die Markt-
Uberwachung nach den Vorschriften der EU-
Regelung zu erfolgen habe.

Durch das Dritte Gesetz zur Anderung eisenbahn-
rechtlicher Vorschriften vom 27. April 2005 ist fir
den Betrieb nicht 6ffentlicher Infrastrukturen keine
Genehmigung mehr notwendig. Die bisherige Re-
gelung des 85 NESG ist daher an das Bundes-
recht anzupassen.

Nach Angaben der Landesregierung entstehen
dem Land oder den Kommunen durch die Geset-
zesanderung keine Kosten, und es ist mit einer
Entlastung der Verwaltung zu rechnen.

Aus der Sicht der CDU-Landtagsfraktion gibt es
keine kritischen Anmerkungen zu den Inhalten des
vorliegenden Gesetzentwurfs. Eine Zustimmung ist
deshalb richtig.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank. - Der Kollege Stefan Klein, SPD-
Fraktion, hat sich gemeldet. Herr Klein, Sie haben
das Wort.

Stefan Klein (SPD):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Herr Kollege Heineking hat ja schon einige
Dinge zu diesem Gesetzentwurf ausgefihrt, den
nattrlich auch wir begrif3en.

Er hat angesprochen, dass es in diesem Gesetz-
entwurf im Grunde um drei Punkte geht. Erstens
mussen wir das Gesetz an die Gesetzgebung im
Bund und auf der europdischen Ebene anpassen.
Zweitens geht es um Konkretisierungen von Rege-
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lungen in diesem Gesetz. Im Jahr 2004 ist das
Gesetz unter einem enormen Zeitdruck verab-
schiedet worden, um ein EU-Vertragsverletzungs-
verfahren zu vermeiden. Von daher sind diese An-
passungen jetzt notwendig. Drittens geht es um
redaktionelle Anderungen an dem Gesetz, die
gleich mit eingearbeitet worden sind.

Es gab eine Verbandsanhérung mit sieben Akteu-
ren, von denen sich keiner zu dem Gesetzentwurf
gedauRert hat. Das ist immer ein gutes Zeichen;
denn dann muss der Gesetzentwurf wohl gut sein -
und das ist er naturlich auch.

Wir danken der Landesregierung fur diesen Ent-
wurf. Die Koalitionsfraktionen, flr die ich sprechen
darf, werden ihm zustimmen. Wir haben allerdings
noch einen Punkt eingebracht, nédmlich den der
Beleihungserméachtigungen. Das soll sich nun nicht
mehr nur auf den zweiten Teil des Gesetzes be-
ziehen, sondern auf das ganze Gesetz. Das war
notwendig, und dazu gab es vonseiten der Opposi-
tionsfraktionen auch keine Gegenrede.

Daher konnen wir diesen Gesetzentwurf heute
einmitig beschliel3en. Er ist sinnvoll.

Ich danke lhnen firs Zuhoren. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Klein. - Zu Wort gemeldet hat
sich Gabriela Konig, FDP-Fraktion. Bitte schon,
Frau Konig!

Gabriela Koénig (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Endlich
einmal ein gutes Gesetz, ein schlankes Gesetz,
eines, das sich letztendlich auch umsetzen lasst!

Bei dem Gesetz aus 2004, dessen Anderung wir
heute beschlieRen, fallt sogar ein Paragraf weg -
das passiert héchst selten -, namlich der § 5. Er ist
durch das Bundesgesetz und die EU-Verordnung
schlichtweg entbehrlich geworden.

Die bestehenden unterschiedlichen Handhabun-
gen und Ortlichkeiten, was z. B. die Schlepplifte
und die Seilbahnen angeht, haben wir hier mit
aufgenommen. Darliber haben wir uns im Vorfeld
informiert. Wir sind auch vor Ort gewesen und
haben gefragt, wo das Problem besteht. Damit ist
auch dieser Aspekt mit aufgenommen worden, vor
allen Dingen auch die Anpassung an die Witte-
rungsbedingungen; in der Hinsicht ergibt sich ein

ganzlich anderes Bild als bei den Eisenbahnen.
Das ist also durchaus unterschiedlich zu werten.

Die 886, 12, 15 und 18 betreffen Bestimmungen
fur die Betriebsleitungen und werden harmonisiert.
Die 8812 und 16 erweitern Umsetzungen von
Richtlinien im Sicherheitsbereich. Das ist also alles
in Ordnung. Regelungen zu Betriebsgrundstiicken
und Anzeigepflichten sind erneuert und verbessert
worden.

Dieses Gesetz misste so lange, bis eventuell EU-
Vorschriften zu einer Novellierung dieses Gesetzes
fuhren, vernlnftig anwendbar sein. Ich freue mich,
dass wir alle uns das dementsprechend auf die
Fahnen schreiben kdénnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Frau Konig. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung. Meine
Damen und Herren, ich komme zur Einzelbera-
tung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Anderungsempfehlung des Ausschus-
ses: Wer ihr zustimmt, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das
ist nicht der Fall.

Artikel 2. - Unverandert.
Gesetzeslberschrift. - Unverandert.
Wir kommen zur Schlussabstimmung.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen mdochte, den
bitte ich, jetzt aufzustehen. - Gegenstimmen und
Enthaltungen kann es nicht mehr geben, weil alle
zugestimmt haben. Dann ist das so beschlossen.

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 7:

Abschlie3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung von
Vorschriften Uber Verordnungen und Zustén-
digkeiten sowie zur Rechtsbereinigung - Ge-
setzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/1468 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir Inne-
res und Sport - Drs. 17/2106 - Schriftlicher Bericht
- Drs. 17/2213
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Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf mit Anderungen anzunehmen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Mir liegt eine Wortmeldung vor. Herr Watermann,
Sie wollen eine Erklarung fur alle Fraktionen abge-
ben? - So habe ich das verstanden. Bitte schon!

Ulrich Watermann (SPD):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich gehe das erste Mal mit einem elektro-
nischen Dokument nach hier vorne, papierlos. Ich
schaue mal, ob das klappt.

Wir haben uns darauf verstandigt, dass hierzu
nicht gesprochen wird. Aber es ist darum gebeten
worden, dass ich aus dem schriftlichen Bericht ein
paar Punkte erlautere, weil der Gesetzentwurf
direkt eingebrockt - - -

(Anja Piel [GRUNE]: ,Eingebrockt* ist
schon!)

- eingebracht worden ist. Entschuldigung!

Meine Damen und Herren, der Ausschuss fir Inne-
res und Sport empfiehlt lhnen in der Drucksa-
che 17/2106, den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung mit den vorgeschlagenen Anderungen anzu-
nehmen. Die Beschlussempfehlung kam einstim-
mig zustande. Die Vertreterinnen und Vertreter der
CDU- und der FDP-Fraktion haben sich dabei der
Stimme enthalten. Der mitberatende Ausschuss flr
Rechts- und Verfassungsfragen hat sich diesem
Votum, wiederum bei Enthaltung der Mitglieder der
CDU- und der FDP-Fraktion, einstimmig ange-
schlossen.

Der Gesetzentwurf ist am 5. Mai direkt an die Aus-
schiisse Uberwiesen worden. Gegenstand des
Gesetzentwurfs ist die Zusammenfihrung von im
niedersachsischen Recht verstreuten Kleinstgeset-
zen sowie Regelungsresten aus im Ubrigen aufge-
hobenen oder nicht mehr relevanten Gesetzen, die
Verordnungen und Zustandigkeiten betreffen. Da-
bei sollen Licken geschlossen und Ungereimthei-
ten beseitigt werden. Nicht mehr benétigte Vor-
schriften werden aufgehoben. Dadurch sollen die
Ubersichtlichkeit des niedersachsischen Normen-
bestandes verbessert und die Zahl der Gesetze
und Verordnungen verringert werden.

Der federfuhrende Ausschuss hat, nachdem sich
die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzen-
verbdnde mit diesem Verfahren einverstanden
erklart hatte, eine schriftliche Anhdérung durchge-
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fuhrt. Stellungnahmen wurden abgegeben von der
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenver-
bénde, dem Niederséachsischen Beamtenbund und
Tarifunion, vom Wasserverbandstag, von der Nie-
derséchsischen IHK-Arbeitsgemeinschaft Hanno-
ver-Braunschweig und vom Niedersachsischen
Industrie- und Handelskammertag.

Meine Damen und Herren, in dem schriftlichen
Bericht wird noch einmal genau aufgefiihrt, was
alles zusammengefiihrt worden ist und was alles
vereinfacht worden ist. Ich denke, das ist eine rich-
tige Rechtsvereinfachung. Es ist gut, dass jetzt
nicht mehr alle dazu sprechen missen und dass
wir wohl auch ein einstimmiges Votum im Nieder-
séachsischen Landtag bekommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung von
Christian Grascha [FDP])

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Watermann. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Anderungsempfehlung
des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen méchte,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall.

Artikel 2. - Unverandert.

Artikel 3. - Hierzu liegt eine Anderungsempfehlung
des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen méchte,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall.

Artikel 4 bis 6. - Unverandert.

Artikel 6/1. - Hierzu liegt eine Anderungsempfeh-
lung des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen
mdchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Das ist nicht der
Fall.

Artikel 7. - Auch hierzu liegt eine Anderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen
mochte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Das
war einstimmig.

Artikel 8. - Unverandert.

Gesetzeslberschrift. - Unverandert.
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Wir kommen zur Schlussabstimmung.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen mochte, den
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Der Gesetz-
entwurf ist einstimmig beschlossen.

Meine Damen und Herren, die Fraktionen sind
Ubereingekommen, die Tagesordnungspunkte 9
und 10 noch vor der Mittagspause zu behandeln.
Das wird uns aber zeitlich nicht sehr weit zuriick-
werfen.

Ich rufe zunachst auf den

Tagesordnungspunkt 8:

Abschlielende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Hessen und dem Land Nie-
dersachsen iiber die Anderung der gemeinsa-
men Landesgrenze - Gesetzentwurf der Landes-
regierung - Drs. 17/1945 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses fur Inneres und Sport -
Drs. 17/2108 - Schriftlicher Bericht - Drs. 17/2177

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf unveréandert anzunehmen.

Eine mindliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Im Altestenrat waren sich die Fraktionen einig,
dass dieser Gesetzentwurf ohne allgemeine Aus-
sprache verabschiedet werden soll. - Ich hére kei-
nen Widerspruch.

Wir kommen daher zur Einzelberatung. Ich rufe
auf:

88 1 bis 4 einschlie3lich Staatsvertrag. - Unveran-
dert.

Gesetzesiberschrift. - Unveréandert.
Wir kommen zur Schlussabstimmung.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen mochte, den
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Gegenstim-
men? - Sehe ich nicht. Enthaltungen? - Sehe ich
auch nicht. Dann ist das Gesetz so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 9:

AbschlieRende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes Uber die Neubildung
der Berg- und Universitatsstadt Clausthal-
Zellerfeld, Landkreis Goslar - Gesetzentwurf der
Landesregierung - Drs. 17/2013 - Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses fir Inneres und Sport -
Drs. 17/2109 - Schriftlicher Bericht - Drs. 17/2205

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf unverdndert anzunehmen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Im Altestenrat waren sich die Fraktionen einig,
dass dieser Gesetzentwurf ohne allgemeine Aus-
sprache verabschiedet werden soll. - Ich hére und
sehe keinen Widerspruch.

Wir kommen gleich zur Einzelberatung. Ich rufe
auf:

88 1 bis 6. - Unverandert.
Gesetzeslberschrift. - Unverandert.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen mochte, den
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Das Gesetz
ist so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 10:

Erste (und abschlie3ende) Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Nie-
derséachsischen Abgeordnetengesetzes - Ge-
setzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der
SPD, der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen und der
Fraktion der FDP - Drs. 17/2176

Mit dem Gesetzentwurf folgen die Fraktionen des
Landtages dem in der Drucksache 17/2135 unter-
breiteten Vorschlag des Préasidenten des Landta-
ges zur Anpassung der Zuschisse, die die Frakti-
onen zur Deckung ihres allgemeinen Bedarfs er-
halten.

Die Fraktionen waren sich im Altestenrat dariiber
einig, diesen Gesetzentwurf heute gleich abschlie-
Bend zu behandeln. Die entsprechenden Verfah-
rensfragen klaren wir im Anschluss an die erste
Beratung.
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Auf eine mundliche Einbringung wird verzichtet.
Wortmeldungen liegen nicht vor.
Damit ist die erste Beratung abgeschlossen.

Zum weiteren Verfahren gebe ich jetzt folgende
Hinweise: Nach § 27 Abs. 1 Satz 1 der Geschéfts-
ordnung kann der Landtag einen Beratungsgegen-
stand an einen Ausschuss Uberweisen. Eine
Uberweisung an einen Ausschuss gilt als be-
schlossen, wenn mindestens 30 Mitglieder des
Landtages dafiir stimmen. Ich frage also zunéchst,
ob ein Quorum von 30 Mitgliedern des Landtags
eine Ausschussiberweisung beantragt. - Das ist
nicht der Fall. Ausschussiiberweisung wird also
nicht beantragt.

Wir kommen zu der Frage, ob es Widerspruch
dagegen gibt, dass sich die zweite Beratung unmit-
telbar an die erste anschlie3t. Nach § 29 unserer
Geschaftsordnung beginnt die zweite Beratung
eines Gesetzentwurfs frilhestens am zweiten Tag
nach Schluss der ersten. Sie kann friher begin-
nen, wenn nicht eine Fraktion oder zehn Mitglieder
widersprechen. Ich frage daher, ob es Widerspruch
dagegen gibt, dass die zweite Beratung Uber den
Gesetzentwurf unmittelbar angeschlossen wird. -
Diesen Widerspruch gibt es nicht.

Wir kommen daher jetzt zu der zweiten Beratung.

Eine Berichterstattung ist naturgemal nicht vorge-
sehen.

Gibt es Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall.

Wir kommen daher zur Einzelberatung. Ich rufe
auf:

Artikel 1. - Unverandert.
Artikel 2. - Unverandert.
Gesetzesiberschrift. - Unverandert.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen mochte, den
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Gegenstim-
men? - Gibt es nicht. Enthaltungen? - Auch nicht.
Dann ist das Gesetz so beschlossen.

Meine Damen und Herren, wir treten jetzt in die
Mittagspause ein. Die Fraktionen sind nach Ab-
sprache mit dem Prasidenten Ubereingekommen,
dass wir die Mittagspause um 15 Uhr beenden und
wir uns dann hier wiedersehen. Eine schéne Mit-
tagspause!

(Unterbrechung der Sitzung von
12.39 Uhr bis 15.02 Uhr)
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Prasident Bernd Busemann:

Leve Lud, Kolleginnen un Kollegen, ik denke, wi
kodnen anfangen.

Ik roop up

Tagesordnungspunkt 11:

Erste (und abschlieRende) Beratung:
Niederdeutsch und Saterfriesisch weiter for-
dern! - Antrag der Fraktion der CDU, der Fraktion
der SPD, der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen und
der Fraktion der FDP - Drs. 17/2175

Dat is en wunnerbaar Anliegen. Nedderduutsch,
dat kennen wi sowieso in Neddersassen un in dat
ganze Noordduutsche. Aber dat wi Saterfreesch ok
noch dorbi hebbt, dat is wat Wunnerbares.

Saterfreesch, wor proot se dat? - In ‘t Seelterlound.
Ganz luttge Gegend is dat in Neddersassen. Un
daar rakest du Torpes, Strukelie, Roomelse,
Schéddel un Seedelsbierich. De Taal, de se daar
proot, de heet Seeltersk. De Kinner heet daar
Béaidene, un de lehret diisse Taal in de Grundscho-
le.

Wu dit geiht un wu dat annere geiht, dat will wi nu
en bitken mitnanner beproten, dat will wi nu mit-
nanner beraden.

Ik hebb de eerste Meldung van usen Kollegen
Poppe. De kann ok gaud Platt. Bitte sehr, he heff
dat Woord.

Claus Peter Poppe (SPD):

Geachte Prasident! Leve Kolleginnen un Kollegen!
Leste Mool hebb ik jau al van Hollerup - von Hol-
dorf - vertellt un van dat Plattdiiitsche Johr in dat
Ollenburger Minsterland. Karl-Heinz Klare, de wull
ok een van de seuten Harten ut Hollerup hebben.
Vandage sund de Borgermester un siene Platt-
didtsch-Experten extra herkomen un hebbt for all
use Kolleginnen un Kollegen so ‘n Hart mitbrécht -

(Den Redner wiest en Pepperkoken-
hart)

dormit dor ok gor kiene Fragen mehr siind.
(Bifall)

Ik hebb mi freit, dat wi so veel Taustimmung kre-
gen hebbt, dat wi vandage en gemeinsamen An-
trag van all veier Fraktschonen vorleggen kaont.
Dat is en wunnerbor Teiken. Nedderduitsch, de
Regionalsprake for den Norden, is ,in“.
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Wi markt dat, wenn de Oldenburgische Volkszei-
tung dver ne Weken ne Serie up Platt un 6ver dat
Plattdutsche schrifft. Wi markt dat, wenn de Ll
sik freit, wenn een anfangen deit, Platt tau sna-
cken. Wi markt dat, wenn Nedderdiittsch in ‘t The-
ater utverkofft is.

Over dat draff nich blol3 ne Maude blieven. Ned-
derduitsch is use ole Sprake, oller as dat
Hoogduultsche, sotauseggen dat Hoogduutsche
ehr Mauder. Daarim disse Antrag. Einmol schall
he helpen, dat tau bewohren, wat daar is. Over dat
gifft noch veel tau daun. Un manges is dat swoor.

Dorum will ik vandage Over drei Themen snacken,
de noch lang nich fardig siind un up de Duur noch
weer up den Landtag taukomen kdont:

Daar is eenmol dat Saterfreesk. Sowat tm 2 000
LU0 in dat Saterland - in Ramsloh, Scharrel un
Sedelsberg; de Prasident harr dat just all dversett -
in de Kreis Cloppenburg, de kennt diisse Sprake
noch un nennt se ,Seeltersk®.

Dat hett ok wat mit Nedderdiitsch tau daun. Ji
markt dat, wenn in den Saterfreesken Struwwelpe-
ter ,Hans Kiek in de Lucht* vorkummt. Ji markt dat
ok, wenn in dat Schaulprogramm von de Litje
Skoule Skaddel steiht: ,Seeltersk maoket klouk!* -
Dat kéont wi ok verstohn.

Over dat is doch ne beslnnere Sprake mit egen
W060r un egen Luten un hett mehr van de ole Fre-
sensprake in sik at vandage dat Nedderdiitsche
in Oostfreesland. Dat is een van de littkesten
Sprakeninseln in Europa. De Sprakencharta will
siike Spraken beslnners bewahren. Daariim segg
ik: Dat draff nich ween, dat wi daar nolaten daut,
un dat moo6t wi ok bewiesen.

(Bifall)

Eine @nnere Sake is ok neit ween in den rood-
greunen Antrag: Dat is de Frage, wat for ne grote
Beditung dat Plattdiiitsche in de Pfleeg hett.

Nich dat dat bit vandage kiene LuU gifft, de dat
maakt! Over wi bruukt mehr daarvan. Un as dat
Overall so is: De Arbeit maakt de LUl in de Inrich-
tungen. De Politik over kann un moot helpen bi dat
Organiseren.

Wat gifft dat al?

De Berufshildende Schaul in Wildeshusen (gifft
Unnericht in Platt in de Fachschaulen for Pfleeg,
un Cloppenburg, Leer un Delmenhorst siind up ‘n
Padd, dat ok tau installeren.

En Klinik in Hamborg maakt Kurse fér ehr Personal
in Plattduttsch. Waartim nich bi us?

Heinrich Siefer van de Heimvolkshoogschaul in
Stapelfeld heff mi vertellt, dat he stilms Bildungsur-
laub anbeien deit: Plattduutsch in de Pfleeg.

In drei Dage kannste kiene Sprake lehren. Over du
kommst mit eierste Fragen un eierste Wéor al dich-
ter an de LOU ran: Wu heet Se? Waar koomt Se
denn her? Hebbt Se gaud slapen? Snackt Se man
ruhig Platt; ik verstoh ehr woll. Waar kellt dat denn,
waar hebbt Se Pien? - So 'n bitken, dat helpt all.

In dat luttke Bauk ,Plattdeutsch in der Pflege“ van
den Bundesraad fér Nedderduitsch schrifft en
Schéuler 6ver en Praktikum bi eine Frau, de mdss
obends immer no boben henfeuert worden mit en
Treppenlift. Se woor immer bang un schreide: Nee,
nee, nich daar boben hen! - De Dochter segg dann
immer: Doch, daar na boben mdét wi rup! - Un de
junge Mann moodk dat dann op de lieke Wiese - un
dat giing.

Waarfor is dat gaud? - Masse olle Lul sind mit
Platt upwassen, harren disse Sprake at eierste
Sprake. In 't Oller kummt se weer triigge tau ehr
Mauderspraak, ganz speziell wenn se dement
werrt. De eierste Sprake, de eiersten Lieder - ,L0tt
Anna Susanna“, ,Dat du mien Levsten bust®, ,Lutt
Matten, de Haas® -, de kennt se noch ganz, ganz
lang.

Leve Kollegen, Respekt for de Maudersprake is en
Deel van Menschenwiirde. For kranke un ole L
is de Ansprake in Nedderduitsch en Teiken for
Respekt un helpt daarbi, ehr Feulen un Denken
beter tau verstohn.

(Bifall)

Un dat is ganz besltnners so - daarmet bin ik bi
den lesten Punkt -, wenn dat an 't Starven geiht.
Dat Hospiz in Aurich - in Auerk; as se dor seggt -
hett en Bauk rutgeven: ,Dat leste Kapitel in dat
Book van dat Leven - plattdeutsche Sterbebeglei-
tung®“. Dat is en Raadgever for Mensken, de Kran-
ken in ehr Familie pflegen daut. De Idee kummt ut
Kanada, un in Aurich hebbt se dat in Hoogdititsch
un Nedderduutsch dversett.

In en Hospiz un to Huus schall de, de starven deit,
mit sien Leven, mit siene Biografie in Vérdergrund
stahn. Daartau hodort ok siene Sprake. Daarmet
kéont wi en Signal setten: Ik bliff bi di! Laat us ok
dit leste Stiick tohope gahn.

An disse Themen kéont ji marken: Wenn wi in
Landtag Platt snacken daut, dann is dat nich
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SpaalRmakerei, dann is dat nich platt, dann is dat
dat ganze Leven.

(Bifall)

Leve Kolleginnen un Kollegen, de Antrag kummt
van all veer Frakschonen. Daarim schall de ok
vandage un sofort afstimmt werrn.

So, dat was nu miene leste Rede in den Landtag.
Ik will jau all van Harten Danke seggen, all de, de
mit mi tausamen en Stiick unnerwechs wddrn, as
Frinn, as Kollegen, over ok as nich so gaue Frinn.

(Bliedskupp)

Wi seiht us! Passt mi gaud up Neddersassen up!
Passt mi gaud up use ole Sprake up! Maokt dat
gaud - un tschss!

(Luten Bifall, de nich mehr uphdren
woll - Johanne Modder [SPD] un Anja
Piel [GRONE] geevt den Redner Blo-
men un anner Geschenken)

Prasident Bernd Busemann:

Claus Peter, wi seggt besten Dank for disse Rede
up Osnabricker Platt. Wi hebbt dat mitkregen, wi
weet dat: Dat is de leste Rede ween, de du hier in
Landtag hollst. Ik denke, dat Klatschen heff dat
bewesen: Du hast hier blo3 Freunde wunnen de
ganzen Johre.

(Bifall bi de SPD un bi den GRONEN)

Du hast di immer for de Kinner insett. Dat lagg di
an ‘t Harten. Eenmol is 't dann hier done. Aber et
geiht wieder bi di in Huus. Up dien nejen Posten
winscht wi di dat Allerbeste. Mook et gaud!

(Bifall)

So, wi mookt hier wieder. Dat was eben Osnabrii-
cker Platt, leve L.

(Petra Tiemann [SPD]: Ollenburger!)

- Dat wdoér Ollenburger Platt? He kummt van 't
Osnabrucker Land.

(Claus Peter Poppe [SPD]: Ik kumm
van Lohne gebdrtig!)

- Van Lohne? Dat was so halv un halv.

Nu kummt aber een waschechten Ostfreisen, denk
ik doch: For de CDU kummt nu usen Kollegen
Thiele. Du hest dat Woord.

UIf Thiele (CDU):

Mien Heer Prasident! Hooggeacht Damen un Her-
en! Leev Kollegen! Wi hebbt ja al Oktober. Man
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.~Septembermaant is Plattdiitskmaant® seggen wi
in Oostfreesland. Daarum is dat en goden Teken
west, dat Claus Peter Poppe un ik uns in Septem-
ber up dissen Andrag enigt hebbt, de wi nu mit all
Fraktionen tosamen hier inbringen.

Wi beproten vandaag de Andrag van CDU, SPD,
FDP un Gronen ,Plattdiiiitsk un Saterfreesk” - oder
Seeltersk, as de LUl in ‘t Saterland seggen - ,wie-
der férdern®.

Dat ersett de oll Andrag, de maal van SPD un
Gronen inbrocht worden is. Ik much mi bi all Frak-
tionen geern daarfér bedanken, dat wi dat weer
maal henkregen hebbt - wenn wi ok in ‘n Bult Fra-
gen nich up een Bredd koomt -, bi de Fragen von
Plattduttsk un Seeltersk tosamen een Andrag hier
intobringen.

(Bifall)

Dat mutten wi ok, wenn wi bi de Dudtsken in Han-
nover en bietje wat dorsetten willt. Dat weten wi al
mitnanner, wo dicke Breden dat stind, wenn wi in
‘n Ministeren unnerwegens sind - of dat nu in ‘t
Kultusministeren is of in ‘t Ministeren van Wetens-
kupp of in d' Staatskanzlei - un versdken, for uns
plattdiiitsken un seeltersk Spraken en bietje wat
rutokriegen.

Wat good is an disse Andrag, is: He steiht for Kon-
tinuitat. - Daar qifft kien anstandigen plattdidtsken
Woord for, wenigstens is mi kien infallen. - Dat
heet, de Andrag maakt dudelk, dat wi uns eenig
daarin siind, dat wi de Instrumenten, de wi de leste
Jahren entwickelt hebbt - dat Upbauen van de
Lehrstohl for Nederduitsk in Ollenbérg, de Erlass,
de up Duutsch ,Die Region und ihre Sprachen im
Unterricht* heet, dat Projekt PLATTart, dat Projekt
Plattsounds, dat Oostfreesland un dat Saterland as
Modellregionen for de frohe Mehrsprakigheid -, dat
wi disse Projekten wiederhen gemeinsam dragen
un wiederentwickeln willt.

Se sollt wiederféhrt worden, un dat is richtig so;
denn dat gifft de Lud, de sik mit dat Thema befa-
ten un in hér Heimat for de plattdiiitske Spraak, for
dat Seeltersk arbeiden, Sekerheid, dat se hor Ar-
beid so wiedermaken kdont. Man ik segg up anner
Sied ok: Wenn ‘t stillsteiht, geiht 't torligg. Dat we-
ten wi all mitnanner.

(Tostimmen bi de CDU un bi de FDP)

Daarum hebb ik ok daaréver proot: Wat mutt nu in
de nachste Maanten un Jahren gebdhren, daarmit
wi bi dat Fordern van Plattdiitsk un Seeltersk
noch beter worden? - Dat een is, dat man mit de
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lopend Projekten wiederarbeiden deit; dat anner is
- dat hett Claus Peter Poppe seggt: Et gifft en paar
Themen, daar mutten wi ran.

Dat Thema Plattdiiitsk un Seeltersk in de Pleeg is
en ganz wichtig Thema. Wi hebben immer mehr oll
Ldu - in Oostfreesland, in ‘t Ollenbérger Land un
annerswaar -, de hor Moderspraak Plattdiittsk
oder ok Seeltersk is - ik hebb daar mit Karl-Heinz
Bley vérhen noch maal over proot; ok daar is dat
de Fall - un de vandaag eben nich mehr in Huus
old worden, de irgendwennher maal in 'n Heim
gaht, daar leven un, wenn se dement worden, dat
Probleem hebbt, dat se mit hor Plegers nich mehr
proten koont.

Dat is nich blot - ja, ok - en Fraag van Respekt, dat
is deelwies en Fraag, of man dverhoopt mithanner
in irgendeen Form in Kommunikation treden kann,
mitnanner proten kann. De verstaht kien Dultsk.
Kien Woord! Se siind utsloten, wenn d‘r nims is,
de Plattdiitsk kann. Wenn wi dat weten, dann
mutten wi daarfér sorgen, dat de, de Plegers wor-
den, de Mdogelkeid hebbt, in hoér Utbilden oder
Fortbilden dat Plattdiititske to lehren oder - wenn
se 't maal lehrt hebbt -, so uptofrischen, dat se
daarmit in hor Olldag ok arbeiden kdont. Dat is een
wichtigen Upgaav fér de nachste Jahren.

(Beifall)

Datsulvige beleven wi bi de ganz Jungen. Wi hebbt
mit de Erlass dver de Region un hor Spraken in
Unnerricht as CDU un FDP in de vergangene Peri-
ode de Grundlaag daarfor leggt, dat in uns Scho-
len un ok in de Kinnergaarns mehr Plattdittsk
proot worden kann.

Man nu kummt ‘t d'rup an, dat de, de dat umsetten
sollt, daarfor ok utbildt worden. Daarum bun ik,
siind wi de Menung, dat in de Lehrstohl in Ollen-
bérg mehr LU rin mutten, de dat lehren ké6nt un
dat anner Mesters bibringen ké6nt, daarmit de dat,
wat wi as Verpflichtung hier up Weg geven hebbt,
ok umsetten kénen.

(Bifall bi de CDU un bi de FDP)

Daar sind wi uns enig worden, leev Claus Peter
Poppe. Man klaar worden siind wi nich. Dat will ik
hier ok seggen; wi beid hebbt hier faken daardver
proot.

Wi harren noch en paar Punkten, waar wi geern en
bietie wiederkomen wassen. |k weet, daar gifft ‘t
LU in d’ Ministerens, de seggen dann: Ja, nee, all
schwierig, dat will wi nich, da ké6ént wi nich. - Dat
gifft villich hier un daar ok een in de Fraktionen, de

dann seggen: Daar mutten wi noch maal éver na-
denken. - Wi beid hebbt uns vérnohmen, to disse
Plenarofsnitt de Andrag klaartokriegen. Daarum
hebbt wi dat ok so henkregen. Daar bedank ik mi
ok for. Aver up anner Sied hebb ik ok ankundigt:
Wi mutten an een Punkt in de nachste Maanten
wiederarbeiden.

An 28. Mai 2014 is de fievde Monitoringbericht
Over dat Anwenden van de Europaische Spra-
kencharta fér Regionaal- un Minderheitenspraken
veroffentlicht worden. In Ofsnitt 3.2.6.d steiht, wat
dat Land Nedersassen all noch to maken hett,
waar wi noch nich klaar mit sind, wenn wi de
Sprakencharta erfiillen willt.

Een Bispdoll: Wi hebbt en Upsichtsorgaan, dat
Overwacht, of de MaRnahmen un de Fortschritte bi
d’ Spraakforderung utreichen. Man de Europaraad
seggt: Egentlik is dat nich genoog, so as ji dat
maken. Daar mutt noch wat gebdhren.

Se fordern up, dat wi uns Kommunen mehr Anlei-
tung daarfér geven, wo se in de Raadhius, in de
Verwaltens vor Ort dat Plattduiitske umsetten.

Daar gifft ‘t noch en ganzen Bult anner Punkten -
Defizite, as se seggen -, waar wi ran mutten.

Wi sind de Upfaten, dat en Plattdiiitsk- un Sater-
freeskplaan dat richtige Instrument was, um dat
Umsetten van de Upgaven for de Tokunft gemein-
saam fasttoleggen un daarbi de ganzen Akteure,
de dat vor Ort maken - de Landskuppen, de Hei-
matbund, de Saterfresen - good mit intobinnen. An
de Punkt stind wi leider nich toenn komen, dat wi
de Plattdiitsk- un Saterfreeskplaan - de in jo
Wahlprogramm un ok in uns Wahlprogramm stunn,
de man ok ut jo Koalitionsverdrag rutlesen kann -
in disse Andrag gemeinsaam verinbaren. Daar gifft
‘t noch en paar L0, mit de wi noch maal proten
mutten. Claus Peter Poppe mutt mi irgendwann
noch maal verraden, well bi de SPD-Fraktion - bi
de annern weet in dat - in Tokunft disse Gesprache
fohrt. 1k will noch ankiindigen - dat ji dat weten -:
Wi koomt in de néchste Weken mit en nejen
Andrag to dat Thema. Ik hoop, dat wi dat dann
verninftig mitnanner wieder bearbeiden koont.

Nu is Claus Peter Poppe vandaag de leste Dag
hier. Weil wi dat so mooi tosamen, gemeensaam
henkregen hebbt, hebb ik him to 'n Ofscheed en
luttje Vers mitbrocht. 1k weet, ik biin en bietje dver
de Tied, Herr Prasident. Aver de will ik geern doch
noch vordragen. De is van Herbert van Anken, un
de heet ,Gemeensam®.
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Wi beleeven all'ns gemeensam,
gemeensam gahn wi de Padd!

Is he biwielen ook steenig, -

wi schieren dat. Wiel wi siinn uns eenig.”

Ik wiinsk hor, dat se als Borgmester en bietje mehr
Eenigkeit beleven, as dat hier in Landtag normal-
erwies de Fall is. Man wi Plattdiiitsken hollen to-
samen. Dat mutten all Duutschen weten.

Besten Dank for de Beraden van disse Andrag. Wi
stimmen de sofortige Ofstimmen to.

(Bifall)

Prasident Bernd Busemann:

Besten Dank, UIf Thiele, fér diene Wddrde. - Leve
Lad, daar markt ji: Up Platt geiht dat futt anners.
Dat kann man sik ok marken. - Dat was 't for de
CDuU.

No geiht et wieder ok met eene, de van Oostfrees-
land kummt, de us nu vertellt, wu se dat ganze
Wark stcht. Dat is Meta Janssen-Kucz van Bund-
nis 90/De Grénen. Up geiht ‘1!

Meta Janssen-Kucz (GRONE):

Herr Prasident! Mien Damen un Heren! Dat passt
ja good: Een ut groot Remels, un jetzt kummt de
Groot ut Littje Remels.

(Bliedskupp un Bifall bi de GRONEN
un bi de SPD - Toropen)

- Ja, dat is so.

(Helge Limburg [GRUNE]: Wat hest
du seggt?)

Préasident Bernd Busemann:
Kanns du dat noch mol seggen? Dat was so mooi.

(Bliedskupp un Bifall bi de GRONEN
un bi de SPD)

Meta Janssen-Kucz (GRONE):
Wenn dat nich van mien Tied ofgeiht.

Prasident Bernd Busemann:
Nee, do wi nich.

Meta Janssen-Kucz (GRONE):

Ik segg: De een kummt ut groot Remels, un ik
koom ut Littie Remels. De groot Frau kummt ut
Luttie Remels. - Daar geev ‘t froher ok noch en
luttien School, un irgendwennehr mussen wi mit
Rad na groot Remels hen.
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(Bliedskupp bi de GRONEN un Bifall
bi de CDU)

So, aver jetzt maakt wi dat ganz verninftig. - 1k
biin ganz blied, dat wi tosamen disse Andrag up
Padd brocht hebbt. Ik glédv, dat maakt ok dudelk,
dat wi - all, de wi hier in Ruum tosamen siind - uns
eenig stind un dat wi an een Tau trecken doot.

Bedidrlich is van uns Sied her, dat wi jetzt blot
over de Minderheitenspraken Nederdlltsch un
Saterfreesch proten doot, dat wi weer - as dat leste
Maal ok - nich éver Sorbisch/Wendisch un Roma-
nes proten doot.

(Tostimmen bi de GRONEN)

Aber ok daarum sull sik en Landdag kimmern. Ik
glédv, dat bringen wi unner Rood-Grodn noch up
Padd. Dat weer wirklich mooi, wenn wi nich bloR3
de Spraken hebbt, de wi hier in ‘t Land hebbt, dat
wi ok wirklich wat fér anner Spraken doot.

(Bifall bi de GRONEN)

Wi hebbt - dat hebbt mien Kollegen all seggt -- vool
up Padd brocht. Wi hebbt mennig Stédnpahlen
intrucken. Aber ik segg ok: Man kann hier vdol
prahlen, wat man all maakt hett. Aber Ulf hett dat
eben ok seggt: Hulpen hett dat in de Olldag noch
nich alltovdédl. Dat Dorsetten van Neder-
dudtsch/Plattdidtsch un Saterfreesch in de Olldag
is mehr as stuur. Daarfor bruukt man wirklich ganz
vool Luft un ganz vool Utdadr. Sonst word dat nix.
Deswegen is dat ok good, dat wi tosommen an
een Tau trecken doot.

Ik denk, bi disse Andrag is dudelk worden: Dat is
keen Fleeg for een Dag. Wi willt tosamen wat up
Padd bringen. Ik denk, wi kriegen dat ok tosamen
hen. Aber ik bln egentlik ganz blied, dat wi de
Landskuppen un de Heimatbund d‘rbi hebbt, dat
de ok hor Bestes geven doot. Politik ganz alleen
kann daar nich alles in Bewegung bringen.

(Filiz Polat [GRUNE]: Genau!)

Ik hebb noch maal en Anregung in disse Richtung:
Ik glédv, dat word Tied, dat wi uns mit de Heimat-
bund tosamensetten doot, dat wi wirklich en Plaan
maken doot, wat wi in welke Tied Umsetten willt. 1k
finn dat ndmlich nich so mooi, wenn man immer
Over disse Rode Mapp up Schrievdisk mitnanner
oder évernanner proten deit. Dat is, glodv ik, beter,
stk an een Tafel to setten un tosamen daardver to
proten, wat wi mitnanner up Padd bringen un in
welke Tied wi dat up Padd bringen doot. Ansonst
is dat all so 'n politisch Geplankel, un dat bruukt wi
egentlik nich.
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(Filiz Polat [GRUNE]: Genau!)

Ik hebb ok mit de Heimatbund proot. De seggen:
Wi setten uns geern mit jo all an een Tafel, dat wi
dat jetzt wirklich up Weg bringen.

Wi hebbt uns mit de Andrag v66l vérnohmen, finn
ik: mit de Arbeid in de Kinnertuun, in de Scholen,
an de Universitaten, bi de Utbildung van de Mes-
ters.

Leep notwennig - dat hebbt mien Kollegen all
seggt - is de Hulp fér Minschen, de olle Minschen
pflegen doot, Minschen, de in hor Kinnertied
toriigg sind, Minschen, de blo3 noch hér Kinner-
spraak verstahn un proten doot. Daarfér gifft ‘t
richtig gode Angeboden, up de wi ok wirklich up-
bauen kdont un mutten. Denn in de Pfleeg word
dat mehr as notdig, dat daar wat passeren deit.
Man seggt immer: Wi willt dicht an Minschen we-
sen. - Aver dat geiht blo3 6ver de Spraak, wenn
man dicht an de Minschen will.

Ik denk: Laat uns dat jetzt anpacken, laat uns dat
nich lopen laten, laat uns dat tosamen up Padd
bringen! Dat nachste, wat wi dann anpacken, is
dann de Insatz for Romanes.

Jetzt kummt egentlik normalerwies immer so ’'n
Werbeblock, un daarfor mutt ik noch kort Tied
hebben.

Prasident Bernd Busemann:

Dau man!

Meta Janssen-Kucz (GRONE):

Ik hebb nadmlich noch een Saak. Kiekt man in ju
Klenner! An de 29. November findt namlich in d’
Kulturetage in Ollenbdrg en heel besiinner Avend
statt. An disse Avend prasenteert junge Bands un
Musikers hor Bidragen up Platt: Rock, Pop, Hiphop
un House steiht in de Regionalspraak Plattdiititsch
in Weddstried. Dat lohnt suk, dat is heelmaal wat
anners. Also markt jo de 29. November vor!

Besten Dank.

(Bifall)

Prasident Bernd Busemann:

Besten Dank, Meta Janssen-Kucz. - Ji hebbt dat
alle verstohn. Ik schatze, demnachst kummt ji alle
no Oldenborg.

Nu, schatz ik, goh wi weer en bitken mehr in ’t
Oldenborger Land.

(Christian Durr [FDP]: Nee! - Toropen:
Rotenburger Land! - Stader Platt!)

- Rotenburger Land? Stader Platt? - Dann ma tau.
For de FDP kummt nu Jan-Christoph Oetjen.

(Toropen)

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Bi us snackt de ok en beten Stoder Platt, un up de
anner Sied geiht dat mehr no Bremen hin. Ik bun ja
vun de Wimm - Bi us hett dat ,Wimm®“ un nich
SNomm“-, un daar snackt man en beten mehr
Bremer Platt.

Geachte Prasident! Leve Froonsliid! Leve Manns-
lGa! Wi hebbt hier al foken 6ver Plattduttsch,
Nederdiultsch un ok Saterfreesk bi us in Neder-
sassen snackt. Ik wll nich allens wiederholen, wat
wi bi disse Gelegenheiten all seggt hebbt un wat
miene Vorredner hier ok all to ‘n Besten geben
hebbt. Wi slind daar 6vereen, un dat is ok good so.

Ik fund dat good, dat wi to ‘n Beginn van de Legis-
laturperiode so en Beschluss mookt - daarmit se in
't Ministeren gor nich up de Idee kiimmt, se kéont
moken, wat se willt.

(Bliedskupp un Bifall bi de GRONEN)

De wichtigsten Schulpolitikers hier in Landtag sund
ok allens Hoog- un keen Plattduttschen. Nu, as
Ina Korter weg is un Claus Peter Poppe ok geiht,
ward dat noch slechter.

(Toropen van de GRONEN: Oh! - Jo-
hanne Modder [SPD]: Ik kann ok Platt!
- Petra Tiemann [SPD]: Ik kann ok
Platt snacken!)

Aber Nedersassen hett de Européische Charta for
de Regionaal- un Minderheitenspraken unner-
schreven, un daarim hebbt wi en Verpflichtung.
For mi un ok for ne Masse annere hier in Landtag
is dat aber nich blots ne Pflicht, sondern ok en
Anliegen, dat wi dat Nederduitsche tohopen no
varn bringt.

Wi willt den Leerstohl in Oldenborg wiederférdern.
Denn dat 16ppt daar all gaud, aber dat schall ok
wiedergohn.

Wi mitt Platt in de Pleeg wieder no vorn bringen.
Dat hebbt de Kollegen Poppe un Thiele hier al

seggt.
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Wi willt de frohe Mehrsprakigkeit fordern, weil
wissenschaftlich erwiesen is, dat Kinners, de al
ganz luttsch mit twee Spraken opwasst, ehr kogni-
tive Fahigkeiten beter utbildt. Wi mookt dat to Huus
ok - mit Franzésisch aber, nich mit Platt -, un dat
funktioniert ganz wunnerbor.

(Johanne Modder [SPD]: Mit dree
Spraken geiht dat ok!)

- Dat geiht ok? Wunnerbest!

Wi wiillt ok de plattdiilitsche Kultuur wieder no vérn
bringen. Dat sind nich blots de Theatergruppen, de
dat in viele Gemeen (qifft, sondern dat sind ok
PLATTart un Plattsounds - Ulf Thiele hett dat hier
all to 'n Besten brocht -, de mehr un mehr To-
spruch kriegt.

Nu schallen de Birokraten in de Ministerien usen
Beschluss afarbeiten. Wi kiekt dann in twee Johr
villicht noch mol, wi sik de Situation entwickelt hett
bi us in Nedersassen. Villicht kiinnt wi denn ok
noch mol 6ber dat een oder dat annere diskutie-
ren, wat dat Plattdiitsche noch mehr no vdrn
bringt. Leve Claus Peter Poppe, ik denk daar to ’'n
Bispeel an de Kerncurricula. Villicht sind dann de
Kultuspolitikers en beten mutiger, wenn de Ministe-
rialburokratie seggt: Nee, dat geiht allens nich, dat
is veel to schwierig.

Aber nu bln ik eerst mol tofrdern, dat wi dissen
Beschluss tohopen un eenstimmig vondoog bes-
luten kiinnt, un segg Dankeschon.

(Bifall)

Prasident Bernd Busemann:

Jan Oetjen, wi segget ok Dankeschdn. - Mit de
Parlamentarier bint wi nu dér. Deswegen is nu
wichtig, dat wi noch eben listert, wu use Obrigkeit
daardver denkt.

(Bliedskupp)
Nu kummt Frau Minister Heiligenstadt. Man tau!

(UIf Thiele [CDU]: Northeimer Platt!)

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin:

Leive Prasident! Leive Luje! Eck sin nich de Owrig-
keit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute
hat Claus Peter Poppe seine letzte Rede im Land
gehalten, auf Plattdeutsch. Sie wissen, die erste
Beratung dieses Antrages habe ich auf Hoch-
deutsch begleitet. Aber ich habe mir gedacht: Als
kleines Geschenk fur meinen lieben Freund und
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Kollegen Claus Peter Poppe halte ich meine Rede
zur Schlussberatung dieses Antrages in sidnie-
dersachsischem Platt. Das heif3t ganz konkret: in
chillischem Plattdiitsch. Gillersheim ist némlich
das Dorf, aus dem ich komme und in dem ich auf-
gewachsen bin.

Leive Luje, in disse Landtag is et eher de Utnoh-
me, dat wey dssek einig sind. Dat is deswejen wat
Besonderet, dat wey hite tausammen dissen
Antrach verabschiedet. Dormir stellet wey de Be-
ditunge von de plattduitschen Sproke in de Mid-
delpunkte. Eck freue meck dorover.

Plattduttsche Sproke is en Kultur, de wey pflejen
und behuten mottet. Wey schicket hute dat Signol
an de Luje, de seck um de Plattdiiitschen Sproake
bemeuet. Dat sin de Landschaften un de Land-
schaftsverbanne, de Vereine, de Niedersassische
Heimatbund, de Schaulen - dor havve eck blot en
por uppefiihret. Der moket dat alle chaut. Besten
Dank darfur!

(Bifall)

Ower wey willlt noch mehr; Wey wiillt de Plattdiiat-
sche Sproke noch in annere Bereiche spreken,
taun Beispiel in de Pflege.

Use Beschluss soll ok fur use Alleren sien. Et is
nicht verkehrt, wenn man mit use Kindere Platt-
dudtsch spreket. Et is chaut fur de Kindere, wenn
man de plattdiitsche Muttersproke beherrschet.
Dann wettet se, wat Plattdiititsch is, un et moket
viel SpoR3.

De Kindere mottet de Sproke over ok spreken
kénnen. Dat is dat Wichtigste. Deswejen ist et
schon, wenn de Schaulen dor mirmoket und Platt-
didtsch in ‘n Unterricht mit inbeteien.

In diissen Johr havve eck plattdiutsche und sater-
friesische Schaulen uteteiket. Wey héavvet de
Stunnen fur de Schaulmester teinmol mehr moket,
verteinfacht. Un in disse Johr werde eck weiere
Schaulen utteiken.

Leive Luje, dat is kein neijen Wech, over dat is nich
mehr de holprige Ackerwech, sondern dat is nau
en chauen, befestigten Wech.

Un nau, Claus Peter Poppe, eck wiinsche deck
allet Chaue fur dien neije Posten als Borgermester.
Mok et chaut!

Vielen Dank fur die Upmerksamkeit.

(Luten Bifall)
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Prasident Bernd Busemann:

Frau Minister, wi segget ok besten Dank for disse
Rede.

Nu biint wi mit dat Thema so wied dor un mott
kieken, wu et wiedergeiht.

De Fraktionen hebbt in ‘n Raad van de Olisten
maal dréver beraad, wu wi dormet Uimgaht. Se
hebbt docht, man kunn daartéver sofort ofstimmen.
Dat willt wi dann ok daun.

Ik moot ju dann doch fragen, of irgendeene noch
meent, dat mutt noch in ‘n Ausschuss. Et gifft § 27
van use Geschaftsordnung: Wenn 30 L0 dat willt,
dann moot wi dat so moken. Bunt hier 30 LUu? -
Dat seh ik nich.

(Petra Tiemann [SPD]: 30 LU0 sind wi!)
- So wied kann ik up Platt gaar nich tellen.

Dann loot us man afstimmen det hele Werks. Well
den Andrag van de Fraktionen van CDU, van SPD,
van Bindnis 90/De Grénen un FDP, Drucksache
17/2175, so annehmen will, de mutt eben de Hand
upbéren. - Is eene daartegen? - Will eene gaar nix
seggen? - Dann hebbt wi dat to 100 % so beslo-
ten. So is et gaud!

(Bifall)

Nu is et annohmen, nu moéot wi blot noch wat
daun.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, das war auch ein Werbeblock fir die
Vielfalt der niederdeutschen und saterfriesischen
Sprachen bei uns in Niedersachsen. Es lohnt sich,
das zu pflegen. Ich denke, es steht uns gut zu
Gesicht, dass wir das dann und wann auch im
Landtag machen.

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gehe (lber
zum

Tagesordnungspunkt 12:

Feststellung eines Sitzverlustes gemal Arti-
kel 11 Abs.2 Satz2 der Niedersachsischen
Verfassung i. V.m. mit 8 8 Abs. 2 des Nieder-
sachsischen Landeswahlgesetzes - Antrag des
Prasidenten des Niedersachsischen Landtages -
Drs. 17/2174

In dieser Drucksache liegt lhnen der Antrag vor,
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen

den Mandatsverlust fir Claus Peter Poppe festzu-
stellen.

Uber einen solchen Tagesordnungspunkt wird
traditionell ohne Besprechung abgestimmt. - Ich
hore keinen Widerspruch.

(Claus Peter Poppe [SPD]: Doch!)

- Ich habe es geahnt. Herr Poppe, wollen Sie es
sich noch einmal Uberlegen?

(Claus Peter Poppe [SPD]: Jetzt ist es
zu spat! - Heiterkeit)

Ich hore also keinen Widerspruch und lasse daher
gleich abstimmen.

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegen-
stimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Dann ist das
eine einstimmige Beschlussfassung im Sinne einer
Zustimmung. Der Abgeordnete Claus Peter Poppe
ist damit aus dem Landtag ausgeschieden.

Herr Poppe, wir winschen Ihnen persénlich alles
Gute. Es war eine schtne Zeit mit lhnen hier im
Landtag. Aber im neuen Amt soll es, denke ich,
auch schon werden. Dazu wiinschen wir Ihnen
eine gluckliche Hand und Gottes Segen!

(Starker Beifall)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, gemafl § 38 Abs. 2 in Verbindung mit
Absatz 5 Satz 2 des Landeswahlgesetzes hat die
Landeswahlleiterin inzwischen festgestellt, dass
der soeben mit lhrer Zustimmung frei gewordene
Sitz auf Frau Karin Logemann bergeht.

Frau Logemann hat ihre Bereitschaft erklart, das
Landtagsmandat als Nachriickerin anzunehmen.

Frau Logemann - dort hinten ist sie -, ich begrif3e
Sie in unserer Mitte und winsche lhnen ein erfolg-
reiches Wirken zum Wohle unseres Landes und
eine gute Zeit im Landtag!

(Beifall)

Ich wurde eben darauf hingewiesen, dass durch
die zwei Nachriickvorgdnge von heute vor allem
der Frauenanteil im Landtag ganz stark gestiegen
ist.

(Thomas Schremmer [GRUNE] - zur
SPD-Fraktion -: Auf dieser Seite des
Landtags!)

- In der Frage sind wir eins, Herr Kollege.
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Meine Damen und Herren, ich darf Ubergehen zum

Tagesordnungspunkt 13:

Erste Beratung:

Einsetzung einer Enquetekommission ,Verrat
an der Freiheit - Machenschaften der Stasi in
Niedersachsen aufarbeiten“ - Antrag der Frakti-
on der CDU - Drs. 17/2172

Der Antrag wird von der CDU-Fraktion einge-
bracht, und zwar von dem Vorsitzenden Bj6rn
Thamler. Herr Thiimler, Sie haben das Wort!

(Unruhe)

- Ich darf um Ruhe bitten, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Bjorn Thumler (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In diesen Tagen und Wochen wurde in
vielfaltiger Weise an die friedliche Revolution in der
damaligen DDR erinnert. Der Fall der Berliner
Mauer vor 25 Jahren lautete schlieBlich das Ende
der zweiten Diktatur auf deutschem Boden ein. Mit
dem Fall der Mauer fand auch die Uberwachung
und Denunziation durch das Ministerium fir
Staatssicherheit ein jahes Ende. Das mit Abstand
wichtigste Repressionsorgan der SED hatte Uber
Nacht bei den Menschen in der DDR endglltig
seinen letzten Schrecken verloren. Daflr sollten
wir als gute und aufrechte Demokraten dankbar
sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP
sowie Zustimmung bei der SPD und
bei den GRUNEN)

Ich jedenfalls empfinde den Sieg der freiheitlichen
Revolution in der ehemaligen DDR noch immer als
groRes Gluck fur unser gemeinsames deutsches
Vaterland.

Meine Damen und Herren, die Stasi war alles an-
dere als ein gewdhnlicher Nachrichtendienst. Das
mussen wir immer wieder und tberall deutlich und
klarmachen. Die Stasi, meine Damen und Herren,
agierte vielmehr wie eine Geheimpolizei, die Ver-
haftungen vornahm, zum Teil unter Folter Ge-
sténdnisse erzwang und Schauprozesse durch-
fuhrte, deren Urteile im Vorfeld bereits feststanden.
Die Stasi unterlag dabei keiner parlamentarischen
und verwaltungsjuristischen Kontrolle. Die Stasi
hatte umfangreiche polizeiliche und staatsanwalt-
schaftliche Befugnisse.
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All das ist mit unserem Verstandnis von Rechts-
staatlichkeit und freiheitlicher Demokratie voll-
kommen unvereinbar und kaum vorstellbar. Die
Stasi war als ,Schild und Schwert“ der Partei nicht
nur ein Instrument der Unterdriickung demokrati-
scher Bewegungen in der DDR. Sie hatte dariiber
hinaus auch einen Kampfauftrag gegen den Klas-
senfeind in der ehemaligen Bundesrepublik
Deutschland. Es gab die klare Zielsetzung, dass
Diensteinheiten des MfS durch aktive Malinahmen,
Desinformation und Zersetzung versuchen sollten,
auf Entwicklung und Personen in der Bundesre-
publik aktiv Einfluss zu nehmen.

Meine Damen und Herren, heute wissen wir, durch
die Téatigkeit des MfS sind auch in Niedersachsen
Menschen Opfer von Bespitzelung und Rufmord
geworden.

Der NDR hat in einer, wie ich finde, sehr vorbildli-
chen Dokumentationsreihe einige besonders ein-
drucksvolle Leidensgeschichten authentisch nach-
erzahlt und damit auch der Nachwelt eine authen-
tische Berichterstattung hinterlassen. Die Stasi
verfolgte Umsiedler und Republikflichtlinge auch
in Westdeutschland, auch hier bei uns in Nieder-
sachsen.

Ich erinnere an das Schicksal des Ful3ballstars und
FuRballprofis Lutz Eigendorf, der sich im Nach-
gang eines Freundschaftsspiels des BFC Dynamo
Berlin in Kaiserslautern im Frihjahr 1979 von der
Mannschaft absetzte und in der Bundesrepublik
Deutschland verblieb. Lutz Eigendorf spielte An-
fang der 80er-Jahre bei der Eintracht Braun-
schweig. Zwar ist es bis heute nicht bewiesen,
dass er von der Stasi ermordet wurde, aber zahl-
reiche Stasiakten belegen - auch heute -, dass er
Uber Jahre nach seiner Flucht in den Westen in-
tensiv - und wirklich intensiv - beobachtet worden
ist.

Ebenso erschiitternd ist das Schicksal des langjah-
rigen Hauptgeschéftsfuhrers der Unternehmerver-
bande in Niedersachsen, Gernot Preuss. Seine
Westberliner Fluchthilfegruppe war unbemerkt von
der Stasi unterwandert worden. Wegen Anstiftung
zur Republikflucht sall Gernot Preuss mehr als
zwei Jahre in Stasihaft ein.

Ich weil’ nicht, wer von lhnen die Dokumentation
Uber das spate Leben der Margot Honecker gese-
hen hat. Der Film ist vor Kurzem im Fernsehen
wiederholt worden und wurde urspringlich zum
20. Jahrestag der friedlichen Revolution gesendet.
Diejenigen, die ihn angeschaut haben, kénnen
erahnen und spiren, wie dieses System funktio-
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nierte und wie wenig Unrechtsbewusstsein die
Tater von damals heute noch verspiren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dass Menschen in der DDR, aber dariiber hinaus
auch Menschen in Westdeutschland gezielt ver-
folgt, denunziert, ausgespitzelt und unterwandert
worden sind, dass ihr Leben zerstdrt worden ist,
sodass sie bis heute unter psychischen Problemen
leiden, dass sie eingesperrt worden sind, dass sie
von ihren Familien und Kindern getrennt wurden,
dass man ihre Kinder zur Zwangsadoption freige-
geben hat, dass diesen Menschen ein Unrecht
wiederfahren ist, kann und darf man, so finde ich,
heute nicht leugnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen sind wir der Meinung, dass es an der
Zeit ist, dass diese Vergangenheit Deutschlands,
dieses Stasiunrecht, auch das Stasiunrecht in Nie-
dersachsen, aufgearbeitet werden muss und dies
eben nicht durch eine Historikerkommission oder
eine Kommission von Juristen oder anderen Fach-
leuten erfolgt, sondern dass sich dieses Parlament
in einer Enquetekommission, die Starke haben
sollte, mit dieser Vergangenheit auseinandersetzt,
um den Menschen ein Gesicht, eine Stimme zu
verleihen, die Opfer der Stasi, auch in Niedersach-
sen, geworden sind.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der entscheidende Vorteil einer Enquetekommis-
sion liegt auf der Hand. Die Offentlichkeit wird in
diesen Prozess mit eingebunden. Es wird nicht
etwas hinter verschlossenen Tiren erarbeitet, das
dann der Offentlichkeit vielleicht einmal vorgestellt
wird. Vielmehr haben Tater und Opfer die Mdglich-
keit, sich hier im Parlament geschitzt zu begegnen
und sich in die Augen zu schauen. Die Tater ha-
ben auch die Chance, sich bei den Opfern zu ent-
schuldigen. Meines Erachtens ist das ein Auftrag
fur eine Enquetekommission, den wir sehr ernst
nehmen sollten. Wie ich finde, haben wir hier auch
als Parlament 25 Jahre nach der friedlichen Revo-
lution in der DDR eine Verantwortung, weil auch in
Niedersachsen Unrecht durch die Stasi geschehen
ist.

Meine Damen und Herren, noch leben sehr viele
Zeitzeugen. Sie konnen glaubhaft Auskunft tber
selbst erlittenes Leid oder das Schicksal Dritter
geben. Wir sollten ihnen die Moglichkeit eréffnen,
sich einem Gremium anzuvertrauen, das diese
Menschen mit groRer Ernsthaftigkeit, aufrichtiger

Anteilnahme und ehrlichem Aufklarungsinteresse
anhort.

Ich mdchte lbrigens ebenso daran erinnern, dass
ein grol3er Teil der politischen Haftlinge, die von
der damaligen Bundesregierung freigekauft wor-
den sind, in Niedersachsen eine Heimat gefunden
hat. Auch ihr Schicksal muss aufgearbeitet wer-
den, meine Damen und Herren. Dafir haben wir
eine Verantwortung.

(Beifall)

Es wére geradezu ein Schlag ins Gesicht dieser
Menschen, wenn ihr Schicksal hinter verschlosse-
nen Tiren moglichst ohne Offentlichkeitsbeteili-
gung aufgeschrieben wirde und dann in Verges-
senheit geriete.

Deswegen bin ich der festen Uberzeugung, dass
wir eine moralische Verpflichtung haben, den Op-
fern der Stasi hier in Niedersachsen, deren juristi-
sche und materielle Rehabilitation eben nur in
engen Grenzen mdglich war und ist, zumindest
historische Gerechtigkeit widerfahren zu lassen.

Bundesprasident Joachim Gauck hat zur Aufarbei-
tung des Unrechts in der DDR Folgendes gesagt -
Zitat -:

-Nur wenn wir unsere Vergangenheit ken-
nen, unsere Ohnmacht von einst, unsere
Schwéche, unser Versagen, aber auch un-
seren Mut von einst, werden wir von der Ge-
fahr befreit, alte Lebensmuster standig zu
wiederholen.®

(Zustimmung von Ingrid Klopp [CDU])
- Ja, da kann man ruhig klatschen. Schénen Dank.
(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es geht nicht darum, in
einer Enquetekommission aufzuklaren, wessen
Deutschlandpolitik die bessere war. Ich habe ent-
sprechende Beflrchtungen gehdrt. Es geht nicht
darum, politisch etwas nachzuholen, von dem der
eine oder andere glaubt, dass es nachgeholt wer-
den sollte, sondern darum, das Bewusstsein dafir
zu scharfen, in welchem Umfang die Stasi als Re-
pressionsorgan der SED auch bei uns in Nieder-
sachsen kdrperliches und seelisches Leid fur Tau-
sende von Menschen gebracht hat.

Erstens. Es geht darum, die Aufarbeitung einer uns
noch immer belastenden Vergangenheit anzuge-
hen.

Zweitens. Es geht um aufrichtiges Erinnern.

4335



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 47. Plenarsitzung am 22. Oktober 2014

Drittens. Es geht um Gerechtigkeit.

Viertens. Es geht um Vers6hnung - verbunden mit
der Hoffnung, dass sich so etwas in Deutschland,
auf deutschem Boden niemals wiederholt.

Vielen Dank.

(Starker Beifall)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Thiimler. - Jetzt hat fir die Frak-
tion Bundnis 90/Die Griinen der Abgeordnete Lim-
burg um das Wort gebeten. Ich erteile IThnen das
Wort. Bitte sehr!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Die CDU mochte im 25. Jahr nach dem
Fall der Berliner Mauer die Aktivititen der DDR-
Staatssicherheit hier in unserem Land Niedersach-
sen mittels einer Enquetekommission aufarbeiten.
Keine Frage: Die Beschaftigung mit der Staatssi-
cherheit, diesem Spitzel- und Terrorinstrument
und - Herr Thumler hat es zu Recht gesagt - in
vielen Féllen auch Mordinstrument der DDR, ist
zweifellos ein ehrenwertes Anliegen und grund-
satzlich zu begruf3en.

(Beifall bei den GRUNEN, bei der
CDU und bei der SPD)

Es kann nach meiner festen Uberzeugung in der
Debatte Uber die DDR und die Stasi-Aktivitaten
auch keinen wie auch immer gearteten Schluss-
strich geben - schon gar nicht, solange noch Opfer
und auch Téter der Stasi leben, solange noch Akti-
vitdten der Staatssicherheit und Verbindungen und
Verknupfungen unaufgeklart sind.

Die Frage ist aber schon - und diese Frage mus-
sen wir diskutieren -, ob eine Enquetekommission
das richtige Mittel dafur ist. In der Regel - nicht
ausschlief3lich, aber in der Regel - sind Enquete-
kommissionen auf die Zukunft ausgerichtet und
sollen Handlungsempfehlungen fur groRe Politik-
felder bieten. Wir haben in unserer Landtags-
Geschéftsordnung viele andere Instrumente, die
auch offentlich tatig sind, Herr Kollege Thumler:
offentliche Anhdrungen, EntschlieBungsantrage,
die offentlich diskutiert werden, oder auch Unter-
suchungsausschisse, die ja klassischerweise fir
die Aufarbeitung von Vergangenem eingesetzt
werden. Auch Historikerkommissionen kdnnen
natdrlich mit 6ffentlichen Debatten begleitet wer-
den. Auch dafur gibt es Beispiele. Wir werden tber
das Instrument im Altestenrat und gegebenenfalls
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auch in den zustéandigen Ausschiissen aus meiner
Sicht also noch diskutieren missen.

Wichtig finde ich auch - da bin ich aber nach lhrer
Rede durchaus optimistisch, Herr Kollege -, dass
die Beschaftigung mit der DDR-Staatssicherheit
nicht fur gegenwartige politische Auseinanderset-
zungen missbraucht wird. Es darf keinen Miss-
brauch fiir den gegenwartigen politischen Mei-
nungskampf und die Beschéaftigung mit politischen
Parteien in Deutschland geben. Wie gesagt, nach
Ihrer Rede bin ich da aber ein Stiick weit optimisti-
scher.

Die Begrindung in Inrem Antrag ist allerdings frag-
lich. Mdglicherweise handelt es sich dabei ja um
einen nicht gewollten Eindruck. Einerseits schrei-
ben Sie, dass CDU und SPD Hauptzielobjekte
waren. Andererseits fihren Sie aus, die Friedens-
und Umweltbewegung sei unterwandert worden.
Herr Kollege, wenn eine Gruppierung unterwandert
wurde, ist sie natirlich auch Zielobjekt. Dann ist sie
auch Opfer der Stasi und nicht nur sozusagen
Instrument. Wie gesagt, sind das aber sicherlich
Dinge, lber die man im Altestenrat diskutieren
kann.

Unabhéngig von dem weiteren Verlauf der Debat-
te, der aus meiner Sicht noch sehr offen ist, méch-
te ich die Gelegenheit nutzen, um zwei Institutio-
nen zu danken.

Zum einen ist hier - da schlie3e ich mich Herrn
Thimler an - der Norddeutsche Rundfunk zu nen-
nen. Unser offentlich-rechtlicher Rundfunk hat mit
der Radio- und Fernsehserie Uber die Aktivitaten
der Stasi in Niedersachsen in den vergangenen
Wochen und Monaten Wichtiges, Wegweisendes
geleistet, damit dieses Kapitel deutsch-deutscher
Geschichte nicht in Vergessenheit gerat. Dafir
ausdrickliche Anerkennung und Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, bei der
CDU und bei der SPD)

Zum anderen mochte ich einer Behorde danken,
bei der zum Teil schon Uber das Ende der Aktivita-
ten diskutiert worden ist, namlich der Stasi-
Unterlagen-Behorde unter Leitung von Roland
Jahn. In den vergangenen 25 Jahren hat diese
Behorde Bahnbrechendes, Wegweisendes, Wich-
tiges fur die Aufklarung der gesamten Geschichte,
aber auch vieler Einzelschicksale geleistet. Sie hat
dann in der Tat auch Wichtiges fur zumindest teil-
weise mdgliche Versdhnung geleistet. Ich muss
leider festhalten, dass die Aufgabe und der Auftrag
dieser Behdrde noch lange nicht erledigt sind. Wir
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brauchen sie noch und miissen sie noch viele Jah-
re haben, glaube ich. Dank geht also auch an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Behorde.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. - Es folgt jetzt
fur die Fraktion der SPD der Abgeordnete Water-
mann. Bitte sehr!

Ulrich Watermann (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Am 15. Oktober 2014 haben Sie diesen
Antrag gestellt. Weniger als zwei Wochen davor
haben wir hier in Hannover den Tag der Deut-
schen Einheit gefeiert. Bei diesen Feierlichkeiten
habe ich ein Geflhl des Dankes empfunden; denn
mir ist noch einmal deutlich geworden, wie viel
Glick wir in unserer Geschichte gehabt haben,
dass diese Wiedervereinigung friedlich stattgefun-
den hat - vor den ganzen Hintergrinden, die dort
auch noch einmal dargestellt worden sind, von Ge-
walt, von Bespitzelung, von Uberpriifung im eige-
nen Staat. Ich glaube, wir kdnnen stolz darauf
sein, dass uns dieses in Deutschland gelungen ist.

(Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann
Ubernimmt den Vorsitz)

In diesem Kontext ist es meines Erachtens ganz
wichtig, dass wir einige Feststellungen treffen.

Eine Feststellung ist: Wir haben in Deutschland,
aber auch in Niedersachsen gemerkt, dass die
Geschichte, wenn sie damit verbunden war, dass
an Menschen Unrecht begangen worden ist, immer
wieder nach vorne kommt. Gerade im Fall von
Hinrich Wilhelm Kopf haben wir gesehen, dass die
Aufarbeitung kein Ende hat. Sie ist eine standige
Herausforderung. Diese stéandige Herausforderung
bedeutet auch, dass wir in unserer Geschichte und
in unserem jetzigen Tun immer wieder darauf auf-
merksam machen muissen. Die demokratisch ver-
fasste Form und die Freiheit, die wir heute in
Deutschland und in Niedersachsen haben, sind
nicht gegeben, sondern missen wir uns jeden Tag
wieder erkampfen. Die Geschichte zeigt uns, wie
sehr wir damit Errungenschaften haben, die wir zu
verteidigen haben. Vor dem Hintergrund, dass
viele das gar nicht mehr richtig wahrnehmen, wie
wir z. B. an der zurlickgehenden Wahlbeteiligung
erkennen konnen, sind gerade die jingere Ver-

gangenheit, die Geschichte des Zweiten Welt-
kriegs und der Zeit davor, aber auch die Geschich-
te der DDR, der Stasi, der SED und des Unrechts-
staates dort ein ganz wichtiger Faktor.

Herr Thimler, Sie haben sehr deutlich bestimmte
Punkte aufgezeigt, die ich uneingeschrankt teile.
Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass wir immer
wieder hervorheben, dass wir in der Welt, auch in
Europa dafiir eintreten, dass Menschen frei sind,
dass sie ihre Gedanken frei auRern kénnen, dass
sie nicht unterwandert werden, dass sie nicht be-
spitzelt werden und dass ihnen nicht die Chance
der Beteiligung genommen wird. Ich glaube, das ist
vor dem Hintergrund, dass auch bei uns ab und an
immer wieder Parteien auftauchen, die nicht auf
der Grundlage unserer Verfassung stehen, ein
ganz wichtiges Element.

Umso erfreulicher ist, dass wir trotz mancher un-
terschiedlicher Beurteilungen gerade heute Vormit-
tag festgestellt haben: Ja, wir brauchen einen Ver-
fassungsschutz. Ja, wir brauchen eine hohe par-
lamentarische Kontrolle. Ja, wir lernen aus dem,
was in unserer Geschichte hier im Westen, in Ge-
samtdeutschland und im Osten war. Es war heute
ein Gluckstag, dass wir das so zusammenbringen
kénnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle
Punkte, die Sie gepruft haben wollen, sehen auch
wir so. Ich bin auch dem NDR dankbar. Ich habe
nicht alle Teile sehen kdnnen, aber ich habe mir
einige noch angeschaut. Es ist schon sehr beein-
druckend, wie sehr das in der Geschichte bei uns
ist.

Ich méchte auch deutlich sagen: Eine Enquete-
kommission habe ich immer so in Erinnerung ge-
habt, dass man etwas nach vorwarts entwickeln
will. Ich habe aber inzwischen gesehen - wir sind ja
gut vernetzt -, dass es in anderen Teilen anders
gemacht worden ist. Ich glaube, lhr Anspruch,
dass dies offentlich behandelt wird, dass man Be-
teiligte anhort, dass man sich von Historikern und
auch Politikern, die dabei zu sein haben, begleiten
lasst - das alles sind Sachen, die im Konsens sind.
Man muss am Ende gucken, ob es dann diese
Form ist oder ob es noch etwas dazwischen gibt.
Ich weil3 das im Moment nicht. Dazu sind auch bei
uns die Beratungen noch nicht am Ende.

Die Zielsetzung ist dieselbe, namlich die Notwen-
digkeit, dies nach vorne zu transportieren und dar-
aus unter Umsténden eine Weiterentwicklung zu
machen, damit dies im Rahmen der politischen
Bildung fur Menschen wieder zuganglich wird. Das
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haben wir Gbrigens auch in anderen Punkten ge-
sehen, nicht nur bei den Heimunterbringungen
damals in der DDR, die ja katastrophal waren,
sondern auch wir haben eine Geschichte dazu
gehabt, die wir aufgearbeitet haben. Wir haben
immer gut daran getan, dass wir das im demokrati-
schen Konsens getan haben. Ich hoffe, dass die-
ser Punkt von uns gemeinsam so angepackt wird;
denn ich glaube, er ist eine Chance, und er ist die
Chance, dies auch deutlich zu machen, trotz man-
chen Streits, manchen Scharmutzels, die wir auch
in diesem Landtag austragen.

Eine Sache eint uns ungemein: unsere demokra-
tisch verfasste Ordnung, aber auch die Frage,
dass wir uns gegen diejenigen zu wehren haben,
die nicht auf diesen Grundlagen stehen. Zudem
muissen wir deutlich machen, dass wir auch das
aufarbeiten, was schieflauft - was bei uns schief-
lauft oder was gerade ganz schiefgelaufen ist, was
die Stasi angeht.

Einen Punkt moéchte ich noch besonders hervor-
heben, den ich besonders bedriickend finde. Das
ist, dass wir nicht nur auf Deutschland, sondern
auch auf Europa gucken und dass wir wieder fest-
stellen missen, dass Bespitzelung, die Einschran-
kung der Pressefreiheit und viele anderen Ein-
schrankungen in vielen Landern wieder mdoglich
sind. Dazu gehdrt auch, dass wir in einem verein-
ten Europa das, was wir an Aufarbeitung machen,
auch deutlich nach Europa tragen missen. Wir
wollen, dass Europa insgesamt eine freiheitliche
Situation hat und dass Bespitzelung, die Ein-
schrankung von Pressefreiheit und anderen Frei-
heiten weder nach Europa noch nach Deutsch-
land, noch nach Niedersachsen gehdren.

In diesem Sinne glaube ich, dass wir eine gute
Beratung haben werden, dass wir fur die Art, wie
wir das machen, ein gutes Ergebnis bekommen
und dass wir damit auch ein positives Zeichen
setzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung von
Christian Durr [FDP] und Christian
Grascha [FDP])

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Kollege Watermann. - Fur die FDP-
Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Dr. Stefan Birk-
ner das Wort. Bitte schon, Herr Kollege!
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Dr. Stefan Birkner (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Unrechtsstaat DDR war nicht nur auf
dem Gebiet der DDR aktiv und hat dort die Men-
schen unterdriickt, sondern er hat dies eben auch
in Niedersachsen getan, und zwar ganz konkret
zum Nachteil einzelner Birgerinnen und Burger
der Bundesrepublik, aber auch von Fliichtlingen
aus der DDR, ehemaligen Birgern der DDR. Bjorn
Thdmler hat das in seiner Rede bereits eindriick-
lich dargestellt. Darauf méchte ich an dieser Stelle
verweisen.

Dieses Unrecht, meine Damen und Herren, wirkt
auch noch vielfach fort. Das heil3t, die Verfolgten
leiden nattrlich noch heute unter den Folgen die-
ser Verfolgung, die sie erleiden mussten, und rin-
gen weiterhin nach Gerechtigkeit. Man muss nur
einmal zu einer solchen Versammlung derer ge-
hen, die Opfer des SED-Regimes geworden sind,
und sich die Schicksale dort anhdren. Dann weil3
man, worum es da geht, dass es um individuelle
Gerechtigkeit geht, um die individuellen Folgen
einer solchen Verfolgung durch den Unrechtsstaat
DDR.

Diese Verfolgungen, meine Damen und Herren,
sind auch Teil der niedersachsischen Geschichte -
das ist auch durch die NDR-Dokumentation deut-
lich geworden -, die noch nicht aufgearbeitet ist.
Das sind Aktivitaten der Stasi, die auch mit Unter-
stiitzung niedersachsischer Einwohnerinnen und
Einwohner zulasten von Birgerinnen und Blrgern
oder auch anderer Menschen, die etwa hierher ge-
flohen sind oder sich hier aufgehalten haben, gin-
gen. Wie gesagt: Das sind Aktivitaten, die die Stasi
hier in Niedersachsen gemacht hat. Diese Folgen
wirken weiterhin fort. Auch hier sind zum Nachteil
der Burger entsprechende Taten begangen wor-
den.

Dieser Teil der niedersachsischen Geschichte ist
eben nicht aufgearbeitet. Den wollen wir mit einer
Enquetekommission aufarbeiten. Wir begriif3en
deshalb den Antrag der CDU-Fraktion ausdriicklich
und sehen dies als geeignetes Mittel, der Verant-
wortung, die auch uns obliegt, gerecht zu werden.

(Zustimmung bei der CDU)

Wir werden das ja in den Ausschussberatungen
noch naher vertiefen kénnen.

Die Kritik an dem Instrument kann ich im Moment
noch nicht nachvollziehen. Aber man wird sicher-
lich dartiber nachdenken kdénnen, ob man dem auf
einem anderen Wege nachkommt.



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 47. Plenarsitzung am 22. Oktober 2014

Ich will nur sagen: Wenn man den Betroffenen
gerecht werden will, dann halte ich die Enquete-
kommission fir das richtige und geeignete Mittel,
weil hiermit ndmlich die Mdglichkeit besteht, sich
auch zu erweitern, wahrend wir woanders diese
Maoglichkeit nicht ochne Weiteres haben.

Wir mussen diesem Thema auch den Stellenwert
geben, den es verdient. Wir kdnnen dies nicht
einfach als eine Anhorung, als eine Ausschussbe-
ratung, die dann unter anderen Tagesordnungs-
punkten lauft, abarbeiten, sondern wir missen dies
intensiv. wirdigen und damit auch die entspre-
chenden Konsequenzen daraus ziehen.

Vor diesem Hintergrund unterstiitzen wir diesen
Antrag ausdricklich. Wir begri3en ihn und hoffen,
dass es gelingt, eine gemeinsame Enquetekom-
mission zur Aufarbeitung des Wirkens des Un-
rechtsregimes der DDR in Niedersachsen auf den
Weg zu bringen und der Verantwortung, die wir
haben, auch gerecht zu werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU
sowie Zustimmung von Ulrich Water-
mann [SPD])

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Weitere Wortmel-
dungen liegen zu diesem Tagesordnungspunkt
nicht vor.

Wir kommen daher zu der vorgesehenen Aus-
schussuberweisung.

Ilhnen ist empfohlen worden, den Altestenrat mit
diesem Antrag zur Einsetzung einer Enquetekom-
mission zu befassen. Wer so beschlieRen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das ist nach der
Geschaftsordnung ausreichend unterstitzt und so
beschlossen.

Ich rufe dann auf den

Tagesordnungspunkt 14:

Abschliel3ende Beratung:

Ein unabhéangiger Beauftragter fur die Polizei
statt einer Misstrauensstelle beim Staatssekre-
tar des Innenministeriums - Antrag der Fraktion
der CDU - Drs. 17/1747 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses fir Inneres und Sport -
Drs. 17/2087

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Fur die urspringlichen Antragsteller hat als Erster
der Abgeordnete Thomas Adasch von der CDU-
Fraktion das Wort. Bitte, Herr Kollege!

Thomas Adasch (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zum 1. Juli dieses Jahres wurde im Innenministe-
rium eine Beschwerdestelle fir Blrgerinnen und
Birger und die Polizei eingerichtet. Dies geschah
gegen den erbitterten Widerstand unserer Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten und deren Be-
rufsverb&nde. Auch das Pressecho - Sie konnten
das hierzu nachlesen - war seinerzeit verheerend.
Tenor: Die rot-grine Beschwerdestelle ist nicht
notwendig fur die Arbeit der niedersachsischen
Polizei, sondern vielmehr Ausdruck einer ideologi-
schen Politik und tiefsitzender Vorurteile gegen-
Uber unserer niedersachsischen Polizei.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Als eine grune Erfindung gestartet, haben Sie,
Herr Minister Pistorius, diese Misstrauensstelle
gegen die Polizei widerspruchslos umgesetzt - ein
Minister als Getriebener des griin-roten Koalitions-
friedens.

(Beifall bei der CDU)

Herr Minister, ich habe es Ihnen bei der Einbrin-
gung dieses Antrages bereits gesagt, und ich wie-
derhole es: Ihre Vorganger, die ich in 26 Jahren
als Polizeibeamter und in 6 Jahren Mitgliedschaft
in diesem Hohen Hause sehr genau beobachtet
und kennengelernt habe, waren nie auf die ldee
einer solchen Misstrauensstelle gekommen und
héatten diese auch nicht umgesetzt.

(Zuruf von Helge Limburg [GRUNE])

Das gilt ausdricklich auch fur die ehemaligen
SPD-Innenminister Glogowski und Bartling.

(Zustimmung bei der CDU)

Besonders enttauscht hat mich in diesem Zusam-
menhang lhr Umgang mit den Berufsverbanden
der niedersachsischen Polizei. Einer von meiner
Fraktion beantragten miindlichen Anhérung haben
sich SPD und Griine im Ausschuss ganz bewusst
verweigert.

(Angelika Jahns [CDU]: Warum wohl?)
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Mich erstaunt es sehr, dass sich diese Parteien
anscheinend nicht mehr fir die Meinung von Ge-
werkschaften und Personalvertretern interessieren.
Ist das die neue Dialogbereitschaft? Ist das die
neue Diskussionsbereitschaft, die Sie immer wie-
der propagieren, die neue Offenheit? - Ich glaube
kaum.

(Zustimmung bei der CDU)

Wie bei lhrer personlichen Zwangskennzeichnung
von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten im
geschlossenen Einsatz handeln Sie auch in der
Frage Ihrer Misstrauensstelle aus rein ideologi-
schen Motiven und sind dabei fachlichen Einwéan-
den offenbar geradezu fahrlassig verschlossen.

(Zuruf von der SPD: Was?)

Anders lasst es sich fir mich jedenfalls nicht erkla-
ren, dass Sie sich einer mindlichen Anhorung der
Berufsverbande verweigern

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: So ist
das!)

oder dass Sie sich den Erfahrungen aus Rhein-
land-Pfalz verschlieBen, wo sich Polizeigewerk-
schaften und Landesregierung auf einen unabhan-
gigen Polizeibeauftragten geeinigt haben. Das
ware ein guter Kompromiss gewesen, der die Inte-
ressen aller Beteiligten gewahrt hatte.

Eine beim Innenstaatssekretar eingerichtete, mit
hohen Dienstposten ausgestatte Beschwerdestelle
kann dies nicht sein.

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei
Jan-Christoph Oetjen [FDP])

In den kommenden Jahren werden wir tberall in
Niedersachsen eine Pensionierungswelle von Kol-
leginnen und Kollegen in einer Grof3enordnung
von mehr als 500 Polizisten pro Jahr erleben. Die
Gewalt gegen Polizisten nimmt zu. Die Einbruchs-
guote in Niedersachsen steigt besorgniserregend
an. Wir haben dies ja bereits im vergangenen Ple-
narabschnitt diskutiert.

Ich frage Sie erneut, Herr Minister Pistorius: Wel-
ches sind lhre Antworten auf diese Herausforde-
rungen? Wie wollen Sie die Attraktivitdt des Poli-
zeiberufs in Niedersachsen erh6hen? - Durch lhre
Kennzeichnungspflicht und durch die von lhnen
mitgetragene Misstrauensstelle fur die Polizei si-
cherlich nicht.

Wir brauchen in Niedersachsen keine Beschwer-
destelle gegen die Polizei. Wir brauchen in Nieder-
sachsen keine Kennzeichnungspflicht fur Polizei-
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beamte, und wir brauchen keinen Minister, der
Koalitionszwange befolgt, ohne die Betroffenen
auch nur anzuhéren.

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei
der FDP)

Nein, meine Damen und Herren, wir brauchen eine
verlassliche Politik aus einem Guss flir unsere
niedersachsischen Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten und fiir die Sicherheit der Birgerinnen
und Burger in Niedersachsen.

Daflr ware ein Beauftragter flr unsere Polizei als
gemeinsame Anlaufstelle fur Birger und Polizei-
vollzugsbeamte ein wichtiger Schritt, dem Sie sich
aber leider aus rein ideologischen Griinden ver-
weigern.

Insofern bedauern wir es sehr, dass wir im Aus-
schuss tberstimmt wurden und dass unser Antrag
hier zur Ablehnung empfohlen wird.

Ich danke lhnen fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Adasch. - Fir die SPD-
Fraktion erteile ich dem Abgeordneten Karsten
Becker das Wort.

Karsten Becker (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Adasch, jetzt haben Sie es schon
wieder getan: Sie haben wieder unterstellt, die
Einrichtung der Beschwerdestelle fur Birgerinnen
und Burger und Polizei sei Ausdruck des Misstrau-
ens gegeniber der Polizei. Herr Adasch, das wird
aber auch dadurch nicht richtiger, dass Sie es
bestandig wiederholen. Im Gegenteil! Dadurch,
dass Sie es beharrlich vermeiden, Kritik in der
Sache vorzutragen, machen Sie deutlich, dass es
Ihnen auch gar nicht um eine Optimierung des
Beschwerdemanagements geht. Darum be-
schréankt sich lhre Kritik auch ausschliel3lich auf die
Haltung, die Sie bei der Landesregierung und den
sie tragenden Fraktionen gern verortet wissen
maochten.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Nein!)

Wir haben aber bereits in der Einbringungsdebatte
deutlich gemacht, dass Ihr Misstrauensvorwurf
schlichter Unsinn ist.

Die Einrichtung der Beschwerdestelle ist aus guten
Grunden erfolgt. Es geht uns um ein verbessertes



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 47. Plenarsitzung am 22. Oktober 2014

Beschwerdemanagement, und es geht uns um ein
wirkungsvolles Qualitats- und ldeenmanagement,
und zwar fir den gesamten nachgeordneten Ver-
waltungsbereich des Innenressorts und eben nicht
nur fur die Polizei, was Sie ja geflissentlich ver-
schweigen.

Die Beschwerdestelle hat am 1. Juli dieses Jahres
ihre Arbeit aufgenommen und arbeitet seitdem
erfolgreich und im Ubrigen vollig unspektakulér.

Mit Stand 30. September sind dort 215 Eingaben
eingegangen. Das Angebot wird also offensichtlich
angenommen. Circa 70 % der Eingaben beziehen
sich auf die Arbeit der Polizei. Das ist im Hinblick
auf den Personalbestand der Polizei, den Perso-
nalumfang und den Aufgabenbestand der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter im Polizeidienst auch kein
Wunder. Gerade die Einsatzanldsse, denen sich
die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten stellen
mussen, sind ganz haufig so konfliktbeladen, dass
sich widerstreitende Interessen haufig nicht zur
Zufriedenheit aller Parteien befrieden lassen und
dass daraus Missverstandnisse und Vorwiirfe ge-
gen die Polizei resultieren.

Viele Beschwerden kénnen aber offenbar durch
die Beschwerdestelle bereits im Erstkontakt erle-
digt werden, und offenbar gelingt es in vielen Fal-
len auch, Missverstandnisse und Vorwiirfe bereits
in Telefonkontakten zu klaren und ohne grofRen
Verwaltungsaufwand zu erledigen. Darin kann man
durchaus auch eine Entlastung der Polizei sehen.

Nach einem Jahr, meine Damen und Herren, wer-
den wir die Ergebnisse evaluieren. Sie wissen das.
Dann haben alle Beteiligten einen Uberblick tber
die Resultate dieses einjahrigen Betriebs, Uber die
Anzahl der Beschwerden, iber die Beschwerdean-
lasse und Uber die daraus organisatorisch abgelei-
teten Konsequenzen. Dann haben wir eine ver-
ninftige Grundlage, auf der wir uns Uber den Nut-
zen einer zentralen Beschwerdestelle angemessen
qualifiziert austauschen kdnnen. Darum besteht
auch uberhaupt kein Anlass, die Beschwerdestelle
wieder abzuschaffen.

Damit ist der erste Punkt Ihres Antrags schlicht
obsolet.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Dann, um eines deutlich zu sagen: Wir haben
Uberhaupt keinen Anlass zur Besorgnis, dass die
zentrale Beschwerdestelle ein Misserfolg werden
konnte, dass die Petenten unzufrieden mit deren
Arbeit sein kdnnten oder dass sich Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der Landesverwaltung unan-
gemessen behandelt oder in ihrer Arbeit abgewer-
tet fihlen konnten.

Bei Ihnen, meine Damen und Herren von der CDU,
sieht das anders aus. Sie haben sich mit lhrer
unbegriindeten Kritik an der Beschwerdestelle so
weit aus dem Fenster gelehnt, dass Sie ohne Ge-
sichtsverlust gar nicht mehr zurtick kénnen. Darum
missen Sie jetzt auch irgendwann zu einem Erfolg
kommen, weil Sie wahrscheinlich auch ahnen,
dass sich das von Ihnen erwartete und entworfene
Horrorszenario in Wohlgefallen auflésen wird.

Mit dem zweiten Punkt lhres Antrags haben Sie
dann das zweite Eigentor geschossen. Da schla-
gen Sie nun allen Ernstes einen Beauftragten fur
die Polizei vor, einen Beauftragten, der nach lhren
Vorstellungen zukinftig gegen Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamte gerichtete Beschwerden abar-
beiten soll, einen Beauftragten, der an den Land-
tag, also an die Legislative, angebunden werden
soll.

Meine Damen und Herren von der CDU, wenn Sie
kritisieren, dass es ein Ausdruck von Misstrauen
sei, das Beschwerdemanagement aus den Fachre-
feraten des Innenministeriums zu I6sen und unmit-
telbar an den Innenstaatssekretar anzubinden,
dann frage ich Sie: Was ist denn das, was Sie hier
vorschlagen? - Eine komplette Amputation des
Beschwerdemanagements aus dem Geschaftsbe-
reich des zustandigen Innenministeriums und des-
sen Verlagerung in den parlamentarischen Be-
reich! Nach lhrer Lesart ware das der Endausbau-
zustand einer Misstrauenskultur.

Mit diesem Vorschlag filhren Sie lhre eigene Kritik
ad absurdum.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - Helge Limburg [GRUNE]:
Richtig!)

Meine Damen und Herren von der CDU, lieber
Herr Adasch, noch beherzter kann man Misstrauen
gegen die Polizei gar nicht mehr ausdriicken, als
Sie das mit dem Punkt 2 lhres ErschlieBungsan-
trags getan haben.

Ihre Vorschlage sind ,durchsichtig®, Sie beschrén-
ken sich auf polemische Stimmungsmache.

(Widerspruch von der CDU)

Das ist Politik aus dem Bauch. Das ist Politik nach
Gefuhl und Wellenschlag. Damit, meine Damen
und Herren von der CDU, hat sich auch der zweite
Punkt lhres Antrags erledigt.
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Ihr Antrag hat keinerlei Substanz. Da ist auch
durch Anderungen nichts mehr zu retten. Den An-
trag kann man nur ablehnen, und zwar so schnell
wie moglich, prazise gesagt: hier und jetzt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Kollege Becker. - Das Wort hat jetzt
fur die FDP-Fraktion Herr Abgeordneter Jan-Chris-
toph Oetjen.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Herr Préasident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Lieber Herr Kollege Becker, IThr Umgang mit
dem Antrag, der in der letzten Plenarwoche von
der Unionsfraktion vorgelegt und dann im Innen-
ausschuss aufgerufen wurde, zeugt von der Arro-
ganz rot-griner Politiker im Umgang mit der Poli-
zei.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Helge Limburg [GRUNE] lacht)

- Das ist Uberhaupt nicht zum Lachen, Herr Kollege
Limburg!

(Helge Limburg [GRUNE]: Sie glau-
ben das doch selbst nicht, was Sie
gerade sagen!)

Die Tatsache, dass Sie es nicht fir Wert befinden,
im Ausschuss Uber den Antrag zu diskutieren,
dass Sie es nicht einmal fur Wert befinden, die
berufsstandische Vertretung der Polizistinnen und
Polizisten in Niedersachsen zu uns in den Aus-
schuss einzuladen, um zu hdren, was sie zum
Antrag der Union zu sagen hat, aber auch die
Weigerung, uns die Erfahrungen aus Rheinland-
Pfalz, wo es einen Polizeibeauftragten gibt, der
nach dem Modell des Wehrbeauftragten im Deut-
schen Bundestag geschaffen wurde, vorzutragen -
das wurde mit den Stimmen von Rot-Grin im In-
nenausschuss einfach abgelehnt -, das ist nun
wirklich kein fairer Umgang mit einem solchen
Antrag,

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das ist die
neue Transparenz!)

und das ist auch kein fairer Umgang mit den Anlie-
gen der Polizistinnen und Polizisten in Niedersach-
sen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

4342

Sehr geehrter Herr Becker, die CDU-Fraktion und
die FDP-Fraktion hegen kein Misstrauen gegen die
Polizeibeamten in Niedersachsen, und wir werfen
Ihnen auch nicht vor, dass Sie ein solches Miss-
trauen gegen die Polizei in sich tragen. Aber es
wird von den Polizistinnen und Polizisten so emp-
funden, nachdem dieser Beauftragten eingesetzt
worden ist. Das haben die Stellungnahmen der
Polizeigewerkschaften in der Vergangenheit immer
sehr deutlich gemacht. Hier steht kein hohler Vor-
wurf im Raum, sondern die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Polizei, die Polizistinnen und Poli-
zisten in Niedersachsen haben das Gefuhl, dass
aufseiten der Landesregierung ein Misstrauen
gegenuber ihrer Arbeit herrscht. Das kénnen Sie
nicht einfach so beiseiteschieben.

(Beifall bei der CDU)

Aber Sie wollen sich ja nicht damit beschéftigen.
Sie wollen sich nicht anhéren, was die Polizeige-
werkschaften zu sagen haben. Sie interessiert
nicht, was die Kolleginnen und Kollegen, die drau-
Ren auf der StralRe sind und ihre Kopfe dafir hin-
halten, dass wir in Sicherheit leben, dazu zu sagen
haben, was sie fuhlen und empfinden, nachdem
Sie eine solche Beschwerdestelle eingerichtet
haben. Hier im Landtag reden Sie an der Sache
vorbei, schwadronieren und nehmen die Sorgen
der Polizistinnen und Polizisten nicht ernst.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist
aus meiner Sicht ein arrogantes Verhalten, das wir
aus der FDP-Fraktion in keiner Weise unterstiitzen
kdnnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Oetjen. - Jetzt hat fir die Frakti-
on Bundnis 90/Die Griinen die Kollegin Meta Jans-
sen-Kucz das Wort.

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Wir
beraten heute Uber einen Antrag zur Abschaffung
der Beschwerdestelle, die seit drei Monaten erfolg-
reich arbeitet. Wenn wir gerade uber fair* und
wunfair‘ sprechen: Ich finde, den Mitarbeitern in
dieser Beschwerdestelle gebihrt ein fairer Um-
gang und nicht das permanente Schiren einer
Misstrauenskultur.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)
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Denn die politische Debatte lhrerseits, meine Da-
men und Herren von den Oppositionsfraktionen, ist
von Misstrauen gepragt - Misstrauen gegen die
Beschwerdestelle. Bis heute - der Kollege hat es
gesagt - haben Sie keine stichhaltigen und fachlich
begrindeten Argumente gegen die Beschwerde-
stelle von Polizei und Birgerinnen und Birgern
vorgebracht.

Ihr Vorschlag fir einen unabhéngigen Polizeibe-
auftragten wie in Rheinland-Pfalz - analog dem
Wehrbeauftragten fir die Bundeswehr -, der die
Interessen der Polizei in Politik und beim Dienst-
herren - in diesem Fall das Innenministerium -
vertritt, hat einen vollkommen anderen Ansatz.

Ich will Sie an die Anhoérung in der letzten Legisla-
tur erinnern, als es um einen solchen unabhangi-
gen Polizeibeauftragten ging. Mit dem gleichen
Misstrauensvokabular haben Sie damals den Poli-
zeibeauftragten, den Sie hier heute beantragen,
abgelehnt. Lesen Sie sich die Protokolle gerne
noch einmal durch!

Mit der Einrichtung der Beschwerdestelle sorgen
wir konsequent flr eine transparente, birgernahe
Polizei. Wenn Menschen den Eindruck haben, die
Polizei verhdlt sich in einer Situation nicht ange-
messen, dann muss das aufgearbeitet werden.
Sonst geht das Vertrauen in die Polizei verloren. In
einem Rechtsstaat ist die Polizei auf das Vertrauen
und die Zusammenarbeit mit den Menschen be-
sonders angewiesen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Unser Anspruch ist es, im Rahmen eines Qualitats-
und Beschwerdemanagements die Arbeit sténdig
zu verbessern. Deshalb haben wir auch die Evalu-
ierungsregelung eingebaut. Prozesse und Hand-
lungsweisen gehdren laufend evaluiert und opti-
miert. Manches, liebe Kollegen der CDU und der
FDP, schleicht sich ganz schnell ein. Ich glaube,
das wissen wir alle von uns selbst.

Lassen Sie uns doch gemeinsam die Chance nut-
zen, die diese Beschwerdestelle hier im Lande
bietet. Wir wollen die Akzeptanz fir die Arbeit der
Polizei erhohen. Das sollte eigentlich eine Selbst-
verstandlichkeit fir alle politischen Parteien sein.

Wir von Rot-Griin stehen fur Sicherheit, fir mehr
Birgerrechte und demokratische Teilhabe. Das
haben wir auf den Weg gebracht.

Der Kollege hat es gesagt: Bisher sind tber 200
Beschwerden eingegangen, beginnend bei dienst-

rechtlichen Befugnissen bis hin zu Verhaltensbe-
schwerden. Die Beschwerdestelle kann dazu Stel-
lungnahmen einholen. Sie gibt Beschwerden, fir
die sie nicht zustandig ist, weiter. Das ist Bur-
gerservice! Der Weg zur Aufnahme von Be-
schwerden ist sehr niedrigschwellig gestaltet: Man
kann anrufen, man kann eine Mail schicken, man
kann einen Brief schicken. Egal wie: Es wird quali-
fiziert gearbeitet. Ich glaube, dass eine qualifizierte
Ruckmeldung kommt, ist wichtig.

Die von lhnen kritisierte Beschwerdestelle be-
kommt auch Dank von den Burgerinnen und Biir-
gern fur ihre Antworten zuriick. Wenn man sich
diese Bereiche anschaut - auch der Kollege hat es
gesagt -: 70 % betreffen den Polizeibereich, 10 %
den Auslander- und Asylbereich, 6 % den Bereich
Kommunales. Der Rest fallt nicht in die Zustandig-
keit und wird, wie gesagt, weitergeleitet.

Die Eingange in der Beschwerdestelle im Bereich
der Polizei betrafen - héren Sie einfach zu! - vor
allem das Kommunikationsverhalten, das Verhal-
ten bei Anzeigenaufnahmen, die Dauer und das
Verhalten bei Ermittlungen. Aber es gab auch Lob
fur die Polizei.

All das wird im engen Kontakt mit den Polizeibe-
horden aufgearbeitet und stérkt letztendlich das
Vertrauen. Das ist uns wichtig.

Fakt ist: Der Beschwerdestelle ist es in kiirzester
Zeit gelungen, zwischen Birgern und Polizei aktiv
zu vermitteln. Darauf kénnen und sollten wir alle
stolz sein und uns bei der Leiterin, Frau Kummer,
und ihrem Team flr die bisher geleistete Arbeit
bedanken.

Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Frau Kollegin. Bleiben Sie in der N&-
he; denn Sie haben gleich die Chance, auf eine
Kurzintervention auf lhre Rede zu antworten, die
vom Kollegen Adasch von der CDU-Fraktion an-
gemeldet worden ist. - Sie haben das Wort fir
90 Sekunden, Herr Kollege.

Thomas Adasch (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Erstens, Frau Kollegin Janssen-Kucz, hat die Poli-
zei kein Akzeptanzproblem. Insofern brauchen wir
auch nicht an der Akzeptanz zu arbeiten. Bei jeder
Umfrage zu Berufsgruppen rangiert die Polizei
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ganz oben, weil sie zu Recht ein sehr hohes An-
sehen in unserer Bevoélkerung genielit.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens. Ich finde es ein Stiick weit unfair, was
Sie hier eben gemacht haben: Niemand hat die
Mitarbeiter der Beschwerdestelle kritisiert. Ich wei-
se das hier aufs Allerscharfste zuriick.

(Beifall bei der CDU)

Drittens. Horen Sie endlich mit dem Marchen Uber
lhren Antrag aus der vorangegangenen Legislatur-
periode auf! lhre Intention eines Polizeibeauftrag-
ten war eine vollig andere. Auch das lasst sich
nachlesen.

Frau Kollegin, ich will Ihnen eines mit auf den Weg
geben. Wir hatten vor wenigen Wochen in Celle
diese furchtbaren Ausschreitungen. Wir hatten uns
im Innenausschuss dazu unterrichten lassen. Ich
hatte am Sonntag die Gelegenheit, die Polizeiin-
spektion Celle zu besuchen und einmal mit einigen
der betroffenen Kolleginnen und Kollegen zu spre-
chen. Was glauben Sie wohl, wie das auf die Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten, die zum Teil
noch traumatisiert sind, die einen Einsatz erlebt
haben, wie sie ihn in Celle noch nie erlebt haben -
einige sind noch in psychologischer Behandlung -,
wirkt, wenn diese Landesregierung sie mit einer
Misstrauensstelle Uberzieht, wenn sie eine Kenn-
zeichnungspflicht einfuhrt - - -

(Der Prasident schaltet dem Redner
das Mikrofon ab)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege, ich mache jetzt Gebrauch von dem,
was die drei Vizeprasidenten gemeinsam mit dem
Prasidenten verabredet haben - wir wollen das in
Zukunft einheitlich machen -: Nach 90 Sekunden
ist die Kurzintervention beendet.

Diese Zeit ist abgelaufen. Sie verfigen aber noch
Uber eine Restredezeit. Nach der Erwiderung koén-
nen Sie sich gern noch einmal zu Wort melden.

(Thomas Adasch [CDU] verlasst das
Redepult - Beifall bei der CDU)

Frau Kollegin Janssen-Kucz, mdchten Sie antwor-
ten? Sie haben die Gelegenheit dazu, auch fir 90
Sekunden.

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Der
Kollege Adasch hat ja nun einiges aus dem Kon-
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text gerissen. Aber ich will mich an dieser Stelle
erst einmal bei den Beamten und Beamtinnen in
Celle und an anderen Stellen fiir ihren unermudli-
chen Einsatz bedanken.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Christian Durr [FDP]: Das fallt
Ihnen aber frih ein, Frau Kollegin!)

Sie unterstellen uns hier u. a., wir hatten ein Ak-
zeptanzproblem. Da kann ich nur sagen: Sie héren
einfach nicht zu. Vielleicht missen wir uns wirklich
einmal unter vier Augen zusammensetzen, damit
Sie das Konzept der Beschwerdestelle verstehen.

(Bjérn Thumler [CDU]: Besser sind
vier Ohren!)

Sie haben behauptet, ich hatte unfair agiert. Nein,
das habe ich nicht. Wenn eine Einrichtung seit
Uber drei Monaten qualifiziert arbeitet, positive
Rickmeldungen aus der Bevolkerung, aus der
Polizei, aus den Polizeiprasidien bekommt, und Sie
stellen sich hier hin und Uberziehen sie nur mit
Kritik und Misstrauen, dann muss ich mich wirklich
fragen, wer hier mit unfairen Mitteln spielt.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank. - Herr Kollege Adasch, mdchten Sie?
- Nein, Sie mochten im Moment keine weitere
Wortmeldung abgeben. Das ist Ihr Recht.

Damit sind die Kurzinterventionen abgearbeitet.
Fur die Landesregierung hat Herr Innenminister
Pistorius das Wort.

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Das war ja wieder eine Sternstunde der
Mottenkistenrhetorik.

(Thomas Adasch [CDU]: Das ist lhre
Arroganz! - Zurufe von der CDU: Na,
nal)

Ich bin mal gespannt, wozu wir uns noch weiter
versteigen.

Meine Damen und Herren, es gibt die Beschwer-
destelle, wie Sie wissen, seit dem 1. Juli. Wir ha-
ben die Zahlen gehdrt: Der Grol3teil der Beschwer-
den betrifft die Polizei aus unterschiedlichsten
Zusammenhangen, aber - und das betone ich ger-
ne noch einmal zur Klarheit und fur alle, die es
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noch nicht zur Kenntnis genommen haben - die
Beschwerdestelle ist eben auch fiir alle anderen
Geschaftsbereiche meines Hauses zustandig.

Um es deutlich zu sagen: Diese Beschwerdestelle
hat mit Misstrauen nun gar nichts zu tun,

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zuruf von der CDU: Na,
nal)

und zwar auch dann nicht, Herr Adasch, wenn Sie
sich in lhrer verkrampften Misstrauensrhetorik
immer wieder dazu versteigen, das zu behaupten.

Die Landesregierung und die Polizei haben einen
gemeinsamen Anspruch: Wir wollen eine moderne
Burgerpolizei, die von den Menschen, wie in der
Vergangenheit auch, als solche wahrgenommen
und akzeptiert wird. Diese Burgerpolizei ist eine
Organisation - das sollte fur jede Organisation
gelten -, die immer bereit ist, sich weiterzuentwi-
ckeln. - Das lasse ich einmal so im Raum stehen.

Rickmeldungen von den Birgerinnen und Birger
und Ubrigens auch von den Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten selbst sind deshalb kein Hindernis
auf diesem Weg. Ganz im Gegenteil.

Meine Damen und Herren, die Beschwerdestelle
ist keine Kontrollinstanz - auch das scheinen Sie
noch nicht verstanden zu haben -, sondern diese
Beschwerdestelle arbeitet aktiv und vertrauensvoll
mit den Behtrden zusammen, bearbeitet die Be-
schwerden nach einem vergleichbaren Maf3stab,
weil die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die glei-
chen sind. Die geschilderten Vorfalle werden um-
fassend aufgeklart, um daraus zu lernen und
Ruckkoppelungen zu geben.

Es hilft deshalb tberhaupt nicht weiter, wenn Sie,
meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion,
hier immer wieder und gebetsmuhlenartig versu-
chen, die Polizei und die Burgerinnen und Burger
gegeneinander auszuspielen.

Ich will aber noch kurz auf den Antrag eingehen,
den ich Ubrigens in Teilen sehr interessant finde,
aber auch wirklich nur in Teilen. Sie fordern nam-
lich - ich zitiere -, ,.... einen Gesetzentwurf zur Ein-
fuhrung eines Beauftragten fir die Niedersachsi-
sche Polizei nach den Vorbildern des Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages ... einzu-
bringen.”

Es gibt hier zwei zentrale Unterschiede zu der
heute fir uns arbeitenden Beschwerdestelle:

Erstens. Heute wird die Polizei als Exekutive von
einer Stelle begleitet, die ebenfalls zur Exekutive
gehdrt. Sie fordern nun einen Beauftragten bei der
Legislative. Insoweit wére diese Kontrolle noch viel
scharfer ausgepragt als eine intern exekutive. Die-
se Idee muss man nun wirklich aufs Schérfste
ablehnen, egal, wo sie geéduf3ert wird. Ich lehne
das ab. Sie haben es in den vergangenen Jahren
Ubrigens auch immer abgelehnt. Das ist nun eine
Stufe der Kontrolle, die ich meiner Polizei, unserer
Polizei definitiv nicht zumuten mdchte.

Zweitens fordern Sie eine solche Instanz einzig
und allein fir die Polizei und nicht fur jeden ande-
ren Geschéftsbereich, der bei der jetzigen Be-
schwerdestelle abgedeckt ist. Das heil3t im Um-
kehrschluss: lhr Misstrauen gegen die Polizei
scheint deutlich gro3er ausgeprégt zu sein als das
gegen jeden anderen Geschéaftsbereich. Sie mus-
sen sich schon entscheiden, was Sie eigentlich
wollen. Was wollen Sie mit lhrem Antrag errei-
chen?

(Meta Janssen-Kucz [GRUNE]: Gar
nichts!)

Deswegen sage ich Ihnen, meine Damen und Her-
ren: Die Mdglichkeit, dass man sich als Burgerin
oder Burger Uber die Polizei oder andere Stellen
des Hauses auf3ern kann, ist gut. Sie ist notwendi-
gerweise geschaffen worden. Die Beschwerdestel-
le ist aulRerhalb der formellen Rechtsmittel eine
wichtige Anlaufstelle, nimmt Hemmschwellen aus
dem Verkehr miteinander heraus und schafft
Ernsthaftigkeit bei der Bearbeitung von Sorgen
und Noten. Dadurch wird - das ist wirklich neu -
eine systematische Auswertung dessen mdglich,
womit wir uns auseinandersetzen missen. Das
wiederum fihrt letztlich zu einer Qualitatsverbesse-
rung, die immer dem Motto folgen muss: Das Bes-
sere ist der Feind des Guten. Das gilt fur die Poli-
zei, aber das gilt auch fur alle anderen. Deshalb ist
es mir sehr wichtig, dass sich auch die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Polizei selbst an die
Beschwerdestelle wenden kdnnen. Sie bekommen
eine unabhéangige Instanz, und das ist wichtig.

Ich stelle abschlieBend ohne Wenn und Aber fest,
meine Damen und Herren: Die Niederséachsische
Landesregierung steht voll und ganz hinter der
Polizei.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das ist auch der Grund, warum wir u. a. gleich im
ersten Regierungsjahr fir neue Beférderungsper-
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spektiven gesorgt haben, die von lhnen, von den
heutigen Oppositionsparteien, Gber Jahre blockiert
waren. Und das ist auch der Grund, warum wir die
neue Polizeistrategie in einem Verfahren entwi-
ckeln, in das sich alle einbringen kénnen - und das
haben sie auch zahlreich getan. Wir stehen zur
Polizei und nehmen die Bedlrfnisse der Beamtin-
nen und Beamten sehr ernst.

Lieber Herr Adasch, wenn man Sie zu diesem
Thema reden hort, dann kénnte man den Eindruck
gewinnen, in unserem Land liefen Tausende von
Polizeibeamtinnen und -beamten herum, mit han-
genden Schultern und Tranen in den Augen uber
das Misstrauen, das ihnen entgegengebracht wird.
Uberall, wo ich hinkomme und mit Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten rede, ist die Stimmung
eine vollig andere. Das verdanken die Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten dieser Regierung

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

und nicht Ihrer - ich wiederhole es - verkrampften
Misstrauensrhetorik aus der Mottenkiste. Zwischen
diese Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen einerseits und die Polizei andererseits
passt kein Blatt, auch nicht das Ihres Antrags.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Reinhold Hilbers [CDU]J:
Selektive Wahrnehmung! - Jens Na-
cke [CDU]: Ach du lieber Gott! Mach
dich mal nicht lacherlich!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die Fraktionen von
CDU und FDP haben sich beide noch einmal zu
Wort gemeldet. Sie haben beide Restredezeiten,
aber angesichts der Uberschreitung der Redezeit
der Landesregierung auch den Anspruch auf zu-
satzliche Redezeit. Herr Adasch, ich kumuliere das
bei Ihnen zu insgesamt funf Minuten. Bitte schén!

Thomas Adasch (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Erstens. Herr Minister Pistorius, ich habe eben den
Einstieg lhrer Rede verfolgt und muss sagen: lhr
Umgang mit dem Parlament ist eines Innenminis-
ters wirklich nicht wardig.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Unruhe bei der SPD und bei den
GRUNEN)

4346

- Ich weil gar nicht, warum Sie von den Regie-
rungsfraktionen so unruhig sind.

(Zurufe von der SPD)

Sie kdnnen einem Abgeordneten, der 26 Jahre bei
der Polizei war und der natirlich auch weiterhin
viel Kontakt zur Polizei hat, schon unterstellen,
dass er weif3, wovon er redet. Ich glaube, ich ken-
ne die Stimmung bei der Polizei im Land ganz gut.

Herr Minister, Sie kommen immer wieder mit Ihren
Beférderungen. Wir haben es oft genug gesagt:
Das haben wir ausdriicklich begrift und auch
unterstitzt und sagen das auch an jeder Stelle.
Aber alles, was nach lhren Beforderungen ge-
kommen ist - das flgt sich ja alles zusammen -:
Uber die Misstrauensstelle, Uber Kennzeichnungs-
pflicht!

Wir werden Sie beim Wort nehmen, wenn Sie sa-
gen, die Landesregierung stehe hinter der Polizei.
Die Anderungen im Gefahrenabwehrgesetz wer-
den ja kommen, und dann werden wir die Diskus-
sionen hier fuhren. Nach dem, was so durchsi-
ckert, werden die Anderungen nicht gerade darauf
hinauslaufen, dass die Arbeit der Polizei rechtlich
gestarkt wird, sondern Sie haben doch genau das
Gegenteil vor. Wenn man auf den Gangen mit
SPD-Kollegen spricht, wei3 man doch, dass Sie im
Grunde alle diese MaRRnahmen treffen, um lhren
grinen Koalitionspartner ruhig zu halten. Das ist
doch die Wabhrheit, Herr Minister Pistorius.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Johanne Modder [SPD]: Jetzt ist es
aber gut! Kommen Sie einmal in die
Realitat!)

Ich frage Sie, wenn Sie sagen, Sie héatten eine
vollig andere Wahrnehmung, nur die ,bése Opposi-
tion“ kritisiert hier: Haben Sie die Pressemitteilun-
gen der Berufsvertretungen der Polizei eigentlich
gar nicht gelesen, allen voran die der GdP, die das
allesamt abgelehnt hat, die gesagt haben, das sei
eine falsche Entscheidung? - Es sind doch nicht
nur Politiker, die das kritisieren, sondern es sind
die Berufsvertretungen der Polizei, die Ihnen ins
Stammbuch geschrieben haben, dass sie gegen
eine Misstrauensstelle sind, dass sie gegen eine
Kennzeichnungspflicht sind, dass sie gegen Ande-
rungen im Gefahrenabwehrgesetz sind. Nehmen
Sie das bitte zur Kenntnis!

(Beifall bei der CDU)

Und noch einmal - offenbar bin ich vorhin nicht
richtig verstanden worden; ich habe das schon in
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der Kurzintervention gesagt-: Niemand von uns
kritisiert die Mitarbeiter der Beschwerdestelle. Das
hat niemand getan! Wir halten aber die Beschwer-
destelle als solche fiir falsch.

Herr Minister, ich kann Ihnen hier und heute ver-
sprechen: Sobald wir wieder regieren, wird dieser
ganze Unsinn, den Sie hier machen, zuriickgefah-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Johanne Modder [SPD]: Das wird
aber dauern!)

Frau Kollegin Janssen-Kucz, noch einmal zur Situ-
ation in Celle - meine Redezeit war ja beendet -:
Fahren Sie einmal nach Celle und sprechen Sie
mit den Kollegen dartber, was die im Moment bei
Ihren ganzen MalRnahmen empfinden. Sprechen
Sie mit den Kollegen, die nach diesem furchtbaren
Polizeieinsatz traumatisiert sind, die in psychologi-
scher Behandlung sind und deren Einsatzhelme
zerschmettert wurden. Die sind kaputt gewesen!
Man muss sich einmal vorstellen, was da los ge-
wesen ist. Und Sie haben nichts Besseres zu tun,
als sich hier immer neue Dinge einfallen zu lassen,
mit der Sie die Polizei Uberziehen kénnen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Adasch. - Herr Kollege Oetjen,
Sie haben das Wort. Bei lhnen ergibt die Rech-
nung eine Gesamtredezeit von zwei Minuten. Bitte
schon!

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Vielen Dank. - Herr Préasident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Minister, Sie betonen ja
stets, dass Sie sich als Minister, zumal ohne Man-
dat, nicht in die Angelegenheiten des Parlaments
einmischen wollen. Ich hétte aber trotzdem gerne
von lhnen gewusst - vielleicht kénnen Sie uns das
hier darlegen -, welchen Eindruck wir denn vor
dem Hintergrund der Tatsache gewinnen sollen,
dass die Kollegen von SPD und Griinen im Aus-
schuss eine Anhorung der polizeilichen Vertretun-
gen, der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der GdP,
der DPolG und des BDK in Bausch und Bogen
abgelehnt haben. Die wollten nicht héren, was die
Polizeigewerkschaften von lhrer Beschwerdestelle
halten!

Wie sollen wir das denn verstehen, wenn nicht so,
dass Sie Angst davor haben, dass die Polizeige-
werkschaften |hnen ins Stammbuch schreiben,

dass sie es - wie der Kollege Adasch sagt - als
Misstrauen empfinden, dass diese Beschwerde-
stelle eingerichtet wurde?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Kollege Oetjen. - Ebenfalls mit Rest-
redezeit und nach dem gleichen Berechnungs-
schema fir die zusatzliche Redezeit hat der Kolle-
ge Watermann fur die SPD-Fraktion fur 4,5 Minu-
ten das Wort.

Ulrich Watermann (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Oetjen, so ist das nun einmal.
Sie haben sich ja in lhren Reden sehr geschickt
darum herumgedriuckt, sich zu dem Antrag der
CDU zu positionieren. Im Ausschuss haben Sie
sich enthalten und damit deutlich gemacht, dass
Sie diesen Antrag auch nicht richtig finden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei einer
Beratungsstelle, die gerade erst vor ein paar Mo-
naten zum Laufen gebracht wurde, ist es doch
vernunftig, dass man nach einem Jahr im Rahmen
einer Evaluation die Ergebnisse uUberprift und
guckt, wie diese Stelle eigentlich angenommen
worden ist und wie sie dasteht.

Dasselbe gilt fir Rheinland-Pfalz. Es sind erst ein
paar Monate vergangen, seit der Blrgerbeauftrag-
te in Rheinland-Pfalz mit der Aufgabe betraut wor-
den ist. Der Petitionsausschuss war da. Wir haben
den Birgerbeauftragten gefragt, wie er die Arbeit
dort sieht. Er hat geantwortet, dass er dazu im
Moment noch gar nichts sagen kann, weil er gera-
de erst mit der Arbeit angefangen hat.

Herr Adasch, Sie séden Misstrauen und machen
dem Minister hier Unterstellungen. Dieser Minister
steht hinter der Polizei, und er hat auch Respekt
vor dem Landtag. Er muss aber auch ab und zu
darauf hinweisen, wenn hier Sachen gesagt wer-
den, die nicht richtig sind.

Der Kollege Adasch ist in einer Sache ganz be-
sonders gut: Er hort tberall das Gras wachsen, er
hat SMSe aus dem Verfassungsschutz, und ich
habe gehdrt, dass er auch mit Kollegen der SPD
geredet hat. Er sollte aber gelegentlich auch mit
den Innenpolitikern reden! Wir stehen hier in der
Sache zusammen, und er sollte sein Misstrauen in
seinen eigenen Reihen unterbringen!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Auf den Kollegen Watermann hat sich der Kollege
Oetjen, FDP-Fraktion, zu einer Kurzintervention
gemeldet. Sie haben 90 Sekunden, Herr Kollege! -
Aber genau 90 Sekunden. Gucken Sie auf die Uhr!

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Kein Problem. - Herr Prasident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich will nur dem Kollegen Wa-
termann antworten, wie die FDP-Fraktion zu dem
Antrag der Union steht.

Herr Kollege, wir haben uns zu dem Antrag enthal-
ten, weil wir nicht wissen, ob ein Polizeibeauftrag-
ter nach dem Vorbild des Wehrbeauftragten der
richtige Weg ist.

Aber jetzt stimmen wir ja Uber die Ablehnung des
Antrages ab. Die Art und Weise, wie Sie mit die-
sem Antrag umgegangen sind, dass Sie negieren,
dass es aufgrund der Einrichtung der Beschwerde-
stelle bei den Kolleginnen und Kollegen in der
Polizei das Gefluhl gibt, dass Sie Misstrauen ge-
geniber ihre Arbeit haben, ist der Grund, warum
wir das ablehnen. Ich sage Ihnen ganz deutlich:
Die Art und Weise, wie Sie mit diesem Antrag um-
gegangen sind, zeugt von der Arroganz, mit der
Sie hier in diesem Bereich arbeiten!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Der Kollege Water-
mann mochte antworten. Sie haben auch maximal
90 Sekunden. Bitte!

Ulrich Watermann (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Tatsachlich ist es so, dass das, was Sie
tun, die Arroganz deutlich macht. Sie wissen ganz
genau, dass diese Stelle gerade angefangen hat
zu arbeiten. Sie rufen zu einer Anhérung auf, ob-
wohl man noch gar keine Ergebnisse hat, um dort
nichts anderes zu tun, als lhre Show fortzusetzen.
Das haben wir erkannt, und deshalb sind wir dem
nicht gefolgt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Nach einem Jahr kann man sich das genau angu-
cken. Dann kann man eine Anhérung machen, da
hat man Grundlagen. Fir Grundlagen und um zu
gucken, wie es wirklich gelaufen ist, istes - - -

(Zuruf von UIf Thiele [CDU])
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- Sie sollten reden, wenn Sie dran sind,

(UIf Thiele [CDU]: Das mache ich im-
mer!)

und Sie sollten nicht standig dazwischenrufen.
Das, was Sie machen, ist unertraglich! - Aber das
bin ich bei Ihnen ja auch nicht anders gewohnt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zurufe von der CDU - Un-
ruhe - Glocke des Prasidenten)

Herr Kollege Oetjen, die Reihenfolge stimmt nicht,
und Sie haben sich elegant weggeduckt, um tber-
haupt nur einen einzigen Inhalt zu diesem Antrag
zu sagen, und zwar erst, nachdem ich Sie hier
direkt danach gefragt habe.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank. - Jetzt mdchte auch die Fraktion
Blndnis 90/Die Griinen die zusatzliche Redezeit in
Anspruch nehmen. Bei Ihnen ist das aber insge-
samt nur eine Minute, Frau Kollegin Janssen-Kucz.
Bitte schon!

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Das reicht. - Ich will einfach nur noch einmal ganz
deutlich machen: Wir haben hier eine Beschwer-
destelle fur Burger und Birgerinnen und fur Poli-
zei. Mir ist nicht bekannt, dass diese rot-griine
Landesregierung irgendwo eine Misstrauensstelle
eingerichtet hat. Sie sollten von Ihrem Misstrauen
nicht auf andere schlief3en!

Das Zweite ist: Wir haben eine Evaluierung verein-
bart. Bringen Sie sich endlich einmal aktiv ein!
Bisher - auch heute wieder - hat jedes fachliche,
jedes sachliche Argument gefehlt.

Landespolitik geht weiter. Horen Sie einfach ein-
mal damit auf, auf eine solche Art und Weise zu
agieren, die grenzwertig ist und die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Innenministeriums wirklich
beleidigt.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Thomas Adasch [CDU]: Das ist
doch Unsinn!)
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Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann feststel-
len, dass es keine weiteren Wortmeldungen zu
diesem Tagesordnungspunkt mehr gibt.

Wir treten in die Abstimmung ein.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU
in der Drucksache 17/1747 ablehnen will, den bitte
ich jetzt um ein Handzeichen. - Ich frage nach den
Gegenstimmen. - Gibt es Enthaltungen? - Das ist
nicht der Fall. Dann hat die Mehrheit so, wie der
Ausschuss empfohlen hat, beschlossen. Der An-
trag ist abgelehnt.

Meine Damen und Herren, ich rufe dann auf den

Tagesordnungspunkt 15:

Abschlielende Beratung:

Gansemonitoring und -management in Nieder-
sachsen - Antrag der Fraktion der SPD und der
Fraktion Bindnis 90/Die Grinen - Drs. 17/1757 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses fur Um-
welt, Energie und Klimaschutz - Drs. 17/2107

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-
andert anzunehmen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Fir die urspringlich antragstellenden Fraktionen
hat als erstes der Kollege Hans-Joachim Janf3en,
Fraktion Blndnis 90/Die Grunen, das Wort. Bitte
schon!

Hans-Joachim JanBen (GRUNE):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn man die Presseberichterstattungen
der letzten Woche liest, kdnnte man fast glauben,
jetzt, wo die ersten rastenden Géanse wieder zu
uns kommen, steht die Landwirtschaft in Ostfries-
land und in den Kiistenregionen kurz vor dem Aus,
weil die Ganse den Landwirten formlich die Haare
vom Kopf fressen.

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Genauso ist es!)

Vier bis finf Schnitte beim Griinland sind aber
trotzdem auch in Ostfriesland normal. Natiirlich
kommt es in einzelnen Fallen zu erheblichen Ver-
lusten - da, wo sich die Ganse besonders gerne
aufhalten.

Fur besondere Schaden wollen wir kiinftig Vorsor-
ge treffen, und deshalb - - -

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege Janf3en, Herr Kollege Thiele mdchte
Ihnen eine Zwischenfrage stellen. Lassen Sie die
zu?

Hans-Joachim JanRen (GRUNE):
Nein.

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:
Das ist nicht der Fall. Dann reden Sie bitte weiter!

Hans-Joachim JanRen (GRUNE):

Fiur diese besonderen Schaden wollen wir also
kiunftig Vorsorge treffen. Deshalb ist in dem Antrag
zumindest ein Prifauftrag enthalten: Es soll gepruft
werden, ob das Rastspitzenmodell zum Ausgleich
von Schéaden auch auf Grinlandflachen ausgewei-
tet werden kann. Hinter diesem Prifauftrag stehen
wir,

Die Jagerschaft - vertreten Ubrigens durch die
Oppositionskollegen Herrn Dammann-Tamke und
Herrn Ehlen - will vor Gericht ziehen, weil sie an-
geblich insgesamt enteignet wird. Ein Schelm, wer
da einen parteipolitischen Interessenkonflikt sieht!
Ich bin da aber - véllig unabhéngig von dieser Si-
tuation - sehr gelassen, weil ich davon Uberzeugt
bin, dass der Umfang des Eingriffs in das Eigen-
tumsrecht durch Artikel 14 des Grundgesetzes -
Sozialpflichtigkeit des Eigentums - gedeckt ist.

Meine Damen und Herren, auch manche Natur-
schitzer vor Ort wittern Hochverrat an samtlichen
naturschutzpolitischen Zielen, weil die Jagd auf
Génse in Ganseschutzgebieten noch immer nicht
vollstandig unterbunden ist. Wer das Ganze ein
bisschen unbedarft liest, hat den Eindruck, hier
ware die Revolution ausgebrochen. In der Realitat
ist es aber noch nicht einmal ein Revolutionchen.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Ei-
ne Konterrevolution!)

Tatsachlich wird die Jagd auf Blass- und Saatgén-
se kunftig wegen der Verwechselungsgefahr mit
der vom Aussterben bedrohten Zwerggans verbo-
ten und die Jagdzeit fir andere Arten in Génse-
schutzgebieten um wenige Wochen verkirzt. Ge-
nau das missen wir tun, um unseren internationa-
len Verpflichtungen zum Schutz der wandernden
Vogelarten nachzukommen.

Wir sollten die Kirche im Dorf lassen, meine Da-
men und Herren! Diesen Appell richte ich bewusst
an alle Seiten: an die Jagerschaft, an die Landwir-
te und auch an die Naturschitzer. Wir hatten auch
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vor der Anderung der Jagdzeiten bereits FraR-
schaden auf manchen Flachen. Die Rastbestande
in Niedersachsen sind trotz der Regelungen der
friheren, seit 2008 geltenden Jagdzeitenverord-
nung angestiegen - tbrigens vor allem wegen Are-
alverschiebungen aufgrund des Klimawandels. Die
Gesamtpopulation der betroffenen Arten ist seit
Ende der 1990er-Jahre relativ stabil.

Fir Landwirte und Jager kann dieser Anstieg doch
nur bedeuten, dass ihre These, die Jagd kdnne die
Rastbestéande der Ganse entscheidend verringern,
durch die Realitat widerlegt ist. Genauso sind mit
diesem Faktum aber auch jene Naturschiitzer wi-
derlegt, die so tun, als sei der Verzicht auf das
komplette Bejagungsverbot in Schutzgebieten der
Untergang der niedersachsischen Rastvogelbe-
sténde.

Meine Damen und Herren, in Wirklichkeit haben
sich in dem Bereich alle Seiten ziemlich ineinander
verkeilt. Das muss man endlich einmal auflésen.
Jetzt geht es darum, zu gemeinsam getragenen
Losungen zu kommen. Genau das bringt unser
Antrag auf den Weg: mit einem gemeinsamen
Arbeitskreis und mit entsprechenden Untersu-
chungen an den Stellen, an denen es noch Er-
kenntnisliicken gibt. Die Erkenntnisse sollen dann
in ein kinftiges Gansemanagement und die Aus-
gestaltung kinftiger Férderprogramme einflieR3en.

Meine Damen und Herren, wir missen endlich
wieder Sachlichkeit in die Diskussion hineinbrin-
gen. Deshalb appelliere ich an alle Seiten: Machen
Sie mit! Lassen Sie uns gemeinsam zu vernunfti-
gen Losungen kommen! Sich gegenseitig in den
Medien zu befehden, ist der Sache auf Dauer nicht
dienlich.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Janf3en. - Es liegt eine
Wortmeldung zu einer Kurzintervention vor. Fur die
CDU-Fraktion hat Herr Kollege Thiele fur 90 Se-
kunden das Wort. Bitte!

UIf Thiele (CDU):

Herr Prasident! Herr Janf3en, ich bin ziemlich ent-
setzt.

(Reinhold Hilbers [CDUJ: Wir alle!)
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Denn ich mag es nicht, wenn bei so wichtigen poli-
tischen Fragen Uber Menschen und nicht mit ihnen
gesprochen wird. Das ist offensichtlich in diesem
Fall passiert.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Sie haben erkennbar keine Ahnung davon, welche
Existenznéte einzelne Landwirte in der Region
inzwischen haben, weil ihnen tatséchlich 200 000
bis 400 000 Génse - je nachdem, auf welchen
Flachen sie sich bewegen - das gesamte Jahr Uber
die gesamte Ernte vernichten, woflir sie keinen
Ausgleich mehr erhalten.

Tun Sie mir und uns allen einen Gefallen, wenn
Sie hier von Sachlichkeit reden: Hoéren Sie auch
den Betroffenen vor Ort zu, die aufgrund dieser
Situation wirtschaftliche Probleme haben, und
sprechen Sie, bevor Sie ber die Jager reden, mit
den Jagern! Dann wissen Sie auch, mit welcher
Begriindung sie ihre Klageandrohung veréffentlicht
haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege Jani3en, Sie haben jetzt die Gelegen-
heit zu antworten. Sie haben 90 Sekunden. Bitte
schon!

Hans-Joachim JanRen (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Thiele, Sie wissen ja durchaus, aus welcher Regi-
on ich komme. Sie wissen auch, dass in dem Be-
reich, in dem ich wohne, dieselbe Problematik
vorherrscht wie in Ostfriesland.

(UIf Thiele [CDU]: Nein! Das stimmt
nicht! Das ist nicht richtig!)

- AuRerdem war auch ich schon zweimal in Ost-
friesland und habe mich dort auch mit Landwirten
Uber diese Problematik unterhalten.

(Lachen bei der CDU - Christian Duirr
[FDP]: Donnerschlag! - Helmut Dam-
mann-Tamke [CDU]: Einmal auf dem
Hinweg und einmal auf dem Ruck-
weg! - Weitere Zurufe von der CDU -
Gegenruf von Helge Limburg [GRU-
NE]: Jetzt kommt mal wieder runter! -
Unruhe - Glocke des Prasidenten)

Herr Nacke, Sie wissen auch, dass die gesamte
Grinlandregion im Norden Niedersachsens von
diesem Problem betroffen ist. Sie kdnnen mir kaum
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vorhalten, dass ich die Problematik nicht erkenne.
Aber eine Tatsache missen auch Sie sich vor
Augen fuhren: Von 2008 his 2013 gab es eine
jagdrechtliche Regelung, die nicht zu signifikanten
Anderungen gefiihrt hat.

(UIf Thiele [CDU]: Das stimmt ja
nicht!)

Die Schaden, die Sie beklagen, sind im Jahre
2013 entstanden, als diese jagdrechtliche Rege-
lung noch galt. Vor diesem Hintergrund kdnnen Sie
doch nicht sagen, dass die Beibehaltung dieser
jagdrechtlichen Regelung die Lésung des Prob-
lems ist.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Deswegen wollen wir einen Arbeitskreis bilden, der
genau diese Problematik angeht.

Es gibt sicherlich auch andere Methoden wie die
Verwendung von Knallapparaten. Auch dariber
kann man sich streiten. In manchen Schutzgebie-
ten sind sie zugelassen, in anderen nicht. Wenn
man sozusagen die staatliche Ebene des Natur-
schutzes aushebelt, dann macht naturlich hinterher
jeder Landkreis seine eigenen Verordnungen.

Es gibt verschiedene Mdoglichkeiten, mit diesem
Problem umzugehen.

(Der Prasident schaltet dem Redner
das Mikrofon ab)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege Janf3en, auch lhre 90 Sekunden Re-
dezeit sind um. Ich muss das Mikrofon abschalten.

(Hans-Joachim  JanRen [GRUNE]:
Kann ich noch eben zu Ende - - -)

- Nein, das ist nicht mdglich. Wir haben uns im
Prasidium darauf verstandigt, damit es keine Un-
gerechtigkeiten gibt.

(Zustimmung bei der CDU)

Der eine uberzieht, der andere nicht. Wir wollen
die 90 Sekunden stringent einhalten. Sie sehen die
Uhr am Redepult; richten Sie sich danach!

Nun geht es in der reguldren Debatte weiter; die
Kurzintervention ist abgearbeitet. Fir die CDU-
Fraktion hat der Kollege Ernst-Ingolf Angermann
das Wort. Bitte schén, Herr Kollege!

Ernst-Ingolf Angermann (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wer im Herbst oder Fruhjahr durch das

Rheiderland fahrt, kbnnte denken, die Landwirte
hatten auf Gansehaltung umgestellt: Grol3e Gé&n-
seherden grasen auf dem Acker und auf den Grin-
landflachen. Die Génse kommen immer friher und
bleiben immer l&nger. Bis weit in den April hinein
fressen sie das junge Gras auf den Weiden und
die aufspriel3enden Triebe der Getreidepflanzen.

(Bjorn Thimler [CDU]: So ist das!)

Das auf den Flachen verbleibende Gras ist mit
atzendem grauen Kot verschmutzt und kann nicht
mehr als Viehfutter geerntet werden. - So ein Be-
richt des NDR im Frihjahr dieses Jahres.

Genau das ist die Realitdt! In den vergangenen
Jahren hat die Gansepopulation in Niedersachsen
erheblich zugenommen. Allein in Ostfriesland sind
mehrere Hunderttausend Tiere gezahlt worden.
Hohe Schéaden in den Getreidebestanden bis hin
zum Totalabfral sind festzustellen.

Der fur die Milchviehhaltung wertvollste erste
Schnitt des Grunlandes kann nicht mehr geerntet
werden; er ist unbrauchbar, und zwar nicht nur,
weil die Tiere das Gras abgefressen haben, son-
dern auch, weil sie es umfangreich verschmutzt
haben. Das Gras darf dann auch deshalb nicht
eingefahren werden, weil die Tiere, die damit ge-
futtert wirden, mdoglicherweise eine Salmonellen-
vergiftung bekommen wirden.

Ebenfalls die Getreideflachen in den betroffenen
Gebieten werden geschadigt und zum Teil bis zum
Totalausfall abgefressen.

Das ist die Schadenslage fur die betroffenen
Landwirte bei der derzeitigen Gansepopulation!

(Bjorn Thamler [CDU]: So ist es!)

Mit der Zustimmung zu dem vorliegenden Antrag
sollen in einem Gansemonitoring Aufschluss Uber
die Auswirkungen der Jagd auf Génse und Uber
neue Mdglichkeiten eines Gansemanagements als
Grundlage fur einen Interessenausgleich erreicht
werden.

Herr Minister Meyer, ich wiederhole die Frage aus
meiner letzten Rede zum Thema Gansemonitoring:
Welche ernsthaften neuen Erkenntnisse soll das
Monitoring bringen, nachdem bereits umfangreiche
Untersuchungen und Publikationen zu diesem
Thema vorliegen?

Ohnehin hat dieses Verfahren nicht die geringste
Unterstitzung erfahren. In der HAZ vom 12. Sep-
tember flhrten Sie aus - Zitat -:
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-Mich hat Uberrascht, dass unser Vorschlag,
bei Gansen eine Intervalljiagd einzufiihren,
durchaus auf Wohlwollen std3t - und zwar
von fast allen Seiten.”

In der Antwort auf die Miindliche Anfrage der Kol-
legin Klopp mit dem Titel ,St6f3t der Vorschlag,
eine Intervalljagd bei Gansen einzufuhren, wirklich
auf Wohlwollen?* berichtet Ihr Ministerium, dass
von 32 Verbanden und Institutionen 27 eine Stel-
lungnahme zur Jagdzeitenverordnung abgegeben
haben. Von diesen 27 Verbanden, die sich auf3er-
ten, haben 23 keine Stellungnahme zur Intervall-
jagd abgegeben; 4 haben sich explizit dagegen
ausgesprochen.

Wo sehen Sie hier ein Wohlwollen? Nicht einer der
Fachverbande - das sind die Fachverbande! - hat
sich unterstitzend dazu gedufRert. Damit wird wohl
relativ klar und deutlich, dass keine neuen Er-
kenntnisse erwartet werden kénnen und dass die-
ses Verfahren in Verbindung mit dem Monitoring
Uberflussig ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn Sie einen Ausgleich zwischen der Landwirt-
schaft, dem Vogelschutz und der Jagd schaffen
wollen, dann sorgen Sie zuallererst dafir, dass die
Gansebestande nicht weiter zunehmen!

Mit der ganzjahrigen Unterschutzstellung der Saat-
und Blassganse, der Jagdzeitenverkiirzung in Vo-
gelschutzgebieten um sechs Wochen und zudem
der Intervalljagd, in der sich die Ganse schnell von
den bejagten Flachen in die Ruheflachen bewegen
werden, wird eine Ausweitung der Gansepopulati-
on zusatzlich geférdert. Die Folge ist also, dass die
Zahl der Tiere explizit steigt. Sie billigen damit
bewusst weitere Schaden und fallen damit den
Landwirten in den Rucken!

(Beifall bei der CDU)

Wir brauchen keine neuen Erkenntnisse Uber Ver-
haltensweisen, sondern vielmehr Erkenntnisse
Uber die Vermeidung weiterer Bestandsausdeh-
nungen. Das muss der erste Schritt in einem Inter-
essenausgleich zwischen européischen Schutzfor-
derungen und der landwirtschaftlichen Nutzung
sein.

Meine Damen und Herren, wenn Sie als antrag-
stellende Fraktionen weiterhin lebensfahige land-
wirtschaftliche Familienbetriebe, die gerade in
diesen Regionen vorkommen, erhalten wollen,
dann sorgen Sie fir einen fairen Ausgleich fir die
derzeitigen und kinftigen Schaden und Verluste!
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Sie schaffen kein Vertrauen, wenn Sie in lhren
Antrag jetzt schon einen Haushaltsvorbehalt
schreiben.

Die bisherigen Entschadigungszahlungen sind
aufgrund des gestiegenen Ganseaufkommens
vollkommen unzureichend. Das fuhrt bei den
Landwirten zu gréR3ter Verargerung.

Die Betriebe in einem Vogelschutzgebiet, die in
einer Forderkulisse liegen, hatten bisher Gliick. Sie
kénnen durch eine Beteiligung am Kooperations-
programm Natur Uber nordische Gastvogel Mittel
erlésen, die die Ausfélle wenigstens zum Teil kom-
pensieren, obwohl die Zahlungen aus diesem Pro-
gramm als Ausgleich fir die Bewirtschaftungsein-
schrankungen gedacht sind und nichts mit Ent-
schadigungszahlungen fur Gansefral® zu tun ha-
ben.

Die benachbarten Kollegen aber, deren Flachen in
Vogelschutzgebieten, aber nicht in einer Forderku-
lisse liegen, schauen zu. Sie bekommen gar
nichts, obwohl bei ihnen der gleiche Géansefrall
auftritt. Genau daraus entsteht der Arger.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man mit den ortlichen Betroffenen spricht -
Herr Janf3en, das habe ich getan -, dann hért man
ganz klare Forderungen: Keine weiteren Ganse,
eher eine Reduzierung, und eine gerechte Ent-
schadigung fur Ertragsausfalle! - Nur so werden
Sie Akzeptanz erreichen.

Das Rastspitzenmodell, das bereits in der Erpro-
bung ist, hat sich - so sagen die Praktiker - durch-
aus bewahrt. Allein der Schwellenwert von
480 Euro, von dem an entschadigt wird, ist zu
hoch; dieser ist herunterzusetzen.

Wenn Sie einen tragféahigen und nachhaltigen Inte-
ressenausgleich zwischen Vogelschitzern, Jagern
und Landwirten erreichen wollen, dann sorgen Sie
dafir, dass die Jagd als zentrales regulierendes,
steuerndes und lenkendes Element wie bisher
weiter moglich ist! Nur so lassen sich die Bestande
im Begriff behalten.

(Beifall bei der CDU)

Sie werden ohnehin um eine Regelung der Be-
stdnde nicht herumkommen. Die zunehmenden
Schaden werden Sie zwingen. Sieben Ganse fres-
sen wie eine Kuh - daran kann man sehen, welche
Bedeutung der Gansefrall hat. Aktivieren Sie das
Rastspitzenmodell als Instrument eines gerechten
Schadensausgleichs in den gesamten Schutzge-
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bieten, um die derzeitigen Schaden gerecht bewal-
tigen zu kdnnen!

Diese wichtigen Schritte kdnnen Sie bereits jetzt
auf den Weg bringen. Sie schaffen damit Akzep-
tanz und Vertrauen - und dies ohne ein zeitauf-
wendiges und Uberflissiges Gansemonitoring.

Herzlichen Dank.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Angermann. - Fur die
FDP-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Hermann
Grupe das Wort. Bitte, Herr Kollege!

Hermann Grupe (FDP):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Um eines vorab klarzustellen: Niemand will be-
drohte Arten bejagen, niemand will bedrohten Ar-
ten ans Leder, weder Gansen noch anderen Tie-
ren.

Vom Kollegen Angermann wurde eben sehr zutref-
fend beschrieben, wie die Probleme wirklich liegen.

Leider haben Sie, Herr Minister Wenzel, keine Zeit
gefunden, sich selber vor Ort ein Bild zu machen.
Der Verein Gansemarsch hatte Sie ja eingeladen.
Leider hatten weder Sie noch Ihre Staatssekretérin
Zeit dafir. Sie haben dann einen Mitarbeiter ge-
schickt, um sich die Sorgen dort anzuhoéren. Der
hat da voll abgerdumt; das kann ich Ihnen be-
scheinigen. Der hat immer wieder versichert, er
kénne zu den politisch zu entscheidenden Fragen
eigentlich gar nichts sagen. Auf die konkrete Nach-
frage, wie es denn mit einer Entschadigung aus-
sehe, hat er gesagt, eine Entschadigung komme
gar nicht infrage. Das Ganze hat die Kollegen dort
oben so Uberzeugt, dass - ich zitiere mit lhrer Er-
laubnis, Herr Prasident; ich kenne solche Worte
sonst gar nicht - die Balkeniiberschrift in der Pres-
se lautete: ,Wir fihlen uns verarscht!*

(Zuruf von der SPD: Was?)

Meine Damen und Herren, die Idee, einen neuen
Arbeitskreis Gansemanagement zu grinden, ist
eine Unverschdmtheit, sagen die Kollegen dort
oben. Wir brauchen jetzt Lésungen.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Der Prasident des Landwirtschaftlichen Hauptver-
eins fur Ostfriesland, Erich Hinrichs, driickt sich

gewdhlter, aber nicht weniger deutlich aus, Herr
Minister: Ergebnisse zum Thema GansefralRprob-
lematik liegen langst vor. - Fir das Trilaterale Gan-
semanagement des Wadden Sea Forum aus dem
Jahre 2013 z. B. haben die L&ander Danemark,
Holland und Deutschland zusammengesessen und
die Gesamtproblematik in diesem Raum - das ist ja
kein nationales Problem - erdrtert. Der Kollege
Hinrichs sagte: ,Es kann doch nicht sein, dass all
die Versammlungen umsonst gewesen sind.*

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege Grupe, ich darf Sie kurz unterbre-
chen. Herr Kollege Oesterhelweg mochte lhnen
eine Zwischenfrage stellen. Lassen Sie die zu?

Hermann Grupe (FDP):

Immer gerne.

Frank Oesterhelweg (CDU):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Herr Kollege Grupe,
kénnen Sie sich vorstellen, dass diese Landesre-
gierung, wenn das Monitoring beendet ist und Ent-
scheidungen getroffen werden, zu einer Mal3nah-
me greift, zu der die hollandische Regierung greift,
namlich Ganse in gréReren Mengen zu vergasen?

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Sie durfen weitermachen, Herr Kollege Grupe. Die
Uhr war angehalten; das wissen Sie.

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Ich hoffe nicht, dass
es so weit kommt.

Ich mdchte aber jemand anderen zu der Problema-
tik zitieren, Herr Kollege, namlich den Vorsitzenden
der Jagerschaft Aurich, den Kollegen Enno
Reents. Er sagt Uber sich, er sei einer der wenigen
Jager mit rotem Parteibuch.

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist ein Gu-
ter!)

Er drickt sich ahnlich klar aus wie der Kollege
Siebels gerade: ,Die Verkirzung der Jagdzeiten ist
Irrsinn.“ Der Minister - Reents hat mit dem Minister
Meyer gesprochen, weil der fur die Jagd zustandig
ist - sei absolut beratungsresistent.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU - Jérg Bode [FDP]: Das
ist ja ein Ding!)
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Er sagt weiter: Insbesondere mit den Jagdzeiten in
Vogelschutzgebieten kénnen wir nicht zufrieden
sein.

Das Gansemonitoring, sehr geehrter Herr Siebels,
findet er gut. Er sagt dann aber weiter, zwar ,wisse
jeder Jager, dass es an Stellen, an denen die
Géanse vermehrt auftraten, z. B. keine Wiesenbri-
ter mehr gebe.” - Na gut, Verluste gibt es berall.

(Jorg Bode [FDP] lacht)

Er ist sich sicher - da komme ich zu lhrer Frage,
Herr Kollege -, dass nach drei Jahren Monitoring
die Jagdzeiten wieder ausgeweitet wirden.

Was will uns der Kollege Reents mit diesen Worten
sagen, meine Damen und Herren? - Er sagt uns:
Alle, wirklich alle wissen Bescheid, aul3er dieser
Landesregierung.

(Christian Durr [FDP]: So ist es!)

Ich als kleiner Abgeordneter habe mir die Situation
vor Ort im Rheiderland angesehen und mich auch
vom Ostfriesischen Landvolk informieren lassen.
Die Fakten sind klar, meine Damen und Herren:
Unter dem Vorwand des Monitoring werden wei-
terhin Schaden fur drei Jahre in Kauf genommen,
und zwar, wie der Kollege aus dem Ministerium
gesagt hat, ohne eine Entschadigung fir die Be-
troffenen. Das ist unverantwortlich!

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Horen Sie auf lhren Genossen Enno Reents!

(Zurufe von der SPD: Onno! - ,Onno*
heil3t er!)

- Onno Reents.

Um es mit seinen Worten zu sagen: Das, was Sie
hier veranstalten, ist ,Irrsinn“l Ziehen Sie I|hren
Antrag zurtck!

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege, Sie haben das vorhin schon ge-
schickt gemacht mit dem Zitat. Ich hoffe, das, was
Sie zitiert haben, stand wirklich in der Zeitung.
Denn ich konnte es nicht sehen. Aber es war nicht
ungeschickt gemacht. Dafiir kriegen Sie auch kei-
nen Ordnungsruf.
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(Hermann Grupe [FDP] zeigt dem
Prasidenten einen Zeitungsartikel)

- Alles klar.

Aber die letzte Bemerkung, die Sie eben gemacht
haben, kann man auch anders formulieren. Den
Vorwurf des Irrsinns muss man hier nicht Abge-
ordneten machen.

(Christian Durr [FDP]: Das sagt ein
Sozialdemokrat! - Weiterer Zuruf von
der FDP: Aber reden darf er noch!?)

- Meine Damen und Herren, das kann man im
Parlament auch anders formulieren. Auch wenn
man zitiert, sollte man sich nicht so hart an der
Grenze zu den Wodrtern bewegen, die auf dem
beriihmten Index stehen.

(Christian Durr [FDP]: Wir durfen hier
doch wenigstens noch Sozialdemo-
kraten zitieren!)

Ich bitte Sie, damit ein bisschen zurlickhaltender
umzugehen und die Debatte friedlich weiterzufiih-
ren.

Jetzt folgt eine Kurzintervention des Kollegen Sie-
bels fur die SPD-Fraktion. Herr Kollege, Sie haben
90 Sekunden. Bitte!

Wiard Siebels (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Kollege Grupe, zunachst einmal sei mir der Hin-
weis gestattet: Bei dem Genossen, dem roten Ja-
ger aus Aurich, handelt es sich um Onno Reents.
Onno ist ein ostfriesischer Name, Herr Kollege
Grupe.

(Hermann Grupe [FDP]: Ich nehme
das zurlick, wenn ich es falsch gesagt
haben sollte! - Christian Durr [FDP]:
Aber er halt es trotzdem fir Unsinn!)

Jetzt noch zwei inhaltliche Hinweise an Sie. Wir
reden hier nicht Uber die Jagdzeitenverordnung,
sondern, wenn ich richtig orientiert bin, reden wir
gerade Uber das Géansemonitoring. Dazu haben
sich zwei Personen gemeldet, ndmlich der Kreisja-
germeister Siebels, der nicht mit mir verwandt oder
verschwéagert ist, und besagter Genosse Onno
Reents. Jetzt zitiere ich aus den Ostfriesischen
Nachrichten von gestern:

,Etwas Positives konnten Reents und Sie-
bels der neuen Jagdzeitenverordnung im-
merhin abgewinnen.®
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Jetzt kommt es:

»ES soll ab dem kommenden Jahr ein Gan-
semonitoring stattfinden’, so Reents. Denn
es gebe noch keine fundierte Untersuchung
Uber den Bestand und die Entwicklung der
Tiere.”

(Helge Limburg [GRUNE]: Aha!)

LZwar wisse jeder Jager, dass es an Stellen,
an denen die Ganse vermehrt auftreten,
z. B. keine Wiesenbriiter mehr gebe. Aber
das lasse sich jetzt noch nicht nachweisen.*

Wenn wir also tUber den Antrag Gansemonitoring
sprechen, dann zitieren Sie die Kollegen Siebels
und Reents bitte korrekt, die sich positiv zu dieser
Angelegenheit gedul3ert haben, Kollege Grupe!

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Christian Diirr [FDP]:
Aber hat er nicht gesagt, es ist Irrsinn,
was Sie machen?)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Ich sehe, Herr Grupe mochte antworten. Auch Sie
haben jetzt fur 90 Sekunden die Moglichkeit. Bitte!

Hermann Grupe (FDP):

Lieber Herr Kollege Siebels, ich dachte schon, ich
hatte das abgearbeitet. Ich hatte mir gedacht,
wenn ich das weglasse, dann kommt er genau
damit und dann komme ich.

(Lachen bei der FDP und bei der
CDU)

Sie haben den vorletzten Absatz vorgelesen. Jetzt
komme ich mit dem letzten Absatz. Die Formulie-
rung ,aber das lasse sich jetzt noch nicht nachwei-
sen® habe ich mit meinen Worten so wiedergege-
ben: Das weil3 jeder auf3er dieser Landesregie-
rung.

(Helge Limburg [GRUNE]: Das ist hier
doch eine Plenarsitzung und keine
Vorlesung!)

Der letzte Absatz ist:
,Das soll das Monitoring andern.*
(Wiard Siebels [SPD]: Ja!)

»,Rund drei Jahre wird diese Untersuchung
dauern. Am Ende, so Reents, werde es
dann auch wieder Gesprache Uuber die
Jagdzeiten geben. Er ist sich sicher, dass

diese dann wenigstens flr einige Gansear-
ten wieder ausgeweitet werden.”

Genau das hatte ich schon in meinen Vortrag ein-
bezogen. Er ist der Uberzeugung, dass bei dem
Monitoring nicht anderes herauskommt als das,
was man jetzt sowieso schon weil3, namlich dass
man diese massenhaft auftretenden Géansearten
bejagen muss.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepréasident Klaus-Peter Bachmann:

Meine Damen und Herren, ich sage es ja immer
wieder einmal: Man braucht die Genehmigung des
Prasidiums nicht, um zitieren zu kdnnen. Aber
wenn Debatten nur noch aus Zitaten bestehen,
dann sollte vielleicht doch Uberlegt werden, ob
man nicht das eigene Wort in den Mittelpunkt stel-
len sollte. Das richte ich an alle Seiten.

Das war eine scherzhafte Bemerkung. Aber es
kam ja zu Recht der Zwischenruf, wir seien nicht in
einer Vorlesung.

Meine Damen und Herren, das Wort hat jetzt der
Kollege Brammer fir die SPD-Fraktion. Bitte
schon, Herr Kollege!

Axel Brammer (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen! Auch ich bin ziemlich erstaunt dar-
Uber, wie man das Niveau der Debattenkultur mit
Zitaten nach unten driicken kann. Das ist schon
gewaltig.

Die Diskussion im Fachausschuss und auch heute
im Parlament hat gezeigt, wie wichtig und richtig
dieser Antrag ist. Gerade die Art und Weise der
Diskussion zeigt das.

(Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta
Ubernimmt den Vorsitz)

Es geht darum, einen jahrelangen Konflikt zwi-
schen Jagern, Landwirten und dem Naturschutz
beizulegen. Alle Betroffenen haben ein Anrecht
darauf, dass wir endlich zu Lésungen kommen, bei
denen am Ende keine Seite Uber den Tisch gezo-
gen wird.

Das erreichen wir nur, wenn wir alle Betroffenen an
einen Tisch holen, um solche Ldsungen zu erar-
beiten. Das Ganze geht nur Uber ein verninftiges,
wissenschaftlich begleitetes Monitoring, Uber das
ein stéandiger Austausch stattfindet.
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Im Umweltausschuss hat die CDU-Fraktion den
Vorschlag unterbreitet, zunachst einen oder zwei
Betroffene anzuhoéren; das Landvolk sei der richti-
ge Gesprachspartner.

Ich glaube, es hat wenig Sinn, die Betroffenen zu
befragen, ob sie vor Ort beteiligt werden wollen,
sondern es ist besser, wir fangen damit an, um
gemeinsam endlich zu Ergebnissen zu kommen.
Wir wollen die jahrelangen Konflikte zwischen den
Betroffenen beenden. Das geht nur, wenn es uns
endlich gelingt, einen Interessenausgleich zwi-
schen den europédischen Schutzanforderungen
und der landwirtschaftlichen Nutzung zu schaffen,
und wenn die Betroffenen miteinander und nicht
Ubereinander reden. Der Kollege Thiele hat das
vorhin schon richtig gesagt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, wir
laden Sie ein, diesen Prozess heute mit uns in
Gang zu bringen.

Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Nun hat fir die Lan-
desregierung Herr Umweltminister Wenzel das
Wort. Bitte!

(Heiner Schonecke [CDUJ: Ist er denn
fur die Jagd zustandig?)

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Sehr geehrter Herr Grupe, ich
war schon vor etlichen Monaten beim Landwirt-
schaftlichen Hauptverein. Meine Staatssekretérin
war in den letzten Tagen dort und musste einen
Termin noch einmal verschieben. Der Landwirt-
schaftsminister war, soweit ich weil3, auch vor Ort.
In Hannover haben Gesprache stattgefunden.
Insofern kénnen Sie sicher sein, dass wir das
Thema im Blick haben. Wir fihren auch Gespréa-
che.

(Unruhe - Glocke der Préasidentin)

Niedersachsen besitzt fiir tberwinternde nordische
Gansearten umfangreiche internationale Schutz-
verpflichtungen. Gleichzeitig nehmen aber auch
die FralRschaden durch anwachsende Géansebe-
stande oder geadndertes Zugverhalten zu, obwohl
mit Ausnahme der Nonnengans in der Vergangen-
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heit viele dieser Arten jagdlich genutzt worden
sind.

Meine Damen und Herren, Herr Grupe, wenn man
Sie hort, hat man das Gefiihl, dieses Problem hétte
es vor anderthalb Jahren noch nicht gegeben. Vor
anderthalb Jahren galt noch die von Ihnen vorge-
nommene Jagdzeitenregelung, die auBerhalb der
EU-Schutzgebiete auch weitergilt. Da gibt es ja gar
keine Anderung.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]:
Das stimmt doch nicht! Was ist mit
Blass- und Saatgans?)

- Bei Grau-, Nil- und Kanadagans hat es keine
Anderung gegeben. Bei den beiden Arten, die Sie
genannt haben, sind allein aufgrund der sehr ge-
ringen Bestédnde nur sehr wenige Tiere geschos-
sen worden, meistens aus Versehen.

Meine Damen und Herren, hier den Eindruck zu
erwecken, als hatte es dieses Problem in der Ver-
gangenheit nicht gegeben, ist also schlicht und
einfach falsch.

Vor diesem Hintergrund verfolgt der eingebrachte
Entschlieungsantrag das Ziel, einen durch For-
schungsergebnisse untermauerten bestmdglichen
Weg im Umgang mit diesen Arten zu identifizieren.
Das ist ein neuer Ansatz. Wir stellen uns namlich
dieser Herausforderung. Das ist jedenfalls das Ziel
des Antrags der Regierungsfraktionen.

Ein wichtiges Teilziel ist die Optimierung des G&n-
seschutzes in den fur diese Arten gemeldeten
Vogelschutzgebieten, aber nicht auf Kosten der
Landwirtschaft, sondern im Konsens mit Landwir-
ten, Jagern und Naturschitzern auf der Basis wis-
senschaftlicher Ergebnisse. Deshalb ist auch die
Einrichtung eines ubergreifenden Arbeitskreises,
wie es der EntschlieBungsantrag vorsieht, von
groBer Bedeutung. Man kommt namlich zusam-
men und macht eine Faktenklarung. Dann versucht
man, auf dieser Grundlage die richtigen MalRnah-
men in die Wege zu leiten.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Minister Wenzel, es liegen zwei Fragewin-
sche vor: von dem Kollegen Dammann-Tamke und
dem Kollegen Angermann.

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Ich m6chte erst einmal zu Ende ausfiuhren.

(Christian Durr [FDP]: Nur Mut!)
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Sie wissen, dass wir auch eine grof3e Verantwor-
tung fur die Wiesenvdgel haben. Auch hier gehen
die Bestdnde zuriick. Auch das muss bei dem
Monitoring, bei der wissenschaftlichen Betrachtung
des Problems genauer betrachtet werden, weil es
hier méglicherweise auch Wechselwirkungen gibt.

(UIf Thiele [CDU]: Alle Fakten sind
bekannt! Sie missen nur die Ornitho-
logen vor Ort fragen!)

Mein Vorganger hat das schon angesprochen.
Herr Thiele, einfach nur mit den Methoden, die Sie
hier vorschlagen, werden Sie das Problem aber
nicht lésen.

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)

Uberwinternde nordische Géanse kdnnen sowohl
auf Dauergrunland als auch auf Ackerflachen ganz
erhebliche landwirtschaftliche Schaden verursa-
chen. Das ist richtig. Die Verluste sind zum Teil
sehr beachtlich.

Deshalb erhalten die Landwirte, die z. B. innerhalb
der Vogelschutzgebiete wirtschaften, wenn sie sich
an dem Vertragsnaturschutz beteiligen und beson-
dere Ruheflachen bereitstellen, etwa 25 000 Euro
pro Jahr, bezogen auf 100 ha. Man muss die erste
Saule dazurechnen. Das waren noch einmal knapp
35 000 Euro. Auerhalb der Vogelschutzgebiete
werden natdrlich nur die Zahlungen aus der ersten
Saule geleistet, also pro 100 ha 35 000 Euro.
Dann muss man schauen, welche Folgen das im
Einzelnen hat.

Deshalb wollen wir an das Rastspitzenmodell her-
an und bei dem Rastspitzenmodell auf Acker pru-
fen, wo es mdglicherweise dartber hinausgehende
groRe ErtragseinbufRen gibt, und hier zusatzliche
Mittel bereitstellen. Das ist in der Vergangenheit
auch Uber EU-Fordermittel gelaufen. Dies geht in
Zukunft nicht mehr. Deswegen werden wir hier
maoglicherweise Landesmittel in Anspruch nehmen
mussen, was wir prifen werden.

Aber in jedem Fall kénnen Sie sicher sein. Wir
nehmen das Problem ernst. Wir sind im Gesprach
mit den Landwirten vor Ort und wollen das auch in
Zukunft sein. Aber lassen Sie uns wirklich die Fak-
ten klaren und auf der Basis dann gute Lésungen
finden!

Ich danke lhnen herzlich firs Zuhoren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Minister. - Herr Kollege Dam-
mann-Tamke, Kurzinterventionen sind auf Reden
der Landesregierung nicht moglich. Sie kénnen
aber zusatzliche Redezeit in Anspruch nehmen.
Der Minister hat die Redezeit nicht Uberzogen.
Aber Sie haben trotzdem immer das Recht auf
Rede. Anderthalb Minuten, bitte, Herr Dammann-
Tamke!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Vielen Dank, Frau Présidentin. - Herr Minister
Wenzel, sind Sie sich dartber im Klaren, dass die
Art und Weise, wie im Moment argumentiert wird,
namlich dass es sich um européische Vogel-
schutzgebiete handelt, man dort die Jagd auf nor-
dische Géanse einschranken muss und man des-
wegen den Landwirten sogar das Recht entzieht,
auf ihren eigenen Flachen ihr Eigentumsrecht - das
Jagdrecht - auszuuben, lhrem politischen Ansin-
nen, in Niedersachsen 100 000 ha Vorranggebiete
fir Moor- und Klimaschutz anzustreben, jedwede
Glaubwirdigkeit entzieht? - Denn kein Landwirt
wird lhnen glauben, dass das ohne Konsequenzen
bleibt.

Ich komme aus dem Landkreis Stade. Auch dort
sind grof3flachig Vogelschutzgebiete ausgewiesen
worden. Man hat den Landwirten damals gesagt:
Es andert sich tUberhaupt nichts. lhr kénnt weiter
wirtschaften wie bisher. - Und jetzt sagt man ihnen:
Ihr kdnnt weiter wirtschaften wie bisher. Aber zu-
erst missen die Géanse satt werden, und dann
kommt euer Vieh.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank.

(Dirk Toepffer [CDU] meldet sich zu
Wort)

- lhre Redezeit war bis auf 17 Sekunden ausge-
schopft.

(Helge Limburg [GRUNE]: Das ist die-
selbe Fraktion!)

- Nein, sorry. Das ist erledigt. Netter Versuch.
(Heiterkeit)

Der Minister hat keine Fragen zugelassen. Des-
halb missen sie auch nicht beantwortet werden.
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Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor, so-
dass wir die Beratung schlieen kénnen und zur
Abstimmung schreiten.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD
und der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen in der
Drucksache 17/1757 unverandert annehmen will,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit. Damit
ist so beschlossen worden.

Ich rufe den fur heute letzten Tagesordnungspunkt
auf, ndmlich den

Tagesordnungspunkt 16:

Abschliel3ende Beratung:

Gewasser entlasten - Alle Mdoglichkeiten zur
Abwasserminimierung vor Ort voll ausschdp-
fen - Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1105 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses fur Um-
welt, Energie und Klimaschutz - Drs. 17/2151 -
Anderungsantrag der Fraktion der CDU, der Frak-
tion der SPD und der Fraktion Bindnis 90/Die
Grinen - Drs. 17/2219 - Anderungsantrag der
Fraktion der FDP - Drs. 17/2221

Der Ausschuss empfiehlt IThnen, den Antrag unver-
andert anzunehmen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Zu dem Antrag liegen zwei Anderungsantrage vor.
Beide Anderungsantrage zielen auf eine Annahme
des Antrages in einer geanderten Fassung.

Ich er6ffne die Beratung und erteile fur die CDU-
Fraktion Herrn Kollegen Deppmeyer das Wort.
Bitte!

Otto Deppmeyer (CDU):

Frau Prasidentinl Meine Damen, meine Herren!
Wir haben jetzt zwei veranderte Vorschlage. Der
Anderungsantrag der Fraktionen der CDU, der
SPD und von Bindnis 90/Die Griinen ist eine Fort-
entwicklung des Antrages, der im Ausschuss an-
genommen wurde. Es geht um die Belastung an
Werra, an Weser und in der Nordsee, eine Belas-
tung, die durch die Abwasser aus der Produktion
des Unternehmens Kali und Salz im Bereich der
Region links und rechts der Werra entsteht. Diese
Abwasser sind ein Problem fir die Anwohner, vor
allem an der Oberweser und an der Werra. Aber
auch weiter flussabwarts sind sie nicht ohne Be-
deutung.
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Diese Problematik war in der vorigen Legislaturpe-
riode schon mehrfach ein Thema. Wir haben sie in
den Jahren 2010 und 2012 beraten. Die Problema-
tik war im Grunde dieselbe: Das Land Hessen hat
die Produktion durch das Unternehmen Kali und
Salz, hat die Uber 4 000 Arbeitsplatze und die
Steuereinnahmen. Das Land Niedersachsen und
im geringeren Umfang auch die anderen abwaérts
liegenden Bundeslander haben die Umweltprob-
leme, und zwar in einem Ausmal, dass sich be-
rechtigterweise Burgerinitiativen und andere Grup-
pen gebildet haben, die fur ihre Rechte kampfen.

Die Beschliusse in der vorigen Legislaturperiode
des Landtages waren in grol3er Einmutigkeit - auf-
fallig: jedoch ohne die Zustimmung der Grinen -.
gefasst worden Es ging vor allen Dingen darum,
die Nachteile fur die abwarts liegenden Anlieger in
den Flussgebieten zu mindern, mdglichst ganz
aufzuheben. Es ging gegen die Einleitung und
gegen die Verpressung der Salzabwasser in den
Untergrund, so wie das bis heute an der Werra der
Fall ist. Es geht aber vor allem darum, keine Pipe-
line in die Weser und auch keine Pipeline bis in die
Nordsee zu bauen. Denn auch bei einer Pipeline in
die Nordsee gibt es dort Belastungen vor Ort, die
sehr, sehr umfangreich sind.

(Zustimmung von Frank Oesterhelweg
[CDU))

Es geht auch darum, die Qualitatsziele der Was-
serrahmenrichtlinie endlich zu erreichen. Sollte uns
dies nicht gelingen, wird das zu erheblichen millio-
nenschweren Kostenbelastungen fir unser Land
fuhren. Denn die Europaische Kommission hat auf
die besonderen Umstande hierbei bereits aufmerk-
sam gemacht.

Die Beschliusse aus der letzten Legislaturperiode
und von heute sehen vor, die Probleme vor Ort zu
I6sen. Sie sehen vor, die Abwasser bei der Gewin-
nung von Kali und Salz vor Ort aufzubereiten, ein-
zudampfen und wieder in den Untergrund zu ver-
frachten. Dass dieses madglich ist - darauf komme
ich noch zu sprechen -, ist heute eindeutig zu be-
legen. Diese Ziele wurden von den Grinen damals
nicht verfolgt. Ich freue mich, dass heute die Gri-
nen mit inrem Minister Wenzel ihre Meinung geéan-
dert und sich unserer Meinung angeschlossen
haben und diesen gemeinsamen Antrag mittragen.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin aber gleichzeitig dartiber verwundert, dass
samtliche andere griine Minister im Bereich dieses
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Einzugsgebietes unterschiedliche Meinungen ha-
ben

(Zuruf von den GRUNEN: Das muss
man genau lesen!)

und dass der griine Umweltminister aus Nordrhein-
Westfalen aktuell verlangt, dass die Pipeline an die
Nordsee gebaut wird, obwohl zurzeit eindeutig
belegt ist, dass dieses aus Umwelt- und wirtschaft-
lichen Griinden nicht verninftig ist.

Dass die FDP jetzt ausschert, ist interessant, wenn
man den schriftlichen Antrag verfolgt. Dort gibt es
nur einen Halbsatz zur Antragsanderung,

(Jorg Bode [FDP]: Das ist euer alter
Antrag!)

und das ist das, was ich hier vorgetragen habe,
namlich dass es auch nach unserer Meinung keine
Pipeline bis zur Nordsee geben sollte.

(Jorg Bode [FDP]: Stimmt doch so!)

Ich unterstreiche das. Das beinhaltet natirlich die
Begriindung, dass es keine Nachteile fur die Unter-
lieger geben darf. Deswegen ist dieser Sonderan-
trag der FDP Uberflissig. Sie kénnen sich daher
unserem Antrag anschlief3en.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Wir im Landtag fordern deswegen die Landesre-
gierung auf, beim Land Hessen daflir zu sorgen,
dass die Wasserrahmenrichtlinie zwar nicht bis
zum Jahr 2015, wie es eigentlich vorgesehen war,
sondern bis zum Jahr 2027 eingehalten wird. Wir
fordern - - -

(Unruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Moment, bitte, Herr Kollege Deppmeyer! - Darf ich
Sie noch einmal alle um etwas Ruhe und Aufmerk-
samkeit fur den Kollegen bitten!

Otto Deppmeyer (CDU):

Wir fordern weiterhin - - -

(Anhaltende Unruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Moment, bitte, Herr Kollege! - Vielen Dank. - Bitte,
Herr Deppmeyer!

Otto Deppmeyer (CDU):

Wir fordern weiterhin die Landesregierung auf,
daflir zu sorgen, dass der Bewirtschaftungsplan fir
die Flussgebietsgemeinschaft Weser nur - und so
ist das auch vorgesehen - mit der Zustimmung des
Landes Niedersachsen beschlossen werden kann
und damit dafur gesorgt wird, dass eine weitere
Einleitung in den Untergrund und in Werra und
Weser nicht mehr méglich ist und auch der Bau
der Pipeline verhindert wird.

(Zuruf von der FDP)

- Ich habe von der Mehrheit gesprochen, meine
Damen und Herren von der FDP.

Ich fordere dazu auf, dafiir zu sorgen, dass die
technischen Mdglichkeiten zur Reduzierung, die K-
UTEC aufgezeigt hat, umgesetzt werden. In die-
sem Zusammenhang verweise ich darauf, dass
auch das Umweltbundesamt in seiner Betrachtung
deutlich gemacht hat, dass dieses zwar bei der
Finanzierung durchaus schwierig sein kann, aber
dass es nicht fir unmdglich gehalten wird. Wenn
eine neue Technik entwickelt und eingesetzt wird,
ist es wahrscheinlich generell so, dass man nicht
von Anfang an zu 100 % auf der sicheren Seite
liegt.

Das Ende der derzeitigen Genehmigungen im
Hinblick auf die Belastungen der Weser kommt
schon im Jahre 2015 und im Jahre 2020. Hier be-
steht im Zusammenhang mit einer Einflussnahme
auf das Land Hessen auch die Mdglichkeit, dafir
zu sorgen, dass die Gegebenheiten sich positiv flr
Werra und Weser verandern. Die Nordseepipeline
hat jedenfalls keine Zukunft.

Wir sind fur die Lésung der Probleme vor Ort, also
die Eindampfungslosung, die K-UTEC vorgeschla-
gen hat. Die Schatzung des Umweltbundesamtes
geht davon aus, dass die Kosten ungeféhr gleich
hoch sind wie bei einer Pipeline, also nicht unmdég-
lich hoch sind. Darum dirfen Produktionsabwasser
nicht mehr in die Fliisse entsorgt werden.

Meine Damen, meine Herren, auch fir die Halden-
abwasser, die uns noch Jahrzehnte, eventuell so-
gar Jahrhunderte belasten werden, muss in Zu-
kunft gesorgt werden. Auch das geht nicht mit
einer Pipeline, die man nach meiner Ansicht nur
ins Gesprach gebracht hat, um von einer schnellen
Lésung abzulenken.

(Zustimmung bei der CDU)

Die Losung ist schwierig. Sie ist jedoch nicht un-
maoglich. Darum hoffen wir auf unsere Landesre-
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gierung. Wir hoffen, dass sie mit den gegebenen
Mdglichkeiten auf die Hessische Landesregierung
einwirkt, um diese Probleme aufzuheben und dafir
zu sorgen, dass Werra und Weser wieder sauber
werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU und bei den
GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Deppmeyer. - Fir die
SPD-Fraktion hat nun Herr Kollege Schminke das
Wort. Bitte!

Ronald Schminke (SPD):

Frau Prasidentinl Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Das Thema ,Versalzung von Werra
und Weser” hat uns in diesem Hause bereits tber
viele Jahre beschéftigt. Das wird auch so bleiben,
beflrchte ich. Die Einleitung der Kaliabwasser
durch den hessischen Kaliproduzenten Kali und
Salz sorgt dafur, dass die Werra als salzhaltigster
Fluss Mitteleuropas gilt und die Weser von Hann.
Minden bis zur Flussmindung in einem sehr
schlechten Zustand ist.

Seit vielen Jahren wird Uber Verbesserungen ge-
redet und gestritten. Inzwischen ist die Vielstim-
migkeit an Losungsvarianten enorm grof3. Aber am
Zustand der Flusse hat sich nur wenig geandert,
weil der bérsennotierte Konzern die Lander immer
mit der Formel ,Arbeitsplatze gegen Gewasser-
schutz“ gegeneinander ausgespielt hat.

Meine Damen und Herren, Kali und Salz hat bisher
nur ganz wenige Anstrengungen unternommen,
die Ziele der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie
zu erreichen. Es war ja auch immer alles so ein-
fach, und es gab ja auch immer wieder Sonderge-
nehmigungen von den hessischen Genehmi-
gungsbehdrden.

Bis 2015 soll nach der Wasserrahmenrichtlinie der
gute Okologische und chemische Zustand aller
Gewasser in Europa erreicht werden - mit Verlan-
gerungsfristen bis spatestens 2027.

Die EU-Kommission hat bereits ein Vertragsverlet-
zungsverfahren eingeleitet. Darum ist jetzt end-
lich - ,endlich® sage ich, und das betone ich hier -
richtig Druck auf dem Kessel. Insgesamt 14 Millio-
nen m3 Produktionsabwésser werden jahrlich in
den Untergrund bzw. ins Plattendolomit verpresst
bzw. die Halfte durch die Rohrleitung in die Werra
eingeleitet. Die Verpressung gefahrdet das Trink-
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wasser im Buntsandstein, und die Einleitung in die
Werra kann ebenfalls nicht langer hingenommen
werden; denn auch das ist eine gigantische um-
weltpolitische Siinde.

Meine Damen und Herren, der Runde Tisch hatte
eine Nordseepipeline vorgeschlagen. Auch die
Oberweserpipeline mit gigantischen Salzspeicher-
becken wurde in dem Gremium diskutiert und ge-
pruft. Beide Pipelines sind lediglich geeignet, das
Problem oder die Problemlagen zu verlagern. Das
wissen wir heute. Wir haben deswegen im Landtag
eine klare Beschlusslage aus den Jahren 2010
und 2012.

Wir brauchen uns mit der Nordseepipeline nun
auch gar nicht mehr zu befassen; denn Kali und
Salz wollte diese Losung selbst nie, und inzwi-
schen haben auch die Hessen erklart, dass diese
Variante - und jetzt héren Sie gut hin! - 6kologisch
nicht zielfuhrend ist, wirtschaftlich nicht zumutbar
ist und mit den ach so bésen Niedersachsen poli-
tisch auch nicht umsetzbar ist.

Meine Damen und Herren, nun haben die Hessen
gemeinsam mit Kali und Salz die Flucht nach vorn
ergriffen und einen Vier-Phasen-Plan prasentiert.
Man bedroht uns jetzt mit dem Bau einer Oberwe-
serpipeline. Bis zum Jahr 2021 soll sie gebaut
sein. Der Betrieb ist dann bis 2060 vorgesehen.
Zusatzlich soll eine Verlangerung der Verpressung
von Salzlaugen in den Untergrund beantragt wer-
den. Man will die Haldenabwésser um 1,5 Millio-
nen m3 verringern. Aul3erdem will man den Monte
Kali bis zum Jahr 2060 zu 60 % abgedeckt haben.

Meine Damen und Herren, in der Flussgebietsge-
meinschaft wird Niedersachsen diesen provokan-
ten Unsinn, diesen feindlichen Akt verhindern;
denn bei der Aufstellung eines Bewirtschaftungs-
plans ist die Einstimmigkeit aller Anrainerlander
erforderlich.

(Beifall bei der SPD)

Der hessische Vier-Phasen-Plan wird durch Nie-
dersachsen verhindert. Das wird dann ein Vier-
Phasen-Rohrkrepierer werden. Wir verlangen statt-
dessen den Einsatz moderner, verfugbarer Ver-
meidungstechniken am Produktionsort durch Ein-
dampfung, Trennung und Versatz der Reststoffe.
Diese moderne Technik wird in verschiedenen
Varianten Uberall in der Welt bereits betrieben,
allerdings kleinteiliger. Darum muss diese Technik
zu einer Gesamtlésung am Produktionsort zu-
sammengefuhrt werden.
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Es geht, sagt Heiner Marx von der Firma K-UTEC.
Aber bisher verweigerten Kali und Salz und der
Runde Tisch ihm hartnackig den Auftrag fur weite-
re Untersuchungen. Kali und Salz behauptet bisher
stereotyp, die von K-UTEC vorgeschlagene Lo-
sung sei technisch nicht moglich. Das haben wir
uns immer wieder angehort. Inzwischen hat das
neutrale Umweltbundesamt festgestellt, dass eine
technische Losung sehr wohl méglich ist.

Es gibt sie also, die verfiigbare Technik. Das hal-
ten wir nun erst einmal fest. Daraus folgt, dass
endlich weitere Untersuchungen in Auftrag gege-
ben werden mussen. Das, meine Damen und Her-
ren, ist jetzt wichtig, und darauf missen wir auch
Wert legen.

Das UBA hat erklart, die von K-UTEC entwickelten
Verfahren nicht weiterzuverfolgen, weil Kali und
Salz es ablehne, solche Aufbereitungsanlagen zu
bauen, und schlief3lich wirden ja vier bis funf Jah-
re Zeit dafiir benotigt.

Meine Damen und Herren, hier wird wieder einmal
deutlich, dass der Verursacher bestimmen will,
was geht und was nicht geht. Der Vier-Phasen-
Rohrkrepierer-Plan soll tber 60 Jahre laufen. Aber
fur moderne Technik sind bereits vier bis funf Jah-
re zu viel. Das kann es ja wohl nicht sein!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Kali und Salz gefahrdet mit diesem Verhalten die
Arbeitsplatze im Kalirevier. Bisher war es billiger,
die Salzbriihe einfach in die Flisse zu kippen.
Darum will man diese Verweigerungshaltung als
Wettbewerbsvorteil beibehalten, weil es ja so
schon billig ist. Exakt diese Erpressung durfen wir
uns nicht langer gefallen lassen. Das dirfen wir
nicht durchgehen lassen. Dazu muissen wir uns
melden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

In Katalonien missen die Salzriickstdnde mit mo-
derner Technik in den Berg zurlickgegeben wer-
den. Dort wird das zur Auflage gemacht. Warum
soll das, was in Spanien méglich ist, nicht auch bei
uns moglich sein? - Die Fahrgastschifffahrt auf der
Weser darf ihre Fékalien wegen der Einhaltung der
Wasserrahmenrichtlinie nicht mehr in die Weser
einleiten. Das finde ich richtig. Aber in welchem
Verhaltnis steht das zu der Einleitung von jahrlich
7 Millionen m? Produktionsabwasser in Werra und
Weser, die man Kali und Salz genehmigt? - Das
steht doch wohl in keinem Verhaltnis!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Erstens. Niemand ist berechtigt, die Pflanzen- und
Tierwelt, Wasserbauwerke und den Tourismus
nachhaltig zu schadigen. Warum darf Kali und Salz
als Verursacher das alles tun?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, jetzt sind wir Nieder-
sachsen gefordert. Wir missen den Konzern als
Verursacher der Kaliabwasser zwingen, die Was-
serrahmenrichtlinie einzuhalten. Das geht nur mit
moderner Trenntechnik. Ich habe einmal gelernt:
Vermeiden geht vor Entsorgen. Diesem Grundsatz
folgen wir.

Zweitens. Im Bewirtschaftungsplan Weser muss
die Umsetzung moderner Technik als MaRnahme
gefordert werden. So steht es auch in dem Antrag.
Das ist jetzt Sache der Landesregierung; da ist sie
gefordert. Wir fordern sie auf, das umzusetzen.
Dann sind wir einen Schritt weiter.

Drittens. Niedersachsen - das ist das Allerwichtigs-
te; deshalb appelliere ich noch einmal an die FDP -
muss politisch geschlossen bleiben. Nur dann,
wenn wir diese Dinge geschlossen vertreten, wer-
den wir zum Ziel kommen. Deshalb ist es so wich-
tig, diese Gemeinsamkeit in einem Antrag auch
hier in Niedersachsen so durchzubringen. Nur
damit sind die Qualitatsziele der Wasserrahmen-
richtlinie zu erreichen. Gemeinsamkeit, meine Da-
men und Herren, macht stark. Ich brauche diese
Starke, wir brauchen diese Starke an der Weser
und naturlich auch an der Werra.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Schminke. - Fir die
FDP-Fraktion hat nun das Wort Herr Kollege Gru-
pe. Bitte!

Hermann Grupe (FDP):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Grinen haben uns wirklich tief beeindruckt: ein
Transparent in voller Lange quer Uber die Holz-
mindener Weserbriicke als plakativer Protest ge-
gen die Versalzung der Weser. Die Botschaft war
klar: Die Grinen missen nur ans Ruder kommen,
dann ist die Weser gerettet.
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Wir haben uns die groRen Versprechungen von
Christian Meyer jahrelang anhéren mussen, meine
Damen und Herren. Nun sind die Grinen an der
Regierung, und zwar in Niedersachsen und in
Hessen. Jetzt lernen wir, was die Grinen unter
Worthalten verstehen.

Die Weser erreicht wieder SuRwasserqualitat,
hdéren wir, und das schon 2075.

(Jorg Bode [FDP]: Na Wahnsinn! -
Weitere Zurufe)

Es hatte sich einmal jemand von dieser Seite des
Hauses leisten sollen, den Birgern zu verspre-
chen: Wir halten unsere Wabhlversprechen, und
das schon in 60 Jahren.

(Lachen und Beifall bei der FDP und
bei der CDU)

Meine Damen und Herren, was die griine Ministe-
rin Priska Hinz besonders stolz macht: Es kostet
das Land Hessen nicht einen einzigen Cent, hat
sie verkiindet. - Super! Ich habe immer gedacht,
gerade die Hessen seien in der Verantwortung,
zusammen mit dem Unternehmen fir die Arbeits-
platze und fir die Umwelt das Mdglichste zu tun
und sich voll reinzuhdngen und voll zu investieren
nach den Kraften, die sie Uberhaupt nur haben. -
Nein, kein einziger Cent!

Statt dies nun unmissverstandlich einzufordern,
horen wir jetzt die néchste phantastische Ge-
schichte.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege Grupe, bevor Sie die Geschichte
erzahlen: Herr Kollege Bajus mdchte eine Frage
stellen.

Hermann Grupe (FDP):

Gerne.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Bitte!

Volker Bajus (GRUNE):

Lieber Kollege Grupe, wissen Sie eigentlich, wer
die letzten Jahre der Koalitionspartner in Hessen
und insofern auch fur die hessische Umweltpolitik
und die Einleitungen in Werra und Weser zustan-
dig war, mindestens die letzten zehn Jahre? Kon-
nen Sie mir den Koalitionspartner nennen?
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(Christian Durr [FDP]: Und wer ist es
jetzt? - Helge Limburg [GRUNE]: Wer
war das noch mal?)

Hermann Grupe (FDP):

Ich kann Ihnen - dies trifft sich gut - sogar sagen,
wer das in Niedersachsen war: Das war mein
Freund Hans-Heinrich Sander, sogar in der direk-
ten Verantwortung.

(Helge Limburg [GRUNE]: Und wer
war das in Hessen?)

Mit dem habe ich mich noch einmal ausgetauscht.
Er hat einer Einleitung weder in die Weser noch in
die Nordsee durch eine Pipeline jemals zuge-
stimmt, und die Kollegen von der FDP in Hessen
auch nicht.

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)
Ich danke Ihnen ausdricklich fur diese Frage.
(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das macht namlich den Unterschied klar zwischen
einer wirklichen Wirtschaftspolitik, die auch die
Umweltaspekte verantwortlich mit einbindet, und
Ihren leeren Versprechungen, die Sie jetzt im Re-
kordtempo brechen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Christian Dirr [FDP]: So ist es!)

Statt nun unmissverstandlich einzufordern, dass
das Land Hessen seinen Pflichten nachkommt,
horen wir jetzt die né&chste phantastische Ge-
schichte. - Frau Prasidentin, dann bin ich wieder
an der Stelle. - Eine Pipeline in die Nordsee soll es
sein, quer durch das ganze Land, quer durch das
Weltkulturerbe Wattenmeer. Wen stort das schon?
- Diese Mar, meine Damen und Herren, kann man
wirklich nur in Hannover und siidlich davon erzéh-
len. Die Menschen im Norden kénnen dartber
nicht einmal lachen.

(Zuruf von der SPD: Wir auch nicht!)

Die Grinen in Hessen haben sich jetzt, im Zuge
der neuen Entscheidung, davon verabschiedet.
Denen ist es langsam peinlich, so etwas zu erzdh-
len. Aber das scheint Prinzip bei den Grinen zu
sein: Man erzahlt diesseits der Landesgrenze
exakt, haargenau das Gegenteil von dem, was die
Kollegen auf der anderen Seite erzdhlen.

Mit Ihrem Antrag werfen Sie Nebelkerzen, um von
der hessischen Regierung abzulenken; denn Fakt
ist: Entschieden wird die Frage in Hessen, egal wie
wir dazu Stellung nehmen. Ihr Einfluss auf die
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hessischen Kollegen scheint absolut bei null zu
liegen, oder, liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie
tragen in Wirklichkeit die hessische Lésung
klammbheimlich mit.

Wir stehen fiir Ihre Phantastereien genauso wenig
zur Verfigung, wie wir daflr zustandig sein kon-
nen, die innerparteilichen Probleme der Griinen zu
|6sen. Sie haben es in der Hand. Sie sind verant-
wortlich. Sie kénnen und mussen dieses Problem
mit lhren griinen Parteifreunden I6sen.

Wir haben einen Anderungsantrag eingebracht,
der klar und tberschaubar ist. Er umfasst drei Wor-
te und sagt: Eine Pipeline in die Oberweser und in
die Nordsee, das wollen wir nicht. - Stimmen Sie
dem zu, und wir haben absolute Klarheit.

(Christian Durr [FDP]: So ist es!)

Um auch das zu sagen: Herr Kollege Deppmeyer,
Sie haben darauf aufmerksam gemacht, dass auf
die Beschlisse der letzten Legislaturperiode ver-
wiesen wurde. Darin steht eben nicht - lesen kén-
nen auch wir-: Der Landtag bekraftigt die Be-
schliusse. - Dann ware alles, was darin steht, wort-
wortlich drin. Vielmehr steht drin: Der Landtag
unterstitzt vor dem Hintergrund seiner Beschliisse
vom ... usw. - Das steht naturlich nicht wortwdrtlich
so drin.

Da die Grunen diesen drei Worten bisher nicht
zustimmen konnen, ist glasklar, dass diejenigen,
die das bisher getan haben - ich weil3 dies von
Herrn Meyer -, die Geschichte von der Pipeline in
die Nordsee weiter erzahlen wollen. Dieses
Schlupfloch lassen wir Ihnen nicht. Bekennen Sie
Farbe! Es geht um diese drei Worte und darum,
dass den Menschen in Zukunft nicht wieder der
falsche Wein eingeschenkt wird.

Danke schon.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Es hat nun das Wort fir die Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen Herr Kollege Bajus. Bitte!

Volker Bajus (GRUNE):

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Prasidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Herr Grupe, wenn man
zehn Jahre lang in Hessen und in Niedersachsen
regiert und einfach gar nichts fir die Weser getan
hat, dann weil3 ich nicht, ob man hier so reden
kann.

(Christian Durr [FDP]: Im Gegenteil!
Pipeline verhindert, die Sie wollten!)

Sie glauben, Sie kdnnen das.

(Christian Durr [FDP]: Uns geht es um
das Naturerbe Wattenmeer! Das ka-
pieren Sie nicht! - Unruhe - Glocke
der Présidentin)

Wenn man die Beratung im Ausschuss verfolgt
und gesehen hat, dass die FDP gar nichts dazu
beigetragen hat, auch keinen Antrag vorlegt und
sich jetzt auf 13 Buchstaben, die Sie hinzufligen,
ausruht - wie Sie damit Politikfahigkeit beweisen
wollen, kann ich nicht nachvollziehen. An Ihrer
Stelle wirde ich etwas bescheidener auftreten.

(Beifall bei den GRUNEN)

Nichtstun adelt nicht, Nichtstun ist einfach nichts.
Sie sollten sich wirklich etwas mehr zurtickhalten.

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sind uns
einig: Dazu, worauf sich K+S und das Land Hes-
sen Ende September zum weiteren Umgang mit
den Produktionsabwassern der Kaliférderung ge-
einigt haben, wird man in diesem Haus niemanden
finden, der das gutheil3en kann. Das geht aus nie-
derséachsischer Sicht tberhaupt nicht.

Die Verpressung von Abwassern in den Unter-
grund soll bis 2021 weiterlaufen, obwohl alle wis-
sen: Dieser Schiet kommt wieder nach oben und
wird damit weiter Gewasser belasten. 2021 dann
die Pipeline zur Oberweser, die Bruhe direkt nach
Niedersachsen, Entlastung fur die Werra, aber
Niedersachsen bekommt die Belastung, und das
bis weit Uber 2060 hinaus, weit Giber 40 Jahre. So,
meine Damen und Herren - dariber sind wir alle
uns einig -, geht es nicht. So geht man nicht mit
seinen Nachbarn um. Und so kommt man auch
nicht aus dem angelaufenen EU-Verfahren heraus.

(Beifall bei den GRUNEN)

An dieser Stelle kommt dann gerne einmal das
beliebte ,Brussel-ist-schuld“-Spiel ins Spiel. Nein,
Brissel ist natirlich nicht schuld. Samtliche Fliel3-
gewasser mussen bis allerspatestens 2027 in ei-
nem guten chemischen und 6kologischen Zustand
sein. So hat es die EU einvernehmlich, mit Zu-
stimmung Deutschlands, im Jahr 2000 beschlos-
sen. Die EU-Kommission hat die Aufgabe, das mit
ihrer Forderung nach entsprechenden Mal3nah-
men auch durchzusetzen. Das, was K+S jetzt al-
lerdings vorgeschlagen hat, reicht dafir hinten und
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vorne nicht. Empfindliche Bul3gelder wéaren dafir
unausweichlich.

Wir brauchen endlich einen tragfahigen Lésungs-
vorschlag fur die Werra und fir die Weser. Dies ist
im neuen Bewirtschaftungsplan der Flussgebiets-
gemeinschaft bis spatestens Ende 2015 vorzule-
gen. Diesen Plan allerdings beschlieRen wir ge-
meinsam mit allen Weseranrainern. Dann werden
wir sehen, wie Hessen daftr sorgen will, dass hier-
zu die Zustimmung auch von Niedersachsen
kommt. So, wie es jetzt geht, wird Niedersachsen
dem nicht zustimmen kénnen. Darilber - ich freue
mich - sind wir uns alle einig. Eine Zustimmung
wird es so nicht geben.

Aber machen wir uns doch nichts vor: Seit Jahren
spielt K+S die unterschiedlichen Interessen der
Anrainerlander und der Anliegergemeinden erfolg-
reich gegeneinander aus. Naturlich geht es auch
um wirtschaftliche Interessen, um Steuereinnah-
men und um Arbeitsplatze. Aber es geht auch um
vitale Interessen der unmittelbaren Flussanlieger,
die unter der Salzfracht leiden, und um die Um-
weltqualitat des langsten Flusses in unserem Land.

Die heutige eher plakative Positionsbestimmung
des Landtags bringt noch keine Lésung des Prob-
lems. Sie wehrt nur ab, was zu verhindern ist. Poli-
tik wird sich letztlich landertbergreifend zusam-
menraufen und K+S vollstandig in die Pflicht neh-
men mussen.

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang dann
doch noch ein Wort zur umstrittenen Idee der
Nordseepipeline. Um das ein fir alle Mal klarzu-
stellen: Wollen will die niemand - auch kein Gri-
ner; auch wir wollen andere, 6kologisch vertragli-
chere Lésungen.

Ist es aber wirklich zielfihrend, eine denkbare
Option kategorisch auszuschlie3en, ohne eine
andere Antwort auf dem Tisch liegen zu haben und
auch auf den Weg bringen zu kénnen? - Am
16. Oktober hat das UBA eine Expertise zur Mach-
barkeit der Eindampfungslésung vorgelegt. Das ist
hier mehrfach erwahnt worden. Das Ergebnis: Die
praktische Umsetzbarkeit des K-UTEC-Verfahrens
ist nicht sehr wahrscheinlich. - So deren Fazit.
Natirlich kann man sagen: Das glaube ich nicht.
Aber ernst zu nehmen sind die Argumente in je-
dem Fall. Also: Das allein bringt uns nicht weiter.

Richtig ist doch in dieser schwierigen Gemengela-
ge, den Druck auf den Verursacher K+S maximal
aufrechtzuerhalten.

(Zustimmung bei den GRUNEN)
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Wenn wir keine Verpressung uber 2015 hinaus
wollen, wenn wir keine Einleitung in die Flisse
Uber 2027 hinaus wollen, wenn wir die Kaliproduk-
tion nicht dichtmachen wollen, weil Arbeitsplatze,
Wertschopfung und auch Kalidiinger gebraucht
werden, dann, meine Damen und Herren, sollten
wir keine technisch machbare Ldsung grundséatz-
lich ausschlie3en und stets den 6kologisch besten
Weg wahlen.

Allen Beteiligten sage ich an dieser Stelle ganz
herzlichen Dank dafiir, dass wir hier doch einen
gemeinsamen Antrag auf den Weg gebracht ha-
ben - einen gemeinsamen Antrag zumindest der-
jenigen, die das Beste flr Niedersachsen wollen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Bajus. - Auf lhre Ausfiih-
rungen hin liegt eine Kurzintervention des Kollegen
Grupe vor. Bitte.

Hermann Grupe (FDP):

Frau Prasidentin! Herr Kollege Bajus, vielen Dank
fur diese Klarstellung. Das war ja schon etwas
deutlicher. Sie haben eine Pipeline zur Nordsee
ganz klar nicht ausgeschlossen. Sie haben gesagt,
diese Option sollte man sich nicht verbauen.

Von der SPD wurde uns vorgetragen, dass sich
das damit erledigt hatte. Die CDU hat geglaubt,
dass mit diesem Beschluss alles klar wéare. Wir
gehen zum Glauben in die Kirche.

(Zuruf von der CDU: Jow!)

Wir brauchen eine klare Formulierung. Und hier ist
ganz klar der Unterschied - den haben Sie jetzt
deutlich gemacht -: Wir sind gegen eine Pipeline-
I6sung - in die Oberweser sowieso, was lhre Kolle-
gen in Hessen wollen, aber auch zur Nordsee
durch viele schutzenswerte Gebiete einschlieRlich
des Wattenmeeres. Das kann Uberhaupt nicht die
Lésung sein. Die Ldsung kann nur sein, die Pro-
bleme vor Ort zu l6sen. Die Hessen sind gefordert,
und die mussen zusammen mit dem Unternehmen
eine Losung herbeifihren. Solange dies nicht klar
ist, stimmt jeder aus diesem Landtag, der hier zu-
stimmt, auch fir die Option einer méglichen Nord-
seepipeline. Das haben Sie eben mit Ihrer Wort-
meldung klargemacht.

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der
SPD: Quatsch!)
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Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Herr Kollege Bajus antwortet Ihnen.

Volker Bajus (GRUNE):

Herr Grupe, nichts wird dadurch richtiger, dass
man es dauernd wiederholt.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Ich habe mich hier deutlich positioniert. Ich glaube,
es ist auch deutlich verstandlich. Wenn Sie unse-
ren Antrag gelesen haben, dann wissen Sie, dass
darin auch steht, dass das, was der Landtag in
friheren Jahren beschlossen hat, nicht aufgeho-
ben wird. Das hat ganz einfach damit zu tun, dass
Hessen Uberhaupt gar keine Planung zu einer
Nordseepipeline vorgelegt hat.

Wir diskutieren heute Uber den sogenannten Vier-
Phasen-Plan. Wir sind uns in diesem Haus einig:
Das geht nicht, weil das bis zum Jahr 2075 ein
Bruch der EU-Wasserrahmenrichtlinie ware, eine
Belastung der Weser.

Warum Sie an dieser Stelle dieses Kinderspiel
weiter mit uns spielen missen, das kann hier kei-
ner verstehen. Hier geht es darum, niederséachsi-
sche Interessen gegenuber K+S geschlossen zu
vertreten. Wenn Sie dazu nicht in der Lage sind, ist
das lhr Problem. Niedersachsen hat andere Pro-
bleme, und ein Problem ist die Weserversalzung.
Wenn man dagegen etwas tun will, dann lassen
Sie uns das gemeinsam, konstruktiv tun. Diese
Sandkastenspiele kdnnen Sie gern in lhrer Frakti-
on machen, aber nicht mit uns.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fur die Landesregierung hat nun
Herr Umweltminister Wenzel das Wort. Bitte!

Stefan Wenzel, Minister fir Umwelt, Energie und
Klimaschutz:

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Nach dem Ende der innerdeut-
schen Teilung sind die Belastungen in der Werra
sehr deutlich zuriickgegangen. Aber noch immer
gelten heute die Grenzwerte, die einmal im Krieg
aus kriegsbedingten Produktionsgrinden festge-
legt wurden. Aus Sicht der Landesregierung ist
festzustellen: Das Problem mit diesen alten Werten
von 1942 ist noch lange nicht gel6st.

Die LOsung gestaltet sich nach wie vor sehr
schwierig. Niedersachsen hat sich andererseits
immer daftr ausgesprochen, das Problem md&g-
lichst, wenn irgend maoglich, vor Ort zu lésen. Wir
mussten in der letzten Woche aber zur Kenntnis
nehmen, dass eine vollig rickstandsfreie Produkti-
on am Standort des Werkes Werra nicht mdglich
ist.

(Dr. Gero Hocker [FDP]: In der letzten
Woche?)

Es wurde deshalb wiederholt auf das Verfahren
K-UTEC, Sondershausen, hingewiesen, mit dem
eine rickstandsfreie Kaliproduktion im Werk Werra
maoglich sei. Eine Plausibilitatsprifung, die vom
Bundesumweltministerium beim UBA in Auftrag
gegeben wurde, schétzt die realen Umsetzungs-
chancen fur die Eindampfungslésung auch nach
dem Vorliegen belastbarer Entscheidungsgrundla-
gen aus heutiger Sicht zwar als sehr gering ein,
halt jedoch eine technische Machbarkeit fir mog-
lich. Aus Sicht der UBA erforderten sowohl das
Vertragsverletzungsverfahren als auch der Bewirt-
schaftungsplan 2015 MalRnahmenvorschlage mit
realen Umsetzungschancen.

Gleichwohl ist dieses Gutachten einer weiteren
vertiefenden Analyse zu unterziehen. Das gilt ins-
besondere fir die 6konomische Machbarkeit und
Zumutbarkeit.

Der EntschlieBungsantrag fordert die Landesregie-
rung auf, in den nachsten Bewirtschaftungsplan
auch die alternativen Verfahren zur Minderung der
Salzbelastung aufzunehmen. Das werden wir tun.
Auf der Grundlage der aktuellen Erkenntnisse pruft
die Flussgebietsgemeinschaft derzeit, welches
MaRnahmenszenario zur Verbesserung der Redu-
zierung der Salzbelastung in Werra und Weser
aufgenommen werden soll.

Das Land Hessen und die Firma K+S hatten dazu
Uberraschend einen neuen Vier-Phasen-Plan o6f-
fentlich vorgestellt. Nach hessischer Darstellung
soll es zwar zu keiner Verbesserung, aber auch
nicht zur Verschlechterung bis 2060 kommen.

Die fur die Flussgebietsgemeinschaft fortgeschrie-
bene Modellierung der Gewassergute der Firma
Sydow Consult weist allerdings schon fur 2021
Verschlechterungen fiir die Oberweser abwarts
aus. Aus niedersachsischer Sicht sind die von
Hessen und von der Firma K+S dargestellten
Schritte daher eindeutig nicht ausreichend.

Grenzwertabsenkung ist unverzichtbar, und auch
auf die schmale Oberweser-Leitung, wie sie jetzt
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heiBen soll, muss aus niedersachsischer Sicht
verzichtet werden.

(Volker Bajus [GRUNE]: So ist das!)

Eine Grenzwertabsenkung wirde Einfluss auf die
Produktion haben. Aber auch mit Grenzwertabsen-
kung allein erreichen wir die Umweltziele nicht.

Das Zustandekommen eines gemeinsamen Be-
schlusses des Weserrats ist nach meiner Ein-
schatzung bis auf Weiteres fraglich.

(Glocke der Présidentin)

Eine Verurteilung durch den EuGH wegen Versto-
Bes gegen die Wasserrahmenrichtlinie hatte aber
wahrscheinlich auch fur Niedersachsen erhebliche
finanzielle Folgen. Und das wollen wir nicht, meine
Damen und Herren.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Die Landesregierung wird sich daher in den néchs-
ten Wochen im Weserrat sehr intensiv um eine
Losung bemuhen. Ich erwarte, dass dazu auch
eine Weser-Ministerkonferenz einberufen wird.
Gegebenenfalls sind auch weitere gutachterliche
Untersuchungen erforderlich.

Meine Damen und Herren, das ist ein Problem,
das schon 1912 - vor dber 100 Jahren - sehr in-
tensiv diskutiert wurde. Wer einmal die Presse von
damals liest, die Lokalpresse der Kommunen ent-
lang der Weser, der wird feststellen, dass man
schon damals intensiv um Ldsungen gerungen hat.
Es freut mich daher sehr, dass es hier gelungen
ist, drei Fraktionen hinter diesen Antrag zu be-
kommen, die ihn gemeinsam eingebracht haben.
Wir werden alles tun, um in dem Sinne zu einer
Lésung zu kommen.

Ich danke Ihnen herzlich flrs Zuhoren.

(Beifall bei den GRUNEN - Zustim-
mung bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Minister Wenzel. - Herr Kollege
Grupe hat fur die FDP-Fraktion um zusatzliche
Redezeit gebeten. Sie erhalten eine Minute. Bitte!

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir diskutieren hier Gber ein sehr
wichtiges Thema. Deswegen versuchen wir, Herr
Kollege Bajus, im Zweifel nicht nur zweimal, son-
dern auch drei- oder viermal, zu einer Einigung zu
kommen.
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Klar ist, wir alle sind uns véllig einig: Es geht um
drei Worte, die wir zur Klarstellung aufgenommen
sehen mdchten. Um es im Zusammenhang zu
zitieren:

,Der Landtag unterstitzt ... alle Méglichkei-
ten, den Bau einer Pipeline zur Oberweser*

- jetzt kommt es: -

,und zur Nordsee zu verhindern®.
Das ist glasklar!

(Beifall bei der FDP)

Die Situation stellt sich jetzt so dar: Die hessischen
Grinen haben eine Pipeline zur Oberweser in den
Raum gestellt. Und Sie wehren sich bisher hartné-
ckig gegen die Klarstellung, dass dieser Landtag
keine Pipeline in die Nordsee will, dass er sich ihr
widersetzen will. Nur darum geht es!

Die Grunen wollen also entweder eine Pipeline in
die Oberweser oder in die Nordsee. Wir wollen
beides nicht! Deswegen: Wer diesen Anderungs-
antrag ablehnt, der stimmt mit den Grinen fir
Pipelines!

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor. Ich schliel3e die Beratung.

Ich bitte Sie um Aufmerksamkeit fir die Abstim-
mung.

Der Anderungsantrag der Fraktion der FDP ent-
fernt sich inhaltlich am weitesten vom urspriingli-
chen Antrag. Wir stimmen daher zun&chst Uber
diesen Anderungsantrag ab. Falls er abgelehnt
wird, stimmen wir anschlieRend zunéchst tber den
Anderungsantrag der Fraktion der CDU, der Frak-
tion der SPD und der Fraktion Bindnis 90/Die
Griunen in der Drucksache 17/2219 und gegebe-
nenfalls anschlieBend tber die Beschlussempfeh-
lung ab.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ande-
rungsantrag der Fraktion der FDP in der Drucksa-
che 17/2221 zustimmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dem Anderungsantrag der FDP-Fraktion wurde
nicht gefolgt.

Wir kommen daher zur Abstimmung tiber den An-
derungsantrag der Fraktion der CDU, der Fraktion
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der SPD und der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
in der Drucksache 17/2219.

Wer diesem Anderungsantrag seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dem Anderungs-
antrag wurde gefolgt. Damit wurde der Antrag in
der Fassung des Anderungsantrages in der Druck-
sache 17/2219 angenommen.

Wir sind fir heute am Ende der Beratungen. Ich
schlieRe die Sitzung. Wir sehen uns morgen um
9 Uhr wieder.

Schluss der Sitzung: 18.02 Uhr.

4367



	Stenografischer Bericht
	47. Sitzung am 22. Oktober 2014

	TOP 1: Mitteilungen des Präsidenten

	TOP 2: Feststellung eines Sitzverlustes gemäß Artikel 11 Abs. 2 Satz 2 der Niedersächsischen Verfassung i. V. m. mit § 8 Abs. 2 des Niedersächsischen Landeswahlgesetzes

	TOP 3: Aktuelle Stunde

	FDP:
Vom Absteigerland endlich wieder zum Aufsteigerland  werden: Aktionsplan „Wachstum für Niedersachsen“ umsetzen! 
	CDU: Südnieder- sachsenplan gescheitert? - Verspielt
 Weil EU-Fördergelder für ganz Nieder-sachsen? 
	SPD: Zuwanderung und Integration - Chancen für Niedersachsen nutzen

	GRÜNE: Permanente Angriffe gegen die Justiz - Welches
 Verhältnis hat die CDU zur dritten Gewalt?

	TOP 4: Entwurf eines Gesetzes zur Neuaus-
richtung des Verfassungsschutzes im Land Niedersachsen 
	TOP 5: Entwurf eines Niedersächsischen Landesvergabegesetz
(LVergabeG)
	TOP 6: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen
 Gesetzes über Eisenbahnen und Seilbahnen
	TOP 7: Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung von Vorschriften über Verordnungen und Zuständigkeiten 
sowie zur Rechtsbereinigung
	TOP 8: Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen  über die Änderung der gemeinsam
 Landesgrenze
	TOP 9: Entwurf eines Gesetzes über die Neubildung der Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld, Landkreis Goslar

	TOP 10: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen  Abgeordnetengesetzes

	TOP 11: Niederdeutsch und Saterfriesisch weiter fördern

	TOP 12: Feststellung eines Sitzverlustes gemäß Artikel 11 Abs. 2 Satz 2 der Niedersächsischen Verfassung i. V. m. mit § 8 Abs. 2 des Niedersächsischen
 Landeswahlgesetzes
	TOP 13: 
Einsetzung einer Enquetekommission „Verrat an der Freiheit - Machenschaften der Stasi in Niedersachsen aufarbeiten“
	TOP 14: Ein unabhängiger Beauftragter für die Polizei statt einer Misstrauensstelle beim Staatssekretär 
des Innenministeriums
	TOP 15: Gänsemonitoring und -management in Niedersachsen

	TOP 16: Gewässer entlasten - Alle Möglichkeiten zur Abwasserminimierung vor Ort voll ausschöpfen

	Nächste Sitzung



